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Beschluss
Überweisung

Paritätische Reihung bis zum Schluss

Paritätische Reihung bis zum Schluss

Wir fordern die Streichung § 27, Abs. (1), Satz 3 der Satzung der BayernSPD.

Überweisen an

Oragnisationspolitische Kommission
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Reißverschluss ernst nehmen – alternierende Listenreihung durchziehen
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„Kann eine alternierendeReihung innerhalb derGruppeder Stimmkreiskandidatinnenund -kandidaten,
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alternierenden Reihung abgewichen werden.“

Überweisen an

Oragnisationspolitische Kommission
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A1

Beschluss
Annahme

Arbeits- und Ausbildungsbedingungen aktiv gestalten.

Letztes Jahr hat die OECD-Bildungsstudie erneut gezeigt, was schon lange bekannt ist: In Deutsch-

land, gerade in Bayern, hängen die Bildungschancen vom Geldbeutel und der sozialen Herkunft der

Eltern ab. 2015 war die Quote der Azubis mit Abitur zum ersten Mal höher als die der Azubis mit

Hauptschulabschluss. 1,22 Millionen junge Menschen im Alter zwischen 20 und 29 Jahren haben

keine abgeschlossene Ausbildung. Nur jede*r zweite Mittelschüler*in schafft direkt den Sprung von

der Schule in die Ausbildung. Für Mittelschüler*innen bleiben in der bundesweiten Lehrstellenbörse

der Industrie- und Handelskammern fast zwei von drei Angeboten von vornherein verschlossen. Gute

Ausbildung jetzt! Neben der schnelleren Genehmigung der Arbeitserlaubnis muss es eine Ausbildungs-

garantie auch für Geflüchtete gelten. Damit ist für uns auch selbstverständlich: keine Abschiebung der

Geflüchteten während der Ausbildung! Viele Unternehmen sehen hingegen in der Ausbildung einen

wirtschaftlichen Nachteil.  Nur noch jeder fünfte Betrieb bildet einen odermehrere Lehrlinge im dualen

System aus.  Gleichzeitig klagt die Wirtschaft über den Fachkräftemangel. Deshalb fordern wir eine

gesetzliche  Ausbildungsgarantie mit einer Mindestausbildungsvergütung : Alle Unternehmen mit

über 10 Mitarbeiter*innen sollen dazu verpflichtet werden auszubilden. Betriebe, die nicht oder wenig

ausbilden, sollen Umlagezahlungen an einen Ausbildungsfond entrichten und sich dadurch an den

Ausbildungskosten beteiligen.

Die Qualität der Ausbildung ist nämlich ein zentraler Baustein für das weitere Arbeitsleben von jun-

gen Menschen. Leider werden Verstöße gegen das Jugendschutzgesetz und Ausbildungsmängel viel

zu selten geahndet, da die Kontrollen und das Personal dazu fehlen. Ausbildungsrahmenpläne wer-

den nicht bekannt gemacht und eingehalten, Ausbilder*innen stehen den Auszubildenden nicht zur

Verfügung und Auszubildende müssen ausbildungsfremde Tätigkeiten wie Kaffee kochen oder Brot-

zeit holen durchführen. 44 % der befragten Azubis des Ausbildungsreports der DGB Bayern berichten

über regelmäßige Überstunden. Von den Jugendlichen unter 18 Jahren arbeiten 15 % regelmäßig über

40 Stunden pro Woche. Das Personal in der Gewerbeaufsicht muss aufgestockt werden! Der Freistaat

sollte, anstatt bei Cannabis oder etwas Lärm beim Feiern, lieber bei Verstößen bei der Ausbildung hart

durchgreifen. Schwierig ist die Situation vor allem in Ausbildungsbetrieben die zu klein sind für eige-

ne Betriebsrats- und JAV-Strukturen. Wenn in deiner Ausbildung zum*zur Maler*in dein*e Ausbilder*in

gleichzeitig dein*eChef*in ist, anwenwendest dudich,wenndunur als billigeHilfskraft eingesetztwirst

und ausbildungsferneTätigkeiten ausführen sollst? Der Zugriff auf die Auszubildenden, unabhängig der

Strukturen ihres Ausbildungsbetriebes sind die Berufsschulen. Dafür ist es sinnvoll, Auszubildendenräte

in den Berufsschulen als Partizipationsmöglichkeit zu etablieren. Auchmüssen Anlaufstellen für Auszu-

bildende in der Berufsschulen gestärkt werden, um in Konflikten mit dem Betrieb zu vermitteln, bei

der Kontaktaufnahme zu Kammern, Gewerkschaften oder Berufsinteressensvertretung zu unterstüt-
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zen und gegebenenfalls gemeinsam gegen ausbeuterische Ausbildungsbetriebe vorgehen zu können.

Berufskammern und Gewerbeaufsichtsämter sind personell so auszustatten, dass es gewährleistet ist,

dass sie die Ausbildungsqualität mindestens einmal jährlich in den Ausbildungsstätten kontrollieren

können. Aufgaben gilt es zu konkretisieren, Berufsbildungsausschüssen muss ein Anhörungsrecht ein-

geräumt werden und ein Unterausschuss zur Ausbildungsqualität etabliert werden. Den Gewerkschaf-

ten des DGB ist ein gesetzlich verankertes, regelmäßiges Zugangsrecht zur Information der Berufsschü-

ler*innen während der Unterrichtszeit in den Klassen an allen Berufsschulen zu gewähren In Betrieben,

die die nötige Anzahl Mitarbeiter*innen haben, ist das wirksamste Mittel gegen eine schlechte Aus-

bildungsqualität eine starke Jugend- und Ausbildungsvertretung. Junge Arbeitnehmer*innen können

selbst am besten beurteilen, was sie benötigen, und können sich so zu guten Fachkräften entwickeln.

Wir fordern, dieMitbestimmungsrechte junger Arbeitnehmer*innen und der Jugend- und Auszubilden-

denvertretungen  in  den  Betrieben  und Berufsschulen gesetzlich  zu  stärken  und  die  Jugend- und

Auszubildendenvertretungen  (JAV)  daher  mit  weiteren  Rechten  auszustatten. Dazu gehört, die Mit-

bestimmungsgrenze bis 25 Jahre zu streichen.Wer eine Ausbildungmacht, muss unabhängig vomAlter

das Recht darauf haben, die Jugend- und Auszubildenden Vertretung zu wählen oder für sie zu kan-

didieren. Die Anpassung des entsprechenden Gesetzestextes (Betriebsverfassungsgesetz, Dritter Teil,

Jugend- und Auszubildendenvertretung) muss angestrebt werden.  Zudem  fordern wir  eine klare Re-

gelung zuTeilfreistellungenmit einer festen Staffelung  von  Teilfreistellungen  für  Jugend- und  Auszu-

bildendenvertreter*innen, die jedoch nichtmit dem Ziel, einen Berufsabschluss zu erreichen, kollidieren

dürfen und daher beschränkt bleiben müssen. Unabdingbar ist es, gesetzlich zu verankern, dass auch

Dual Studierende die JAVwählen dürfen, um gleichgestellt mit Auszubildenden eine Interessensvertre-

tung und Ansprechpartner*innen zu haben. Eine gute Ausbildung findet nicht nur im Betrieb, sondern

auch an den Berufsschulen statt. Diese geben leidermeistens ein trauriges Bild ab: Kaputte Zimmer und

Sanitäranlagen, veraltete Lehrmaterialien oder undichte Fenster sind keine Seltenheit. Wenn wir gute

Fachkräfte wollen, dürfen wir nicht in der Bildung sparen und Berufsschulen so sanieren und gestal-

ten, dass sie tatsächlich Orte zum Lernen werden! Dafür müssen die Kommunen finanziell so ausge-

stattet werden, dass sie diese Aufgabe wahrnehmen können. Zudem muss die Rückkehrpflicht in den

Betrieb nach der Berufsschule unabhängig vomAlter  der*des Auszubildenden abgeschafftwerden. Be-

rufsschulwochen sollen wie die vertraglich vereinbarte Wochenarbeitszeit berücksichtigt werden. Kos-

tenfreies  Lernen  ist  für  uns  nicht  nur  eine  Forderung  für  die  Gestaltung  des  Lernens  an allgemein-

bildenden   Schulen.  Auch   die  Berufsausbildung   sowie   das   duale   Studium sollen kostenfrei ange-

boten werden. Selbiges gilt auch für Weiterbildungen: Lebenslangem Lernen wird heute extrem hohe

Bedeutung zugemessen. Daher muss vom Landtag die Forderung nach der Kostenfreiheit von Meister-

undTechnikerausbildung beschlossen und unterstütztwerden. Gute Ausbildung braucht Zeit! Eine qua-

lifizierte Ausbildung zu verantwortungsvollen Facharbeiter*innen  dauert  mindestens  drei  Jahre, denn

sie  bildet nicht nur die Basis für eine interessantere und abwechslungsreichere Tätigkeit;  Gut qualifi-

zierte Ausgebildete werden auch deutlich seltener erwerbslos als gering Qualifizierte. Dies kann eine

zweijährige, vermeintlich “billigere“ Ausbildung,  wie sie viele Arbeitgeber*innen und das Wirtschafts-

ministerium anstreben, nicht leisten So eine  „Kurzausbildung“ sorgt nicht für die erforderliche umfas-

sende Kompetenzvermittlung. Außerdem darf nicht dem Druck der*des Arbeitgebers*in nachgegeben

werden und eine Modularisierung der Ausbildungsberufe muss verhindert werden. Die Modularisie-

rung ist ein Mittel, die 3-jährige Berufsausbildung zu kürzen und an den einzelnen Betrieb anzupassen,

was dem ursprünglichen Zweck widerspricht, dass Jugendliche für einen ganzen Beruf, keinen einzel-

nen Betrieb ausgebildet werden sollen.“ Zeit braucht es auch zum Lernen! Auszubildende  sollen  ge-

nügend  Zeit  haben,  um  sich  auf  ihre  Prüfung  vorbereiten  zu  können, deshalb sollen sie fünf Tage
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Sonderurlaub vor ihrer Abschlussprüfung bzw. gestreckten Prüfung bekommen.  Analog  dazu  müssen

 auch  dual  Studierende  für  ihre  abschlussnotenrelevanten Prüfungen angemessen freigestellt wer-

den. Schlussendlich ist Sicherheit fur Beschaftigte ein wichtiger Aspekt. Gerade fur Jugendliche spielt

die Frage, ob ein Beschaftigungsverhaltnis uber die Ausbildung hinaus bestehen bleibt, eine gewichti-

ge Rolle. Entscheidungen wie der Bezug einerWohnung oder das Grunden einer Familie werden immer

auch maßgeblich von der beruflichen Sicherheit gepragt, ebenso wie großere, immobile Investitions-

entscheidungen.Wir fordern deshalb eine allgemeine Ubernahmeverpflichtung in ein unbefristetes Ar-

beitsverhaltnis. Gerade kurzfristige Ankundigungen hinsichtlich der Ubernahme fuhren bei vielen Aus-

zubildenden zu unnotig großer Unsicherheit und uben Leistungsdruck aus. Entsprechend fordern wir

eine Ankundigungsfrist bei geplanter Nichtubernahme: Wird ein*e Auszubilden-de*r nicht ubernom-

men, so muss dies ein Jahr vor Beendigung des Ausbil-dungsverhaltnisses mitgeteilt werden und ent-

sprechend durch wichtige Grunde erlautert werden. Lasst der*die Arbeitgeber*in diese Frist verstrei-

chen, so besteht der Rechtsanspruch auf eine unbefristete Stelle in Vollzeit fur den*die Auszubildende.

Unterstützung der Auszubildenden neben der Ausbildung Selbst, wenn ein guter Ausbildungsplatz ergat-

tert werden konnte, sind die Probleme noch längst nicht gelöst. Viele müssen noch daheim bei ihrer

Familie wohnen, da ihre (Ausbildungs)vergütung nicht für eine eigeneWohnung und der Bezahlung für

den Weg zur Arbeit reicht. Es kann nicht sein, dass Auszubildende, die in Vollzeitausbildung erheblich

zum Betriebserfolg beitragen, so wenig verdienen, dass sie sich ihr Leben damit alleine nicht leisten

können. Die Ausbildungsvergütung muss Auszubildenden ein eigenständiges Leben und die Teilhabe

am gesellschaftlichen Leben in allen Facetten ermöglichen. Daher fordern wir die Einführung einer  ge-

setzlichen, flächendeckendenMindestausbildungsvergütungmindestens in Höhe des vollen, aktuellen

Studierenden-BAföG-Satzes. Von Jugendlichen und jungen Erwachsenen wird vermehrt ein hohes Maß

an Mobilität gefordert. Gerade Berufsschüler*innen sind durch die duale Ausbildung mit demWechsel

zwischen Wohnort, Arbeits- und Schulstätte einem immer länger werdenden Weg bei der Ausbildung

ausgeliefert. Dass die dadurch entstehenden Kosten in den allermeisten Fällen von den Auszubildenden

selbst getragenwerdenmüssen, stellt einenunzumutbarenZustanddar! So zeigt derAusbildungsreport

der DGB-Jugend, dass Auszubildende im Durchschnitt 669 Euro im Jahr für Fahrtkosten im Rahmen

ihrer Ausbildung aufbringen. Wir fordern deshalb die Einführung eines bayernweiten Schüler*innen-,

Auszubildenden- und Studierendentickets. Dies hat steuerfinanziert zu erfolgen und muss Fahrten so-

wohl in den bayerischen Nahverkehrszügen als auch im örtlichen ÖPNV ermöglichen. Was für Studie-

rende schon Gang und Gebe ist, muss endlich auch bei Auszubildenden umgesetzt werden. Wenn das

Geld nicht für eine eigeneWohnung reicht, gibt es dieMöglichkeit für sie in ein Studierendenwohnheim

zu ziehen.  Auch  ausreichend Angebote  an Auszubildendenwohnheimen  sind nötig, um den Schritt in

die Selbstständigkeit zu ermöglichen.

Gute ArbeitNoch  immer  gibt  es reale  Lohnunterschiede  zwischen  Frauen  und  Männern  bei  gleich-

wertiger Tätigkeit  (Gender  Pay  Gap)  und  eine  generelle  Schlechterstellung  von  typisch „weiblichen“

Berufen. Stereotype    und    klassische Rollenbilder müssen daher aufgebrochen werden und gleicher

Lohn für gleiche Arbeit gelten!  Wir fordern  die  verpflichtende  Angabe  des Gehaltes  bzw.  der  Ein-

gruppierung  bereits  in  den  Stellenausschreibungen.  Ebenso  darf  keine pauschale  Ausgrenzung von

Bewerber*innen ohne Berufserfahrung erfolgen. Berufserfahrung als Voraussetzung muss die Ausnah-

me sein und in der Stellenausschreibung begründet werden. Wir  fordern  daher  die Einführung  von

 gesetzlich  festgeschriebenen  anonymisierten  Bewerbungsverfahren.  Vor  dem ersten  persönlichen

 Kontakt  zwischen  Arbeitgeber*innen  und  Arbeitnehmer*innen  soll  der einstellende Betrieb keine

Informationen über Name, Alter, Geschlecht, Herkunft oder mögliche Behinderungen erhalten. Eben-
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so sind den Bewerbungen nicht länger Fotos beizufügen. Da sachgrundlose Befristungen vielfach dazu

missbraucht werden,  eine  Art  “Probezeit“  zu  generieren,  die  faktisch  weit  über  die  gesetzlichen

 6  Monate hinausgeht,  fordern  wir  die  Abschaffung sachgrundloser  Befristungen.  Die  Sachgründe

 fürmögliche  Befristungenmüssen  so engwie  möglich definiert werden, um einenMissbrauch zu ver-

hindern. So ist es nicht einzusehen, weshalb Berufseinsteiger*innen nach § 14 Abs. 1 Nr. 2 Teilzeit- und

Befristungsgesetz befristet eingestellt werden können. Dies betrifft junge Menschen besonders häu-

fig, laut statistischem Bundesamt sind über 56 Prozent der befristet Beschäftigten unter 30. Der Über-

gang in eine Anschlussbeschäftigung wird dadurch nicht erleichtert – im Gegenteil – die „Generation

befristet“ wird manifestiert. Befristungen erhöhen bei einem Stellenwechsel sowohl das Risiko wieder

befristet beschäftigt zu werden, als auch das Arbeitslosigkeitsrisiko. Insbesondere befristete Stellen im

öffentlichen Dienst erhöhen das Risiko von Befristungsketten. Ebenso unnötig ist der Sachgrund der Er-

probung in § 14 Abs. 1 Nr. 5 Teilzeit- und Befristungsgesetz, die Probezeit ist zu diesem Zwecke völlig

ausreichend. Dies gilt auch für die weitere Einschränkung und Regulierung von Leiharbeit und Werk-

verträgen. Das Normalarbeitsverhältnis muss wieder normal werden – damit junge Leute planen kön-

nen! Das Mittel der Leiharbeit muss wieder auf seinen ursprünglichen Sinn und Zweck zurückgeführt

werden: der Abdeckung von Auftragsspitzen. Da Arbeitnehmer*innen in Leiharbeit jedoch genauso viel

leisten wie die Stammbelegschaft muss verpflichtend festgeschrieben werden, dass beide die gleiche

Entlohnung und die gleichen Sonderzahlungen beziehen. Leiharbeiter*innen sind keine Arbeiter*innen

zweiter Klasse. Sie werden in Zeiten florierender Auftragslagen eingesetzt und können somit leicht fair

entlohnt werden. Zur Unterbindung eines dauerhaften Leiharbeitseinsatzes gilt es, Leiharbeiter*innen

nach einem Jahr in die Stammbelegschaft unbefristet zu übernehmen.Wichtig ist ebenso, dass die Lan-

desregierung mit gutem Beispiel voran geht und als Voraussetzung für öffentliche Vergaben und För-

derungen die InnerbetrieblicheMitbestimmung und Tariftreue festlegt. Positive Beispiele von Betriebs-

und Personalratsarbeit sollten von der Landesregierung gewertschätzt und öffentlich gewürdigt wer-

den, beispielsweise beim Erhalt der Standortsicherheit oder kreative Innovationen die zur Verbesserung

der Arbeitsbedingungen geführt haben. Um gezielt gegen die Verhinderung von Betriebswahlen und

Betriebsratsarbeit vorgehen zu können, sollen Schwerpunktsstaatsanwaltschaften zur juristischen Ver-

folgunggebildetwerden.GuteArbeit lebt voneinergut ausgestattetenArbeitnehmer*innenvertretung.

Betriebs- und Personalräte vertreten die Interessen der Arbeiter*innen gegenüber der Gegenseite und

brauchen dafür auch geeignete Mittel, um auf gleicher Augenhöhe agieren und das Bestmögliche für

diejenigen, die sie vertreten, herauszuholen. Informations undMitbestimmungsrechte dürfen nicht nur

auf dem Papier stehen, sie müssen in der Realität auch eingefordert werden dürfen, auch mit demMit-

tel von Sanktionsrechten. Vor allem im Bereich der prekär Beschäftigten innerhalb eines Betriebs wie

Leiharbeitsverträgen sind die Befugnisse der Arbeitnehmer*innenvertretung besonders wichtig und ih-

re Befugnisse auszuweiten und zu verfestigen. Dazu gehört die Präzisierung des Informationsrechts so-

wie die Anrechnung von im Betrieb eingesetzten Leiharbeitnehmer*innen zur Größe des Betriebsrates.

Außerdem braucht es ein echtes Mitbestimmungsrecht. Der Betriebsrat muss den von der*dem Arbeit-

geber*in angegebenen Bedarf von Leiharbeitnehmer*innen bestätigen und deren Einsatz zustimmen.

Der Betriebsrat muss über die Vergabe von „Gewerken“ an Fremdfirmen mitbestimmen können und

den Einsatz von Fremdfirmen verweigern können.

Betriebliche Mitbestimmung muss auch in die Lage versetzt werden, die über Werkverträge „innerbe-

trieblich ausgelagerten“ Teile der Wertschöpfungsprozesse im Unternehmen wieder – zumindest mit-

telbar – in ihren Vertretungsbereich zu integrieren und die dort herrschenden Arbeitsbedingungen zu

thematisieren. Daher fordernwir die EinführungderMitbestimmungspflicht des Betriebsrates beimAb-
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schluss vonWerkverträgen. Planenkönnen ist in Zeiten, in denendie Familienplanungansteht oder nahe

Angehörige gepflegt werden müssen oftmals schwierig. Zur  Gestaltung  flexibler  Arbeitszeitmodelle

 fordern  wir  deshalb  verschiedene  Punkte  und Regelungen:

• Einführung einer Arbeitsversicherung zur Absicherung längerer Auszeiten,wobeiwährend der Be-

schäftigung  ein  Zeitguthaben  angespart  wird  und  eine  finanzielle  Absicherung  für  Zeiten re-

duzierter Arbeitszeit besteht.

• Arbeitszeitkonten  für  alle  Arbeitnehmer*innen,  um  eine  Kontrolle  gesetzlicher  Vorgaben  und

tariflicher  Vorgaben  gewährleisten  zu können  und  Beschäftigten  einen  Überblick  über ihre

Arbeitszeit zu

bieten.

• Weiter  sind  flexible  und  individuelle  Lösungen  von  Arbeitszeitmodellen  gerade  da  bisher

möglich,  wo  Arbeitnehmer*innen  Mitbestimmungsmöglichkeiten  haben.  Dort  wo  es  keine

betrieblichen oder tariflichen Regelungen gibt, muss es Initiativen und Anreize geben, solche zu

schaffen.

Weiterbildung ist ein zentrales Element in der heutigen Arbeitspraxis. Aus diesem Grund müssen ver-

bindliche   Qualitätsanforderungen   für   die   Lernprozessgestaltung   beschrieben   werden, beispiels-

weise   durch   die   Verankerung   eines   Fortbildungsrahmenplanes,   analog   zu   den Rahmenplänen

in der beruflichen Ausbildung. Bildungsanbieter*innen in  der beruflichen Fortbildung sollten  zukünf-

tig  ein  anerkanntes  Qualitätssicherungssystem verpflichtend anwenden.  Ein Beratungsangebot zum

Fortbildungsziel, über Prüfungsstruktur, Prüfungsablauf, Prüfungsmethoden und über die Zulassungs-

voraussetzungen zur Prüfung  muss von der*dem Bildungsanbieter*in sichergestellt werden.  Der An-

spruch auf zehn Tage Bildungsurlaub muss endlich auch in Bayern gelten! Damit wird man endlich

der  Stärkung  der ehrenamtlichen Arbeit gerecht. Wer sich  ehrenamtlich engagiert darf keine Nach-

teile in Ausbildung und Arbeit fürchten. Die Struktur des Arbeitsmarktes wird sich in den kommenden

Jahren vor allem im Zuge der Digitalisierung verändern, die Arbeitsplätze in der Industrie werden we-

niger. Andere Bereiche werden jedoch mit Sicherheit wachsen: der Bedarf an Personal in den Sozial-

und Gesundheitsberufen kann schon jetzt nicht gedeckt werden. Die Berufe sind vor allem wegen der

schlechten Bezahlung und der hohen Arbeitsbelastung unattraktiv. Eine zentrale gesellschaftliche Auf-

gabewird es in den kommenden Jahren sein, diese Berufe attraktiv zumachen. Die Kommunen, Bezirke

und Länder sind oftmals Träger von sozialen Einrichtungen, Krankenhäusern und Kinderbetreuungsein-

richtungen. An dieser Stelle kann direkt Einfluss auf Arbeitsbedingungen und Entlohnung genommen

werden. Jedochmüssen auch in Bereichen der freien Träger Verbesserungen erzielt werden. Auch das ist

Aufgabe der öffentlichen Hand, da diese deren Tätigkeiten finanziert. Der öffentliche Dienst, mit dem

Arbeitgeber Freistaat Bayern, hat Vorbildcharakter. In den letzten Jahren kommt es jedoch auch hier zu

einer immer weiteren Verdichtung von Arbeit. Der Freistaat Bayern muss der Verantwortung gerecht

werden und für ausreichende Personalausstattung sorgen und über die Erhöhung der Mittel im Haus-

halt des Freistaats Bayern die Kommunen in der Umsetzung unterstützen. Der öffentliche Dienst darf

nicht kaputt gespart werden! Auch bei der Vergabe öffentlicher Aufträge kommt der öffentlichen Hand

als Auftraggeber*in eine Vorbildfunktion zu. Deshalb muss auch auf Landesebene in Bayern endlich

ein „Tariftreue- und Vergabegesetz“ eingeführt werden, dass die Vergabe öffentlicher Aufträge an die

Einhaltung vonTarifbindungen,Mindestlohn sowie Arbeitsschutz- undNachhaltigkeitsstrategie bei der

Auftragnehmer*in koppelt. Die Vorbildrolle des Bundeslandes beschränkt sich jedoch nicht nur auf den
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öffentlichen Dienst. Auch in der aktiven Arbeitsmarktpolitik muss eine Vorreiterrolle ernstgenommen

werden. Der öffentliche Beschäftigungssektor bietet dieMöglichkeit,Menschen, die über jahrelange Ar-

beitslosigkeit ins Abseits der Gesellschaft gestellt wurden, zu Erwerbsarbeit und somit zur Teilhabe zu

verhelfen. Dafür müssen die Kommunenmit finanziellenMitteln des Landes ausgestattet werden. Dies

bietet dieMöglichkeit,Menschen die hoffnungslos inHarz IV und ab Erreichen des Rentenalters oder bei

Arbeitsunfähigkeit SGB XII beziehen, zu Sozialversicherungspflichtiger Anstellung zurück zu kommen.

Wir Jusos treten dafür ein, den Sonntag für so viele Menschen wie möglich arbeitsfrei zu gestalten. Da-

her lehnen wir im besonderen auch die Sonntagsöffnung im Einzelhandel ab. Gemeinsam mit Kirchen

undGewerkschaften kämpfenwir gegen Initiativen von Supermarktkonzernen undMarktradikalen den

Sonntagweiter hin zu einem normalenWerktag zuwandeln. Der Einsatz gegen die Sonntagsöffnungen

beinhaltet für uns ebenso denKampf gegen verkaufsoffene Sonntage. Hierwollenwir darauf hinwirken,

dass sichKommunalpolitiker*innender SPD solidarischmitGewerkschaften sowie denBeschäftigten im

Einzelhandel verhalten und sich gegen verkaufsoffene Sonntage einsetzen.
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A2

Beschluss
Annahme

Arbeitgeberzuschuss für Beamtinnen und Beamten bei der Wahl ihrer Kran-
kenversicherung - ohne finanzielle Nachteile / Einschränkungen

Wir setzen uns weiterhin für die Bürgerversicherung ein. Als ersten Schritt positioniert sich die

BayernSPD zu einer tatsächlichen Wahlfreiheit für Beamtinnen und Beamte bei der Entscheidung

zwischen privater und gesetzlicher Krankenversicherung und setzt sich für eine Regelung ein, die

beinhaltet, dass der Freistaat Bayern als Arbeitgeber für die Bayerischen Beamtinnen und Beamten,

die freiwillig Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung sind oder werden wollen, auch tatsäch-

lich den Arbeitgeberanteil übernimmt – so wie Arbeitgeber bei anderen Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmern.
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A4

Beschluss
Annahme

Arbeitsmarktpolitik neu ordnen, Hartz-IV-Logik aufheben

Wir stellen fest:

Die bestehenden Regelungen zum Arbeitslosengeld II genügen zentralen Anforderungen an Gerechtig-

keit und gute Arbeit nicht. Sie verstoßen an zentralen Punkten gegen unsere Grundwerte und den Auf-

trag an eine moderne Arbeitsmarktpolitik:

• Sie gehen von der Grundannahme aus, dass Arbeitslosigkeit nicht wirtschaftlichen Verhältnissen

und unternehmerischen Entscheidungen geschuldet ist, sondern individuellem Versagen. Sie un-

terstellen Langzeitarbeitslosen, dass sie behördlichen Druckes und weniger der konkreten Hilfe

bedürfen, um sich wieder in den Arbeitsmarkt einzugliedern;

• Sie entwerten Erwerbsbiografien und Lebensleistungen, indem sie die Betroffenen nach jahrelan-

ger Arbeit nach einem Jahr zu Grundsicherungsempfängern mit allen Folgen machen;

• Sie zwingen die Menschen, jede Arbeit auf einem zersplitterten und prekären Arbeitsmarkt anzu-

nehmen;

• Sie zementieren selbst in Zeiten guter Arbeitsmarktlage einen umfangreichen Niedriglohnsektor;

• Sie drohen Sanktionen gegen das ohnehin zu niedrig angesetzte Existenzminimum an;

• Sie lösen in weiten Teilen der Arbeitnehmerschaft berechtigte Abstiegsängste aus.

Mit dem von der SPD durchgesetzten Qualifizierungschancengesetz wurden erste richtige Schritte ge-

macht. Eine umfassende Reform der Arbeitsmarktpolitik ist unumgänglich. Wir brauchen ein Gesamt-

konzept anstatt einzelner Reparaturen. Dazu gehören folgende Einzelaspekte:

• Möglichst vielenMenschen wollen wir Langzeitarbeitslosigkeit ersparen und sie vor sozialem Ab-

stieg schützen. Auch geht es darum, möglichst vielen eine Perspektive außerhalb des Hartz- IV-

Systems zu eröffnen. Wer langjährig sozialversicherungspflichtig beschäftigt war (10 Jahre), soll

deutlich länger im Regelkreis des ALG I verbleiben und dementsprechenden Zugang zuWeiterbil-

dung, intensive Betreuung und Vermittlung haben.

• ALG I muss entsprechend der vorigen Beschäftigungsdauer und dem Alter länger, auf bis zu 36

Monate, bezogenwerden können und sich bei der Teilnahme anWeiterbildung entsprechend ver-

längern. Zudem brauchen wir eine Mindesthöhe des ALG I, die eine Aufstockung durch ALG II ver-

meiden muss und eine zwischenzeitliche Abstufung von mindestens einem Jahr bis zum Bezug

von ALG II.
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• DieZuverdienstmöglichkeitenmüssenohneStufenundDeckel erhöhtwerden, d.h., nachdemFrei-

betrag von 100 Euro kann immer 20% des Zuverdienstes pro Monat behalten werden.

• Arbeitslosengeld II wird Menschen gezahlt, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung  stehen. Wie ur-

sprünglich von der Hartz-Kommission und der

SPD vorgesehen, muss ALG II deutlich oberhalb der Grundsicherung liegen.

• Beim ALG II ist von einer individuellen Betrachtungsweise der arbeitsuchenden einzelnen Men-

schen anstatt der Bedarfsgemeinschaft auszugehen. EineAnrechnung vonArbeitseinkommenauf

andere Familienmitglieder der Bedarfsgemeinschaft muss unterbleiben.

• Als zumutbar gilt in Zukunft nur noch nicht-prekäre, tariflich bzw ortsüblich bezahlte Arbeit.

• Die Förderung für Langzeitarbeitslose ist massiv auszubauen, vor allem, was Qualifizierung und

Vermittlung - auch in einen öffentlich geförderten Arbeitsmarkt - betrifft.

• Arbeitslose sollen künftig einen Rechtsanspruch auf Beratung zur Weiterbildung erhalten. Die

finanziellen Rahmenbedungen für Teilnehmende an einer abschlussbezogenen Weiterbildung

müssen verbessert werden. Der Zugang zu Weiterbildungsmaßnahmen muss erleichtert wer-

den. Dazu gehören zu den Fördermaßnahmen passende Angebote der Kinderbetreuung, Weiter-

bildung in Teilzeit. Insbesondere muss mit besonderen Angeboten auf Menschen mit negativen

Bildungserfahrungen eingehen. Ebenso wie im Bereich der Arbeitslosenversicherung muss auch

imHartz-IV-System ein Haushaltstitel fürMaßnahmen der beruflichenWeiterbildung geschaffen

werden.

• Die Grundsicherung ist bedarfsgerecht nach den Vorschlägen der Wohlfahrtsverbände anzuhe-

ben. Diese existenzsichernde Leistung ist sanktionsfrei. Kinder benötigen eine eigene Grundsi-

cherung, in der alle ihnen zustehenden Leistungen zusammengefasst werden. Diese soll dem ver-

fassungsrechtlichen Existenzminimum (derzeit 619 Euro) entsprechen und mit steigendem Ein-

kommen auf einen Mindestbetrag (derzeit 300 Euro) abschmelzen. Dieser Mindestbetrag soll der

maximalen Entlastung durch die steuerlichen Kinderfreibeträge entsprechen.

• Zeiten des Bezuges von ALG II sind künftig wieder als Beitragszeiten in der gesetzlichen Renten-

versicherung mit einem halben Entgeltpunkt zu werten.

• Vermögen sollten weitestgehend anrechnungsfrei bleiben, soweit es sich nicht um größere Sum-

men handelt. Die Bedürftigkeitsprüfung stellen wir grundsätzlich in Frage. Die derzeitigen Gren-

zen sind viel zu niedrig, entwürdigend und angstauslösend. Zudem erfordert die Kontrolle über-

proportionalen bürokratischen Aufwand, der besser bei der Bekämpfung der Schwarzarbeit und

des Lohndumpings eingesetztwerden sollte. So sollten die Job-Center bei ihrer Vermittlungstätig-

keit die Arbeitsbedingungen der aufnehmenden Betriebe prüfen.

Das Lohnabstandsgebotmuss durch die Austrocknung desNiedriglohnsektors erreichtwerden. Deshalb

brauchen wir einen deutlich höheren, armutsfesten Mindestlohn, die Erhöhung der Tarifbindung, die

Neuregelung derMinijobsmit einer Beendigung der faktischen Subventionierung, wirksame Kontrollen

bei der Einhaltung der gesetzlichen Regelungen zu den Arbeitsbedingungen auch durch die Arbeitsver-

waltung.

Überweisen an
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Bundesparteitag, Bundestagsfraktion
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A9

Beschluss
Annahme

Mindesthonorare für Selbstständige

1. Im Bereich selbstständige Tätigkeit muss eine Vergütung sichergestellt sein, die in ihrem wirt-

schaftlichen Gegenwert zumindest dem Mindestlohn für Angestellte entspricht, d.h. mindestens 16

EUR. 2. In geeigneten Branchen sollen Honorarordnungen nach dem Beispiel von HOAI, GOÄ, RVG,

StBVV, etc. erlassen werden. 3. Soweit die Tätigkeit weder nach Zeitmaß abgegolten wird, noch die

Mindestvergütung durch Honorarordnungen geregelt ist, soll gesetzgeberisch klargestellt werden, dass

alle vertraglichen Vereinbarungen, die anfänglich vorhersehbar zu einer Erbringung von Leistungenmit

einer wirtschaftlichen Vergütung, die geringer liegt als der Mindestlohn für Angestellte sittenwidrig

und nichtig sind und der Auftraggeber von Gesetzeswegen ein angemessenes Honorar im Gegenwert

des gesetzlichen Mindestlohns schuldet.

Überweisen an

Bundesparteitag
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Beschluss A10

A10

Beschluss
Annahme

Mitbestimmung von Arbeitnehmervetreter*innen in Verwaltungsräten von
Kommunalunternehmen durchsetzen

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer*innen in Kommunalunternehmen muss ausgebaut werden.

Die Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV) und ggfls. weitere gesetzliche Bestimmungen im

Kommunalrecht sind entsprechend zu ändern. Arbeitnehmervetreter*innen sollen künftig das Recht

haben, in angemessener Zahl mit Sitz und Stimme im Verwaltungsrat eines Kommunalunternehmens

vertreten zu sein.

Die SPD-Landtagsfraktion wird aufgefordert, eine entsprechende Gesetzesinitiative in den Bayerischen

Landtag einzubringen. Alle Ebenen der BayernSPD werden gebeten, dieses Anliegen zu unterstützen.

Überweisen an

Landtagsfraktion
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Beschluss A11

A11

Beschluss
Annahme

Beitritt zum Bündnis Bildungszeit für Beschäftigte in Bayern

Wir fordern den SPD-Landesvorstand auf dem Bündnis „Bildungszeit für Beschäftigte in Bayern“

beizutreten und die Forderungen zu unterzeichnen.

Überweisen an

Landesvorstand
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Beschluss A12

A12

Beschluss
Annahme

Entwurf Bayerisches Bildungsfreistellungsgesetzt in den Landtag einbringen

Wir fordern die SPD-Landtagsfraktion auf den bereits im Jahr 2017 ausgearbeiteten Gesetzent-

wurf für ein Bayerisches Gesetz zur Freistellung von Arbeitnehmern zum Zwecke der beruflichen und

gesellschaftspolitischenWeiterbildung in den Landtag der 18. Wahlperiode einzubringen.
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Beschluss A13

A13

Beschluss
Überweisung

Keine Fachkräfte aus Drittstaaten ohne Betriebsrat undTarifvertrag - Eckpunk-
te der Koalitionsspitzen zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz bedürfen der
Klarstellung

In vielen Bereichen stellt der Fachkräftemangel ein hausgemachtes Problem der jeweiligen Unter-

nehmen und Arbeitgeber dar. Nicht nur, dass sie es in den vergangenen Jahren versäumt haben,

bedarfsgerecht auszubilden, vielmehr unterlassen sie es bis heute, angemessene Arbeitsbedingungen,

Erstausbildung undWeiterbildung anzubieten. In vielen Mangelberufen, für die der Arbeitsmarkt jetzt

noch weiter geöffnet werden soll, herrschen bis heute schlechte Arbeitsbedingungen und Bezahlung,

tariflose Zustände und unsichere Arbeitsverhältnisse.

Die Anwerbung von Fachkräften aus Drittstaaten darf nicht dazu benutzt werden, diese Zustände von

Tarifflucht, Missbrauch von Leiharbeit und sachgrundloser Befristung zu verlängern.

Eine gesetzliche Regelung muss daher sicherstellen, dass nur Arbeitsverträge solcher Betriebe und Ein-

richtungen als Antragsgrundlage berücksichtigt werden dürfen, die nachweisen, dass sie den einschlä-

gigen Flächentarifvertrag als Untergrenze dauerhaft anwenden. Außerdem bedarf es der Zustimmung

des jeweiligen Betriebsrates bzw der Personalvertretung. Bei Fehlen einer betrieblichen Interessenver-

tretung gilt die Zustimmung als nicht erteilt.

DieArbeitsverwaltunghatdies imEinzelfall bei oder anstelle derVorrangprüfung zudokumentierenund

zu kontrollieren. Eine Arbeits- und Aufenthaltserlaubnis darf bei Fehlen der genannten Bedingungen

nicht erteilt werden.

Darüber hinausmuss der Deutsche Bundestag, wie bisher von der SPD gefordert, jährlich den Zuwande-

rungsbedarf überprüfenundanpassen. Dazu ist jeweils vorher das Einvernehmender Sozialpartner, also

auch der Gewerkschaften, herzustellen. Das ist zwingend notwendig, um auf veränderte Bedingungen

auf dem Arbeitsmarkt reagieren zu können.

Überweisen an

Bundestagsfraktion

17



Parteitag SPD Bayern
CWohnen

CWohnen

C2

Beschluss
Annahme

Mietspiegel mieterfreundlich gestalten

Den Städten und Gemeinden ist nach Art.28 des Grundgesetzes die Möglichkeit zu gewähren die

örtlichen Mietspiegel so zu gestalten, dass die Zahl der zu berücksichtigenden Mieten nicht mietstei-

gernd wirkt. Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert einen entsprechenden Gesetzentwurf zu

unterbreiten.

Überweisen an

Bundestagsfraktion
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Parteitag SPD Bayern
Beschluss C3

C3

Beschluss
Annahme

Grundsteuer

Streichung des §2 Nr.1 der Betriebskostenverordnung BetrKV

Überweisen an

Bundesparteitag, Bundestagsfraktion, Bundesvorstand, Landesvorstand
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G Gleichstellung

G Gleichstellung

G1

Beschluss
Annahme

Menschlich statt männlich! „Wir sagen solange das Gleiche – bis wir es endlich
haben!“

Das Ergebnis der Bundestagswahl 2017 und der Landtagswahl 2018 war eine vernichtende Nieder-

lage für die Sozialdemokratie. Gerade auch Frauen waren nicht mehr bereit, SPD zu wählen. Das ist

der traurige Schlusspunkt einer Entwicklung, in deren Verlauf die SPD Millionen von Wählerinnen,

Hunderte von Mandaten und viele aktive Mitgliedern verloren hat.

Die Existenz der SPD alsMitglieder- und Volkspartei hängt davon ab, ob sie ab sofort bereit und fähig ist,

dieDramatikder Lage, die gesellschaftlicheundwirtschaftlicheEntwicklungunddieAuswirkungen ihrer

eigenen Politik realistisch zu analysieren und daraus tiefgreifende inhaltliche, strategische, organisato-

rische und personelle Konsequenzen zu ziehen. Unsere Partei hat die weibliche Hälfte der Bevölkerung

viel zu lange nicht im Blick gehabt. Es ist Zeit für echte sozialdemokratische Frauenpolitik. Die SPDmuss

innerhalb der Partei damit anfangen.

Wir sehen, dass selbst die Quote in der SPD nichtwirklich ernst genommenwird. Das zeigen unter ande-

remdie übermäßighäufigenPressebilder , auf denenwir fast ausschließlichmännlicheGenossen sehen.

Zudem sind Podien immer noch hauptsächlich mit Männern besetzt. Deshalb erscheint die SPD auch in

der öffentlichenWahrnehmung verstärkt als die Partei der Männer!

Die SPD ist inzwischen offensichtlich dem Trugschluss erlegen, dass Frauenemanzipation weitgehend

erreicht ist und es keiner weiteren Anstrengung bedarf. Gleichzeitig haben die Delegierten auf dem

Hamburger Parteitagmit großerMehrheit beschlossen, den Satz „Wer diemenschlicheGesellschaftwill,

muss die männliche überwinden“ als Forderung beizubehalten.

Von allen politischen Parteien hat die SPD in der Vergangenheit ammeisten zur Emanzipation von Frau-

en beigetragen. Sozialdemokraten haben zusammen mit Sozialdemokratinnen frauenpolitische Visio-

nen entwickelt und realisiert. Zeitgemäße Visionen und frauenpolitische Zielsetzungen, mit denen die

SPD bisher punkten konnte, sind zur Zeit nicht erkennbar.

Vor 100 Jahren das Frauenwahlrecht erkämpft und eingeführt zu haben, reicht heute nicht mehr.

Statt neue Wege zu gehen, wurde im letzten Jahrzehnt in der Bundes- und Landespolitik auch unter

SPD-Führung Frauen- und Gleichstellungspolitik gleichgesetzt mit Familienpolitik.

Die Niederlage ist auch die Folge einer Politik, die sich nicht mehr an den Bedürfnissen, Interessen und

Hoffnungenvon Frauen inDeutschlandorientiert hat, undnichtsmehrmit den in Sonntagsredenvielbe-

schworenen sozialdemokratischenWerten zu tunhatte. Tatsache ist, dass die SPDdenZugang zu Frauen

in allen Altersgruppen und Bevölkerungsschichten verloren hat. Frauen glauben nichtmehr, dass sie die
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Beschluss G1

Partei ist, die sich dafür einsetzt, die Lebenssituation von Frauen zu verbessern und individuell zu för-

dern.

Die SPD muss endlich wieder eine konkrete Vision entwickeln. Sie muss als Sinnbild für neue gesell-

schaftliche Perspektiven stehen und darf nicht länger tradiertemännliche Lebensentwürfe als Standard

akzeptieren, dem sich die Lebenswirklichkeit von Frauen anpassen muss.

Die Forderungen der AsF:

• Gleicher Lohn für gleiche(wertige) Arbeit

• Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft

• Gleiche Karrierechancen

• Individualbesteuerung und damit die Abschaffung des Ehegattensplittings

• Parität

• Schutz vor Gewalt – bundesweite Standards

• Geschlechtergerechte Haushalte in Kommune, Bezirk, Land und Bund – um nur einige zu nennen

– sind im politischen Handeln der SPD kaum bis gar  nicht erkennbar.

Diese Forderungen bestehen seit Jahren und wir wiederholen sie gerade jetzt , weil sie jedes Mal Ko-

alitionsverhandlungen zum Opfer gefallen sind. Andere Parteien und Verbände haben uns inzwischen

mit neuen, emanzipatorischen Perspektiven längst überholt.Wir sind schon lange nichtmehr die Partei,

die für Emanzipation und Gleichstellung steht. Uns wird die Kompetenz das Leben von Frauen positiv

verändern zu wollen, aber auch zu können inzwischen weitgehend abgesprochen.

Unsere Forderungen und Ziele sind Beschlusslage der BayernSPD – vertreten und umgesetzt werden sie

jedoch nicht. Ohne dieWählerinnen hat die SPD keine Chance wiederWahlen zu gewinnen! Das zeigen

auch wissenschaftliche Studien ganz eindeutig.

Erste Maßnahmen:

• Podien, Ausschüsse, Pressegespräche usw. sind paritätisch zu besetzen.

• Verstöße gegen die Quotierung/Reißverschluss müssen geahndet werden, unabhängig davon, ob

ein Widerspruch betroffener Frauen stattfindet oder nicht. Alle Beschlüsse der Partei müssen ge-

gendert sein.Wir erwarten vonallen Funktionär*innenundMandatsträger*innenGleichstellungs-

beschlüsse der Partei öffentlich zu vertreten.

Die SPD ist nur dann zukunftsfähig,wenn Frauen in allenGremienundauf allen Ebenengleichberechtigt

vertreten sind.

Wir fordern ein Ende der Lippenbekenntnisse! Die SPDmuss wieder eine Partei für und von Frauen wer-

den, eine Partei, die Fraueninteressen wahrnimmt und vertritt und sich nicht auf den historisch fort-

schrittlichen Positionen der Sozialdemokratie ausruht.
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P Partei

P Partei

P1

Beschluss
Annahme

Einrichtung einer Organisationspolitischen Kommission

Ausgangslage:

Während die Wahlergebnisse der SPD und somit auch der BayernSPD schlechter werden, bleibt die Ar-

beitsweise gleich. Etwa die Aufgabenstellung der Ortsvereine ist im Kern seit 1863 unverändert. Wir

können uns auf die Arbeit vieler aktiver Ortsvereine und anderer Untergliederungen verlassen. Trotz-

dem gibt es auch Strukturen, in denen keine Arbeit mehr geleistet werden kann. Die Folge sind oft-

mals mangelnde Kampagnenfähigkeit, nicht erstellte Rechenschaftsberichte, Fernbleiben der Delegier-

ten von Parteitagen und Konferenzen, etc.

Antrag:

Der Landesparteitag beauftragt den Landesvorstand der BayernSPDmit der Einrichtung einer Organisa-

tionspolitischen Kommission. Bei der Umsetzung sind insbesondere folgende Punkte sicherzustellen

Auftrag:

Die Kommission soll Vorschläge für zeitgemäße, beteiligungsorientierte Strukturen erarbeiten, die die

Potentiale unsererMitglieder heben. Die Entscheidungswege innerhalb der Partei sind oftmals langwie-

rigundkompliziert. Für vieleMitglieder ist esdahernur schwermöglich, EinflussaufdieAusrichtungund

Arbeit der BayernSPD zu nehmen. Daswollenwir ändern! Durch eine effizientere Organisationsstruktur

wollen wir die Entscheidungswege beschleunigen und eine direktere Mitarbeit der Basis ermöglichen.

Mit Hilfe der Kommission blicken wir über den Tellerrand hinaus: Die Beleuchtung von Arbeitsstruktu-

ren anderer Landesverbände, sowie anderer Parteien und Organisationen sind Teil des Auftrages und

nehmen Einfluss auf deren Arbeit.

Weiterhin soll die Bestandsaufnahme unserer arbeitenden Strukturen auf allen Ebenen erfolgen, um so

ein klares Bild über den organisatorischen Zustand der BayernSPD zu erlangen.

Auch der Prozess der innerparteilichenWillensbildung soll durch die Kommission beleuchtet werden.

Zusammensetzung:

• Der/die Landesvorsitzende, der/ die Generalsekretär*in sowie die stellvertretenden Landesvorsit-

zenden

• Der/die Landesgeschäftsführer*in

• DieVorsitzendenderUnterbezirke (oder ein von ihnenentsandterVertreter bzw. Bevollmächtigter,

Beauftragte*r).
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Beschluss P1

• Die Vorsitzenden der satzungsgemäßen Arbeitsgemeinschaften der BayernSPD (oder ein von ih-

nen entsandter Vertreter*in bzw. Bevollmächtigter, Beauftragte*r)

• Als zugeladene Gäste: Vertreter*innen anderer Organisationen und SPD-Landesverbände, die ei-

nen ähnlichen Prozess der Optimierung bereits durchlaufen haben und die Organisationspoliti-

sche Kommission beraten

• Vertreter*innen z. B. derWissenschaft, die sich als Soziologen, Parteienforscher etc.mit derartigen

Themenfeldern befasst und möglichst dazu publiziert haben.

• Den Vorsitz führt der/ die Generalsekretär*in

• Der Landesvorstand sorgt für die Quptierung der Organisationspolitischen Kommission.

Arbeitsweise:

Die Organisationspolitische Kommission erarbeitet schriftlich Vorschläge für eine Optimierung der

Strukturen und legt sie dem Landesvorstand vor. Um die Arbeit der Kommission aufgrund deren Größe

effizienter zu gestalten, können sich aus der Kommission heraus Arbeitsgruppen zu einzelnen Themen-

gebieten (z. B. Aufgaben der Ortsvereine, Zuschnitt der Unterbezirke, neue Beteiligungsmöglichkeiten,

etc.) bilden, in denenVorschläge erarbeitetwerden, die in derVollversammlungder Kommissionberaten

und beschlossen werden.

Soweit in der Kommission keine Einigkeit hergestellt werden kann, stimmt die Kommission mit Mehr-

heit über eingebrachte Vorschläge aus der Kommission ab.

Die Kommission legt ihre Vorschläge bis Januar 2020 vor. Der Landesvorstand berät die Vorschläge der

Organisationspolitischen Kommission und stellt sie bei einem Außerordentlichen Landesparteitag zur

Debatte und Abstimmung.

Die Organisationspolitische Kommission tagt regelmäßig, mindestens 3x pro Jahr.  Die Kommission er-

stattet dem Landesvorstand im Rahmen der Sitzungen des Landesvorstandes Bericht über ihre Arbeit.
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Beschluss P2

P2

Beschluss
Annahme

Neues Grundsatzprogramm der SPD

Die Mitglieder des Unterbezirks Fürstenfeldbruck fordern im Zuge des Erneuerungsprozesses #SPDEr-

neuern ein neues Grundsatzprogramm der SPD. Am Ende des in Gang gesetzten Erneuerungsprozesses

der SPD muss ein neues Grundsatzprogramm der SPD stehen. Ein Kernpunkt ist hierbei die Rolle des

Staates und dessen Verantwortung für alle in Deutschland lebenden Menschen.

Überweisen an

Bundesparteitag
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Beschluss P3

P3

Beschluss
Annahme

Für den Erhalt der Georg-von-Vollmar-Akademie – die BayernSPD ist in der
Pflicht

Der Landesvorstand erarbeitet im Zuge des Erneuerungsprozesses ein umfassendes Bildungskon-

zept, das den Erhalt der Georg-von-Vollmar-Akademie am Standort Kochel einschließt. Dieses Konzept

einschließlich einer für möglich erachteten Finanzierung wird dem Landesparteitag Ende Januar 2019

vorgelegt. Der Landesvorstand sorgt dafür, dass bis zumVorliegendes Konzeptes uns seiner Realisierung

keine vollendeten Tatsachen wie beispielsweise ein Verkauf oder eine anderweitige externe Nutzung

geschaffen werden.
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P4

Beschluss
Annahme

Für den Erhalt der Georg-von-Vollmar-Akademie - die BayernSPD ist in der
Pflicht

Der Landesvorstand erarbeitet im Zuge des Erneuerungsprozesses ein umfassendes Bildungskon-

zept, das den möglichen Erhalt der Georg-von-Vollmar-Akademie am Standort Kochel einschließt.

Dieses Konzept einschließlich einer von uns für möglich erachteten Finanzierung wird dem Landes-

parteitag Ende Januar 2019 vorgelegt. Der Landesvorstand sorgt dafür, dass bis zum Vorliegen dieses

Konzeptes und seiner Realisierung keine vollendeten Tatsachen wie beispielsweise ein Verkauf oder

eine anderweitige externe Nutzung geschaffen werden.

Überweisen an

Landesvorstand
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Beschluss P5

P5

Beschluss
Annahme

Fur den Erhalt der Georg-von-Vollmar-Akademie in Kochel a. See - die Bayern-
SPDmuss ihren Beitrag leisten

Der Landesvorstand erarbeitet gemeinsam mit den Verantwortlichen der SPD-nahen Bildungsträ-

ger - auch im Zuge des Erneuerungsprozesses der Partei - ein umfassendes Bildungskonzept, das den

Erhalt der Georg-von-Vollmar-Akademie am Standort Kochel einschließt. Dieses Konzept einschließlich

einer von uns furmöglich erachteten Finanzierungwird dem Landesparteitag Ende Januar 2019 auf den

Weg gebracht und bis 30.06.2019 abgeschlossen. Der Landesvorstand setzt sich dafur ein, dass bis zum

Vorliegen dieses Konzeptes und seiner Realisierung keine vollendeten Tatsachen wie beispielsweise ein

Verkauf, eine Verpachtung oder eine anderweitige externe Nutzung geschaffen werden.

Überweisen an

Landesvorstand
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P6

Beschluss
Annahme

Digitaler und individuell zugeschnittener SPD-Kalender

Wir fordern einen digitalen Kalender für SPD- und Juso-Mitglieder, der alle Veranstaltungen der

Untergliederungen und Arbeitsgemeinschaften, die das einzelne Mitglied betreffen, übersichtlich

visualisiert.

Durch die Fülle an E-Mails, die man als Mitglied bekommt, ist es – gerade als Neumitglied – schwer ei-

nen Überblick über anstehende SPD-Termine zu bekommen. Es gibt zwar durchaus E-Mails, die einen

auf Veranstaltungen hinweisen, diese werden aber teilweise parallel von verschiedenen Untergliede-

rungen und/oder Arbeitsgemeinschaften verschickt: So weist einen der Ortverein auf Ortvereinsver-

anstaltungen, der Unterbezirk auf Unterbezirksveranstaltungen, und der Juso-Unterbezirk auf Juso-

Unterbezirksveranstaltungen, etc., hin. Dies führt zu einer fehlenden Übersichtlichkeit von anstehen-

den Terminen. Durch einen digitalen Kalender, der auf das einzelne Mitglied spezifisch zugeschnitten

ist, lässt sich das beheben. So soll dieses Tool berücksichtigen, in welchen Untergliederungen/Arbeits-

gemeinschaften einMitglied tätig ist unddanndieTerminedieserUntergliederungen in einemKalender

visualisiert darstellen.

Diese Anwendung lässt sich in bestehende Portale, wie zum Beispiel denWeb-O-Maten der BayernSPD,

einbauen.

Wir halten diesen Kalender für einen simplen, aber – gerade für Neumitglieder – sehr hilfreichen Beitrag

zu #spderneuern.

Überweisen an

Bundesparteitag, Oragnisationspolitische Kommission
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P7

Beschluss
Annahme

Unvereinbarkeit von Doppelmandaten in Parlamenten oberhalb der Landes-
ebene

Wir fordern eine rechtliche Neuordnung, die eine Unvereinbarkeit von Mandaten in Bundestag,

Landtag und Europäischem Parlament miteinander festschreibt.
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Beschluss P8

P8

Beschluss
Überweisung

Satzungsänderungsantrag - Für eine verpflichtende Quote in der SPD in allen
Delegationen

Satzungsänderungsantrag - Für eine verpflichtende Quote in der SPD in allen Delegationen

  Die SPD führt auf Grundlage einer Satzungsänderung künftig die verpflichtende Geschlechterquote

für alle Delegationen ein, diese liegt bei 50%.Werden die 50% nicht erreicht, müssen entsprechend viele

Plätze freigehalten werden. Die SPD schafft durch die Änderung der Satzung aller Gliederungsebenen

an den relevanten Stellen die Voraussetzung für die Umsetzung der beschriebenen Quote für alle Dele-

gationen.

Überweisen an

Oragnisationspolitische Kommission
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P9

Beschluss
Überweisung

Für eine vielfältige SPD

Die BayernSPD geht folgende Selbstverpflichtung ein:

Für Funktionsträgerinnen und Funktionsträger sowie Mandatsträgerinnen und Mandatsträger (§11 Or-

ganisationsstatut der SPD und §3Wahlordnung der SPD) gilt eine Quote von mindestens 25% für Men-

schen mit Migrationshintergrund.

Eine Person hat einen Migrationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit

deutscher Staatsangehörigkeit geboren wurde. (Definition: Statistisches Bundesamt 2018)

Die sieben SPD-Bezirke werden aufgefordert, sich umgehend dieser Selbstverpflichtung anzuschließen.

Um dieses Ziel dauerhaft und für die Gesamtpartei verpflichtend zu verankern, wird für den nächsten

SPD-Bundesparteitag beantragt, eine entsprechende Regelung auf Bundesebene zu treffen.

Überweisen an

Oragnisationspolitische Kommission

31



Parteitag SPD Bayern
Beschluss P10

P10

Beschluss
Annahme

Achtung des dritten Geschlechts! Queer*feminismus wagen!

Wir Jusos setzen uns für Toleranz, Akzeptanz und Gleichberechtigung der Geschlechter ein, weil

wir sehen, dass unsere männlich und heteronormativ geprägte Gesellschaft Ungleichheiten gerade

aufgrund dieser engstirnigen Fixierung reproduziert. Davon betroffen sind in unserer Gesellschaft

besonders Frauen und auch Menschen, die sich in keinster Weis e in dieses binäre Geschlechtersystem

von „Mann und Frau“ einordnen können und/oder wollen und auch nicht dem heteronormativen Bild

der Gesellschaft entsprechen. Menschen, die sich keinem Geschlecht zuordnen können, erfahren in

diversen Bereichen alltägliche Diskriminierung und können kaum auf Unterstützungen hoffen. Ein

wichtiger Schritt diesbezüglich war eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, dass es von

nun im Geburtenregister nicht mehr nur eine Eintragung des männlichen und weiblichen Geschlechts,

sondern auch eines dritten Geschlechts geben solle. Ausgelöst wurde dieser Beschluss durch eine

Klage einer queeren Person – namens Vanja -, die im Kindesaltern dem weiblichen Geschlecht zu-

geordnet wurde, sich aber damit nicht identifizieren kann und will. Vanjas Antrag auf Änderung der

Geschlechtsangabe im Geburtenregister in „inter“ wurde abgelehnt, woraufhin sie in allen Instanzen

bis zum Bundesgerichtshof scheiterte. Erst die eingereichte Verfassungsbeschwerde war erfolgreich

und wird nicht nur für Vanja, sondern auch für sehr viele Menschen mehr das Leben deutlich ver-

bessern. Allerdings müssen wir uns eingestehen, dass dieser Erfolg eben nur ein sehr kleiner Schritt

in Richtung Akzeptanz von queeren Menschen ist. Gerade aus diesem Grund ist es die Aufgabe aller

progressiven Kräfte, sich mit dieser Thematik auseinanderzusetzen.Wir Jusos sind der Ansicht, dass die

Einteilung der Menschen in zwei Geschlechter überwunden werden muss, da dadurch Unterdrückung,

Diskriminierung und ganz einfach Schubladendenken reproduziert wird. Aus gerade diesem Grund

müssen wir uns innerverbandlich mit diesem Thema auseinandersetzen. Deswegen halten wir es für

notwendig jegliche Mitgliedsanträge der SPD und die Eintragungen in der Mitgliederdatenbank MAVIS

um ein weiteres, drittes Geschlecht zu erweitern und damit den Menschen mehr Freiraum in unserer

Partei zu geben, ohne sie pauschal in ein Geschlecht einsortieren zu müssen. Des Weiteren wird der

Landesvorstand der Jusos Bayern damit beauftragt, einen Vorschlag zu erarbeiten wie mit queeren

Genoss*innen in Bezug auf die Frauenquote und Frauenlistenplätze umzugehen ist. Wir müssen mehr

Queerfeminismus wagen.
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P11

Beschluss
Überweigung

Reihung sog. Drittes Geschlecht

Kandidaten, die nicht dem Geschlecht männlich oder weiblich angehören, werden in der Aufstel-

lungsversammlung der jeweiligen Liste geschlechtsunabhängig gereiht. Eine Person, die sich „divers“

zuordnet, kann in der Listenaufstellung geschlechtsunabhängig kandidieren, d.h. sich auf jeden Platz,

gleich wo er sich im Reißverschluss befindet, bewerben.

Überweisen an

Landesvorstand
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P12

Beschluss
Überweisung

Frauen in die Parlamente!

Frauen in die Parlamente!

Die SPD verpflichtet sich, bei der Aufstellung von Wahllisten für Parlamente die Plätze paritätisch an

Frauen und Männer zu vergeben. Das Reißverschlussverfahren ist zwingend einzuhalten.

Überweisen an

Oragnisationspolitische Kommission
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P14

Beschluss
Überweisung

Organisationspolitik

1) Politik braucht Organisation. Organisation ist Mittel zum Zweck, also zur Umsetzung von Pro-

grammen und Inhalten. Organisation in der Sozialdemokratie muss sicherstellen,

• dass Entscheidungsprozesse transparent und demokratisch von unten nach oben stattfinden,

• dass alle Mitglieder gleichberechtigte Entscheidungsrechte haben,

• dass Wahlen und Abstimmungen ein Höchstmaß an Klarheit, aber auch Repräsentativität schaf-

fen,

• dass Meinungen zusammengeführt und gebündelt werden

• dass Konsens und Verbindlichkeit entstehen, die zu solidarischem Handeln führen

• und dass Rechenschaft und Kontrolle ermöglicht werden.

2) Sozialdemokratische Politik hat Werte und eine soziale Basis. Kern der Wähler- und Mitgliedschaft

der SPD müssen wieder die abhängig Beschäftigten werden. Dies ist eine Überlebensfrage für unsere

Partei. Ziel und Aufgabe der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD (AfA) ist es dabei,

sozialdemokratische Politik in die Betriebe, Verwaltungen und Einrichtungen zu vermitteln und gleich-

zeitig die Interessen aus der Arbeitswelt undderGesellschaft in die Partei unddie Parlamente zu tragen, 

mehrheitsfähig zu machen und durchzusetzen. Der Erfolg dessen hängt ganz entscheidend von einer

möglichst großen Mitgliedschaft und funktionierenden Strukturen ab.

In unserer Klassengesellschaft verfügen nicht alleMenschen über gleiche Zugangsmöglichkeiten zu po-

litischer Gestaltung. Es bestehen erhebliche Unterschiede hinsichtlich Vermögen und Einkommen, ver-

fügbarer Zeit, Bildung, Kommunikationsgewohnheiten und -möglichkeiten. Auf diese Unterschiede, der

derzeit eher zunehmen, müssen wir besonders achten, weil wir als SozialdemokratInnen Politik für die

Vielen, für die Mehrheit, machen wollen. Wir sind uns der Tatsache bewusst, dass die Arbeitswelt und

die Arbeitnehmerschaft stark ausdifferenziert, zunehmend, prekarisiert und polarisiert, sind.

Unsere Partei braucht deshalb angemessene Arbeitsformen, die auf die Lebenswirklichkeit aller Ar-

beitnehmerInnen Bezug und Rücksicht nehmen und gleichzeitig der Individualisierung und Zer-

splitterung entgegen wirken. Die Entwicklung und der Erhalt von Solidarität erfordern solidarische

Kommunikations- und Arbeitsformen.
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Es genügt also nicht, den Wohnortbezug unserer Statuten durch digitale Formate zu ergänzen. Die

Arbeitswelt des 21. Jahrhunderts verlangt nach einer Kombination neuer Strukturen von Betriebs-

gruppen, Branchengruppen, Betriebsvertrauensleuten, Personengruppen  (Schwerbehindertenvertre-

tungen, Jugend- und Auszubildendenvertretungen, Mitgliedern aus Aufsichts- und Verwaltungsräten,

hauptamtlichen GewerkschafterInnen und ehrenamtlichen GewerkschaftsfunktionärInnen…)

Entscheidend wird dabei sein, dass

• unsere Angebote den spezifischenNutzen, unser Alleinstellungsmerkmal als AfA als einer Schnitt-

stelle Betrieb-Gewerkschaft-Partei-Politik aufweisen, also dasswir nicht vorhandeneGremienbei-

spielsweise in Gewerkschaften nachbilden oder in Konkurrenz dazu treten,

• die SPD selbst nicht konkurrierende Angebote macht, sondern arbeitnehmerbezogene Politikfor-

men nur in enger Abstimmung und Koordination mit der AfA veranstaltet sowie die Erfahrungen

und Kompetenzen der AfA nutzt,

• unsere Parteiorganisation haupt- wie ehrenamtlich ab der Ebene des Unterbezirks die Bildung

von arbeitnehmerInnenbezogenen Strukturen unterstützt und mindestens ab der Ebene des

(Regional-)Bezirks mit hauptamtlicher Zuarbeit und angemessenem Budget ausstattet,

• Spezifizierte Verteiler für den gesamten Bereich „ArbeitnehmerInnen“ aufgebaut werden, auf die

die auf der jeweiligen Ebene gewählten AfA-Vorstände Zugriff haben,

• auch auf Bundesebene die einheitliche, von demokratisch gewählten AfA-Gremien (Bundesvor-

stand, Bundesausschuss) verantwortete, finanziell und mit hauptamtlichem Personal  angemes-

sen ausgestattete ArbeitnehmerInnen-Struktur gestärkt wird.

• dieMedien der Partei, angefangen beimVorwärts bis in die digitale Kommunikation, das gesamte

Spektrum der Partei abbilden und vor allem auch arbeitnehmerInnenbezogene Themen und AfA-

Positionen aufgreifen. Dazu gehören eine authentische Sprache und verständliche Darstellungs-

formen. Komplexe Sachverhalte und notwendige Kompromisse sind nachvollziehbar zu erklären

und zubegründenanstatt undifferenziert abzufeiern.Unsere Funktions- undMandatsträgerInnen

sollten dahingehend qualifiziert werden.

3) Die Arbeiterbewegung gewann ihre Stärke als Selbstorganisation der arbeitendenMenschen, die ihre

Angelegenheiten selbst in die Hand nehmen. Die Glaubwürdigkeit der SPD hängt davon ab, dass wir die

Verankerung in der Arbeitnehmerschaft wieder entwickeln. Glaubwürdigkeit und Vertrauen entstehen

erst dann wieder, wenn die ArbeitnehmerInnen den Eindruck gewinnen, dass ihre Meinungen und In-

teressen in der SPDwahrgenommen und umgesetzt werden. Dies kann nur auf direktemWeg über ihre

originäre Vertretung in der Partei, die AfA, geschehen. Die ArbeitnehmerInnen brauchen daher in allen

VorständenundGremien der Partei, in allen für ihre Belange relevantenArbeitszusammenhängen, eige-

ne, von ihnen selbst gestellte und von der Partei gewählte Personen aus ihren Reihen. Konkret bedeutet

das, dass

• in jedes Vorstandsgremium ab der Unterbezirks-/Kreisverbandsebene ein/e VertreterIn der AfA

wie der anderen Arbeitsgemeinschaften zu wählen sind,

• dass in allen Vorständen, die mehr als vier stellvertretende Vorsitzende haben, ein stellvertreten-

des Mitglied nur auf Vorschlag der AfA gewählt werden kann,
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• dass in allenVorständen, die ausmehr als 20Mitgliedernbestehen,mindestens zweiMitglieder zu

wählen sind, die gewerkschaftliche und/oder betriebliche Funktionen in der Interessenvertretung

haben und von der AfA vorgeschlagen sind,

• dass jeder Delegiertenkonferenz der Partei mindestens 10% Delegierte angehören, die auf einer

AfA Konferenz der jeweiligen Ebene gewählt wurden.

Dabei ist selbstverständlich die Quotenregelung zu beachten.

Sollten die jeweiligen Personalvorschläge der AfA nicht die notwendigenMehrheiten finden, bleiben die

betreffenden Positionen unbesetzt.

4) Für die Bundesebene erfordert dies Änderungen im Organisationsstatut, im Haushalt der Partei und

in der Organisation der Parteizentrale.

1. a) Organisationsstatut: Dem Parteivorstand gehören je eine VertreterIn der auf Bundesebene ein-

gerichteten Arbeitsgemeinschaften mit beratender Stimme an.

2. b) Organisationsstatut/Wahlordnung: Solange demParteivorstand fünf odermehr stellvertreten-

de Vorsitzende angehören, kann eine/r von ihnen nur auf Vorschlag der AfA gewählt werden. In

Ausnahmefällen kann dies durch entsprechendeWahl eines Präsidiumsmitgliedes geschehen

3. c) Organisationsstatut/Wahlordnung: Zwei der zu wählenden Mitglieder des Parteivorstandes

sind gewerkschaftliche und/oder betriebliche InteressenvertreterInnen, die nur auf Vorschlag der

AfA gewählt werden können.

4. d) Die politische Arbeit im Zuständigkeitsbereich der AfA ist finanziell im Rahmen derMöglichkei-

ten der Gesamtpartei angemessen auszustatten. Darüber ist zwischen SchatzmeisterIn und AfA

rechtzeitig zu verhandeln. DieMittel für alle Aktivitäten imArbeitnehmerInnen-Bereich sind in ei-

nem Titel zu bündeln. Sie dürfen nicht nur ein Minimum an Gremienarbeit garantieren, sondern

müssen Raum für ausreichende politische Arbeit - auch dezentral und regional - einschließlich

Öffentlichkeitsarbeit schaffen. Dazu gehört der auf Dauer angelegte Aufbau politischer Bildungs-

arbeit speziell für politisch Aktive aus der sozialdemokratischenArbeitnehmerschaft. Dazu ist vor-

aussichtlich der Gesamteinsatz der Mittel derzeit unter dem Diktat der knappen Kassen nicht un-

bedingt zu erhöhen, sondern lediglich effizienter zu gestalten.

5. e) Es ist wieder ein AfA-Referat einzurichten, das imWilly-Brandt-Haus für die Umsetzung der ge-

samtenArbeit derAfAundderArbeitnehmerpolitik zuständig ist.Hier sindauchdieDatenderAfA-

aktiven, die Öffentlichkeitsarbeit einschließlich der digitalenMedien sowie die Arbeit der bundes-

weiten Betriebs- und Personengruppen zu bündeln. Die Arbeit und die Besetzung des AfA-Referats

finden in enger Abstimmungmit dem AfA Bundesvorstand statt.

6. f) Die AfA ist in den relevanten Kommissionen, Arbeitskreisen und Delegationen angemessen ver-

treten. Dies gilt insbesondere für die Antragskommission zu Parteitagen und Parteikonvent, Orga-

nisationspolitische Kommission, Lenkungsgruppen, Grundwertekommission, SPE-Delegation…

Überweisen an

Oragnisationspolitische Kommission
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P15

Beschluss
Überweisung

Einrichtung von thematischen Projektgruppen auf Bezirks- und Landesebene

Einrichtung von thematischen Projektgruppen auf Bezirks- und Landesebene

Der Landesvorstand und die Bezirksvorstände werden aufgefordert, basierend auf §22 Abschnitt 6 der

Satzung der BayernSPD, zu folgenden Themen dauerhafte Projektgruppen einzurichten:

• Digitalisierung

• Umwelt- und Klimaschutz

• Energiewende

• Kulturpolitik

• Wohnen

• Gesundheitspolitik

• Sicherheitspolitik

Diese Liste ist dabei nicht abschließen und soll gegebenenfalls in den jeweiligen Vorständen beraten

und erweitert werden. Um diese Projektgruppen arbeitsfähig zu machen, nutzen der Landesvorstand

und die Bezirksvorstände alle ihnen zur Verfügung stehenden Kanäle, um auf die Möglichkeit der Mit-

wirkung aufmerksam zumachen. Darüber hinaus sollen geeignete Mittel gefunden werden, um Nicht-

Mitgliedern dieses Angebot bekannt zu machen und die Mitarbeit zu ermöglichen.

Überweisen an

Oragnisationspolitische Kommission
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E1

Beschluss
Überweisung

NATO-Ausschluss ermöglichen

NATO-Ausschluss ermöglichen

Wir fordern, dass im Rahmen der Treffen des Nordatlantikrates notwendige Änderungen am Nordat-

lantikvertrag umzusetzen sind, um den Ausschluss eines Vertragspartners aus dem Nordatlantischen

Bündnis zu ermöglichen, wenn dieser, die im Nordatlantikpakt beschriebenen gemeinsamen Grund-

ideale, nicht mehr respektiert. Konkret ist das gegenwärtig bei der Türkischen Republik der Fall. Deren

Ausschluss ist geboten bis die politischen Verhältnisse wieder den Idealen einer freiheitlich demokrati-

schen Grundordnung entsprechen.

Überweisen an

Bundesparteitag
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Beschluss
Annahme

Regeln für autonomeWaffensysteme

Die SPD‑Bundestagsfraktion wird dazu aufgefordert sich dafür einzusetzen, dass die Bundesrepu-

blik Deutschland auf internationaler Ebene Druck ausübt, um zügige völkerrechtliche Regelungen für

autonomeWaffensysteme zu erreichen (Gegenstand dieses Antrags sind nicht ferngesteuerte Waffen-

systeme, z.B. Kampfdrohnen, sondern Systeme bei denen nach einem initialen Startbefehl keinMensch

mehr in die Entscheidungsprozesse eingreift.) Die Entwickelung des (Völker-)Rechts hält gegenwärtig

mit der Entwicklung der künstlichen Intelligenz nicht Schritt. Gemeinsam mit seinen europäischen

Partnern kann und muss Deutschland einen wichtigen Beitrag zur zügigen Erreichung adäquater

Regelungen zur Sicherstellung humanitärer Grundsätze leisten. Insbesondere muss sich Deutschland

dafür einsetzen, dass Haftbarkeit und strafrechtlicher Verantwortlichkeit klar und schnell geregelt

werden. Dieser Antrag stellt explizit keine Abkehr von der Forderung im Bundestagswahlprogramm

2017 nach einer Ächtung autonomer Waffensysteme dar, sondern soll die dort ausgeführte Forderung

nach internationalen Regelungen für neuartige Waffensysteme konkretisieren und ihr Nachdruck

verleihen.
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E3

Beschluss
Annahme

Völkerrecht gilt für alle! Solidarität mit den Menschen in und um Afrin!

Seit dem Zerfall des Osmanischen Reiches nach dem ersten Weltkrieg wird die Gründung eines

kurdischen Staates von der Türkei verhindert. Dies führt zu einer ständigen Konfliktsituation zwischen

der türkischen Regierung und kurdischen Milizen. Eine friedliche Lösung ist dabei weiter nicht in Sicht.

Im Gegenteil, durch die aktuelle Offensive der türkischen Streitkräfte in das nordsyrische Gebiet rund

umdie Stadt Afrin spitzt sich die Lageweiter zu. Am 20. Januar 2018 begann die Türkei ihremilitärischen

Offensive gegen die Kurdenmiliz YPG. Das Ziel der AKP-Regierung Recep Tayyip Erdogans, der die YPG als

verlängerten Arm der kurdischen Arbeiterpartei PKK sieht, ist es, die kurdische Bevölkerung aus Nord-

syrien bis hinter den Euphrat zu vertreiben. Damit kämpfen die YPG und ihre Verbündeten nun nicht

mehr nur gegen den IS, sondern werden von der türkischen Regierung in einen Zwei-Fronten-Konflikt

gedrängt. Dadurch wird Nordsyrien weiter destabilisiert. Die Folge ist mehr Gewalt gegen die Zivilbe-

völkerung und in der Konsequenz ein weiteres Anhalten der bestehenden humanitären Notlage und all

ihrer Folgen. Durch ihre militärische Intervention in Nordsyrien verstößt die türkische Regierung gegen

das Völkerrecht! Der Angriff ist nicht durch das Recht auf Selbstverteidigung gedeckt, denn es liegt

keine Verletzung der türkischen Souveränität und Integrität vor, noch ist damit momentan zu rechnen.

Weder der türkische Staat noch die türkische Bevölkerung ist durch ein autonomes Kurdengebiet – oder

auch einen souveränen kurdischen Staat – an der Grenze zur Türkei wesentlich bedroht und daher auch

in keiner Form eine hinreichende Rechtfertigung für eine militärische Intervention. Das Vorgehen der

Türkei ist eine weitere Eskalation des Konfliktes mit erneut schwerenMenschenrechtsverletzungen, die

für uns nicht hinnehmbar sind. Die Jusos Bayern verurteilen das militärische Vorgehen der türkischen

Regierung und fordern die sozialdemokratischen Fachpolitiker*innen und das sozialdemokratisch

geführte Außenministerium dazu auf, darauf hinzuwirken, dass die Türkei völkerrechtliche Verträge

einhält und das Blutvergießen unverzüglich beendet.Wir zeigen uns solidarischmit den Angegriffenen.

DesWeiteren fordernwir einen sofortigen Stopp sämtlicher deutscherWaffenlieferungen an die Türkei,

insbesondere eine Rücknahme der kürzlich bekanntgewordenen neuen Ausfuhrgenehmigungen. Die

deutsche Bundesregierung darf nicht den Eindruck erwecken, die türkische Offensive stillschweigend

zu unterstützen.

Überweisen an

BayernSPD-Landesgruppe der BTF, Bundestagsfraktion
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E4

Beschluss
Überweisung

Verschärfte Rüstungsexportkontrolle

1. Die Beschränkungen in den Paragraphen 49/50 AWV (Außenwirtschaftsverordnung) auf techni-

sche Hilfe bei ABC-Waffen, Überwachungstechnik und Embargoländer werden aufgehoben, so

dass technische Unterstützung bei der Entwicklung/Produktion/Vermarktung von Rüstungsgü-

tern jedwederArt technologie- undembargounabhängig genehmigungspflichtigwerdenmüssen.

2. Die Fusionskontrolle- und Anteilserwerbsverbote, welche die §§ 55ff. AWV bei Bedrohungen (z.B.

der öffentlichen Sicherheit durch den Anteilerwerb ausländischer Investoren bzw. Unternehmen

an inländischen Firmen müssen auch für den Anteilserwerb, Fusionen und Unternehmensgrün-

dungen deutscher Unternehmen an/mit ausländischenUnternehmen, die  imAusland Kriegswaf-

fen und sonstige Rüstungsgüter entwickeln, herstellen, vermarkten gelten.

Überweisen an

Bundestagsfraktion
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E5

Beschluss
Annahme

Für ein besseres, ehrliches Europa

Die Europäische Union steht vor einer richtungsweisenden Wahl. Das Europäische Parlament könnte

nach der Europawahl 2019 stark nach rechts rücken. Es droht eine Mehrheit aus neoliberalen, konserva-

tiven mit Rechtsextremen, Nationalisten und anderen EU-Gegnern besetzt sein. Es geht also um eine

Richtungsentscheidung.

Wir rufen dazu auf, den Kampf um Europa in derWahl 2019 ehrlich und offensiv zu gestalten!

Die EU ist ein vergleichsweise junges Projekt, das in derWelt einzigartig ist. Für die EUgibt es keine Scha-

blonen. Es ist daher nicht verwunderlich, dass die EU nicht perfekt ist. Dasmerken auch die Bürgerinnen

und Bürger. Während die EU derzeit noch unseren Frieden und Wohlstand garantiert und uns ein Ge-

wicht in der globalisiertenWelt gibt, ertrinkenMenschen imMittelmeer, fallenwirtschaftlich schwache

Menschen und Regionen in der EU immer weiter zurück. Die Schere zwischen Arm und Reich öffnet sich

sowohl zwischenMitgliedstaaten und Regionen als auch innerhalb der jeweiligen Gesellschaften. In ei-

nigen Mitgliedsstaaten sind zunehmend Rechtsstaat, bürgerliche und demokratische Rechte bedroht.

Die EU hat es bisher versäumt, die Europäische Säule Sozialer Rechte umzusetzen und Sozialstandards

an die höchsten Niveaus anzugleichen.

Die Menschenmüssen wissen, dass eine Verbesserung der EU eine vertiefte EU sein muss. Und dass die

SPD die Partei ist, die diese Verbesserungen durchsetzenmöchte. Die EU darf nicht zu einer militarisier-

ten Freihandelszone verkommen.

Die Devisemuss sein: Europawirtschaftlich erfolgreich, sozial und ökologisch zu gestalten. Im Themen-

feld Arbeit und Soziales sollen die folgenden, inhaltlichen Punkte zur Positionsfindung dienen. Viele

Punkte finden sich auch in der Position des DGB wieder.

Die Soziale Säule in Europa stärken

Wir brauchen armutsfeste Mindestlöhne in jedemMitgliedsstaat,  die über der Armutsschwelle der je-

weiligen Länder liegen. Die Sozialpartner dürfen durch diese Mindestlöhne nicht ausgehebelt werden

und müssen bei der Festsetzung einbezogen werden.

Die wirtschaftlichen Ziele der EU sollten immer gekoppelt werden mit sozialen Zielen (Renten, Sozial-

versicherung, Armutsbekämpfung, etc.)

Die „Work-Life Balance Direktive” muss verabschiedet werden, um Leben und Beruf besser in Einklang

bringen zu können.
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Die Plattformökonomie ist eine große Herausforderung. Hier brauchen wir verpflichtende Mindest-

schutzstandards und klare Verantwortbarkeiten bei den Auftrags-, und Arbeitgebern. Die Plattformöko-

nomie sollte an Mitbestimmung und Tarifstrukturen gekoppelt werden.

Beschäftigte müssen über ihre Informationsrechte Bescheid wissen und ein Mindestmaß an Transpa-

renz gewährleistet bekommen. Hierzu muss die Transparenzrichtlinie verabschiedet werden.

Die Ausbeutung von Solo-Selbstständigenmuss bekämpft werden. Dazumüssen EU-weiteMindestver-

gütungsstandards und die Einbeziehung in sozialpartnerschaftliche Tarifverträge umgesetzt werden.

Im Wettbewerbsrecht sollte der Vorschlag des DGB aufgenommen werden, Ausnahmen vom Kartell-

verbot für Absprachen zu formulieren, die durch einen Dialog von Sozialpartnern zu Gunsten von Solo-

Selbstständigen vereinbartwerden, das unmittelbare Auftragsverhältnis betreffen, unddabei das struk-

turelle Machtgefälle zwischen Auftraggebern und -nehmern berücksichtigt.

Zum Schutz der Bürgerinnen und Bürger in der EU braucht es eine Mindest-Arbeitslosenversicherung

undMindeststandards in der Sozialen Sicherung durch ein angemessenesMindesteinkommen auch bei

Arbeitslosigkeit.

Gute Arbeit muss in der EU in den Vordergrund gestellt werden. Mitbestimmung und Gewerkschaften

müssen gesichert, gestärkt und beteiligt werden. Daher braucht es eine Rahmenrichtlinie zur Mitbe-

stimmung, um Mitbestimmung zu schützen und zu fördern. Auch grenzüberschreitende Mitbestim-

mung kann hier geregelt werden. Die Arbeit von europäischen Betriebsräten muss gefördert werden.

Hierzu bedarf es eines Ausbaus von Sanktionen und eine Verankerung eines allgemeinen gesetzlichen

Unterlassungsanspruches. EU-Vergaberichtlinienmüssen daher soziale Standards einbeziehen und för-

dern. Öffentliche Aufträge sollten nur noch unter Einhaltung sozialer und ökologischer Standards verge-

ben werden (z.B. Firmen mit Tariftreue, Mitbestimmung, etc. bevorzugen). Die Tarifbindung muss auch

auf europäischer Ebene gestärkt werden. Fördermittelmüssen bevorzugt an tarifgebundene Firmen ge-

zahlt werden. Die Tarifautonomie muss in allen Mitgliedsstaaten gestärkt und auf europäischer Ebene

etabliert werden.

Die EU darf keinen Druck mehr in Richtung Privatisierung und Liberalisierung ausüben. Auch bereits

getätigte Liberalisierungen sollten geprüft und gegebenenfalls zurückgenommen werden.

Der EuGHbraucht eineKammer fürArbeits-, undSozialrecht, umdie jetzigenundzukünftigenStandards

einklagbar zu machen.

Die Arbeitnehmermobilität muss fair gestaltet werden. Missbrauch der Arbeitnehmerfreizügigkeit und

Dienstleistungsfreiheit muss bekämpft werden. Die neue Entsenderichtlinie muss in nationales Recht

umgesetzt werden. Auch für die Beschäftigten imTransport-Sektormüssen die Regelungen ab dem ers-

ten Tag gelten. Zentrale Forderung ist eine effektive Europäische Arbeitsbehörde (ELA). Diese muss Ar-

beitskontrollen in Zusammenarbeitmit nationalen Stellen durchführen und koordinieren. Eine Europäi-

sche Sozialversicherungsnummer ist die Voraussetzung für eine Verbesserung von Kontrollen und um

Missbrauch vorzubeugen.

Handelsabkommenmüssen den Sozial- und Arbeitnehmerschutz zur Voraussetzung des Handelns ma-

chenundSchutzmaßnahmengegenalle Prozesse von Lohn-undSozialdumping fordernund fördern.Die

domestic advisory groups unter Beteiligung der Gewerkschaften müssen hier bei Nichtachtung sankti-

onsbewehrte Verfahren einleiten können. Transparenz undOffenheitmüssen jedes Handelsabkommen

begleiten.
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Just Transition – mit den Gewerkschaften!

Das gewerkschaftliche Konzept zur „Just Transition“ muss zu einem Wesentlichen Bestandteil der eu-

ropäischen Energie-, und Klimapolitik und der Energieunion werden. Strukturwandel müssen gerecht

und nachhaltig gestaltet werden, sonst werden dieMenschen die Bekämpfung des Klimawandels nicht

mittragen.

Hierzu braucht es eine transnationale, intelligente, sozialdemokratische Industriepolitik. Diese muss

sich an sozialen, ökologischen und dann ökonomischen Standards orientieren.

Neu geschaffene Arbeitsplätze und „green jobs“ müssen auch den Standards der „guten Arbeit“ ent-

sprechen. Tarifbindung und Mitbestimmungmüssen hier umgesetzt werden.

Jeder strukturellerWandelmuss begleitet werden durch Bildungsmaßnahmen, um keine Arbeitnehme-

rin und keinen Arbeitnehmer zurückzulassen. Diese Bildungsmaßnahmen sollten mit Eu-Förderungen

unterstützt werden.

Eine sozialdemokratische Antwort an Emmanuel Macron

Zusätzlich zu den Forderungen braucht es endlich eine sozialdemokratische Antwort an EmmanuelMa-

cron. Europa ist in Gefahr, es zu erhalten verlangt auch ein Vertiefen der Allianzenmit den übrig geblie-

benen Europafreundinnen und Europafreunden. Der nachfolgende Text ist als Ergänzung und Reaktion

zum Papier der Grundwerte-Kommission zu sehen und von der Parteiführung für eine Antwortformu-

lierung zu verwenden.

Für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Deutschland steht viel auf dem Spiel. Wenn jetzt, in

wirtschaftlich vergleichsweise günstigen Zeiten, nicht gehandelt wird, steht Europa bei künftigen Kri-

sen vor demZerfall. Deshalb begrüßenwir zunächst, dass der französische Präsident EmmanuelMacron

mit seinen Zukunftsvisionen ein friedliches, geeintes Europa vorantreiben und Europa in den Fokus der

europäischen und nationalen Aufmerksamkeit rücken will. Die deutsche Bundesregierungmuss diesen

Gesprächsfaden endlich aufnehmen. Das dröhnende Schweigen der Bundeskanzlerin verstößt gegen

den Koalitionsvertrag und gefährdet die wirtschaftliche und soziale Entwicklung, auch in Deutschland.

Die SPD-Grundwertekommission hat erkannt, dass die nötige Antwort auf die Ansinnen EmmanuelMa-

crons nachdrücklich und sozialdemokratisch sein muss und vor allem auch, dass sie nicht mehr länger

auf sichwarten lassen sollte. In Zeiten starker nationalistischer Tendenzen innerhalb und außerhalb der

EU kann nur eine freiheitliche, soziale und demokratische Europäische Union die Zukunft sein. Dies gilt

allerdings für die nationalen Politiken ebenso wie für die europäische Ebene. Die AfA kritisiert deshalb

weite Teile der französischen sogenannten Reformpolitik. Umverteilung nach oben, Privatisierung und

Abbau von Arbeitnehmerrechten passen nicht in ein gemeinsames Europa. Wer Beschäftigung und In-

vestitionen, Finanzmarkt-Stabilität und gemeinsame Institutionen weiterentwickeln will, muss in sei-

nem Land die Spaltung der Gesellschaft beenden, anstatt sie zu vertiefen. Macron ist daher in keiner

Weise ein Vorbild für die AfA, die SPD oder die Sozialdemokratie im Allgemeinen.

Reformen für ein soziales Europa

Macrons Liste für die Schlüssel zur Souveränität der EU ist in unseren Augen unvollständig. Die EU kann

sich nur als eigenständig und vollständig betrachten, wenn sich die Erwartungen der dort lebenden

Menschen nach einem guten, friedlichen und erfüllten Leben erfüllen können. Das ist überhaupt die
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ganze Rechtfertigung für das Projekt und die Idee der Europäischen Union. Dies gehört an die erste Stel-

le einer Antwort an Macron. Die soziale Säule der EU darf nicht weiterhin eine nachrangige Dekora-

tion bleiben. Regelungen zum Mindestlohn, Standards für Arbeitnehmer/innen-Schutz, Elternzeit, ho-

heMindeststandards für soziale Sicherung, integrative Arbeitsmarktpolitik, gerechte Besteuerung auch

großer Kapitalerträge und Vermögen zur Entlastung der Arbeitseinkommen, Sicherung und Ausbau der

Mitbestimmung sowie Stärkung der Tarifbindung und der Gewerkschaften gehören auf die europäi-

sche Agenda - und zwar nicht als Ersatz für nationale Regelungen, jedoch als Absicherung gegen Lohn-

und Sozialdumping und gegen eine weitere Polarisierung von Regionen und Gesellschaftsschichten.

Den Forderungen der Grundwertekommission nach einer Europäischen Arbeitsbehörde (ELA) und ei-

nem EU-Arbeitsminister entsprechen der Beschlusslage der AfA und sind grundsätzliche Forderungen

für ein stärkeres, gerechteres Europa. Wir fordern ausreichend Rechte und Personal für die ELA unter

Einbeziehung der Sozialpartner. Bevor es einenMinister für Euro-Finanzen gibt, wieMacron ihn fordert,

fordert die AfA eine EU-Institution, ein Ministerium für Arbeit und Soziales. Deren Aufgabe wäre zu-

nächst vor allem, die Einhaltung der Regeln zu überwachen und durchzusetzen, sei es durch direktes

behördliches Handeln, vorrangig aber durch intensive Kooperationmit nationalen Institutionen. Die EU

darf nicht nur StaatshaushalteundökonomischeRahmendatenüberwachen, sondernmuss ihre Schutz-

funktion gegenüber denfinanziell Schwächerenwahrnehmen, auch dort, wonationale Behörden bisher

versagen. Zudembrauchenwir einebeobachtendeundpräventivwirkendeEinrichtung, die die enormen

Umbrüche in der Arbeitswelt analysiert und europäische Gestaltungsmöglichkeiten aufzeigt. DenMin-

destlohnrahmen an mindestens 60% des Medianlohnes EU-weit zu orientieren ist ein guter Schritt in

Richtung sozialer Konvergenz, also der Angleichung zwischen den Regionen und Mitgliedsstaaten. Die

AfA fordert inÜbereinstimmungmit der Grundwertekommission eine Angleichung an die jeweils höhe-

ren Standards.Wir sind auch der Meinung, dass gleiches Geld für gleiche Arbeit am gleichen Ort gelten

muss und begrüßen daher die Richtung, in die die Entsenderichtlinie soeben novelliert wird. Das Ziel

ist und bleibt die gleiche Bezahlung und Behandlung der Arbeitenden am gleichen Ort, und zwar ohne

jede Ausnahme. Die AfA stimmt mit Präsident Macron überein, dass die Arbeitslosigkeit innerhalb der

Eurozone und in der EU abgebaut werden muss. Der neoliberale Weg ist allerdings sowohl wirtschaft-

lich wie politisch gescheitert. Arbeitsmarktreformen, wie sie Macron für Frankreich in seiner Rede in

der Sorbonne als Beispiel von nationaler Verantwortung benannt hat, lehnen wir daher im Grundsatz

ab. Sowohl seine Durchlöcherung des Kündigungsschutzes, die Begrenzung der Höhe von Abfindungen,

Einschnitte in die Renten, das Streichen von Stellen im öffentlichen Dienst, die Beschneidung von Mit-

bestimmung als auch das weitgehende Streichen der Vermögenssteuer sind weder mit den Interessen

der Arbeitnehmer/innen noch mit sozialdemokratischen Grundwerten vereinbar, geschweige denn vor

dem deutschen Erfahrungshintergrund empfehlenswert.

„Schnell umsetzbare Projekte: Europäische Agentur für radikale neuartige Innovationen, Europäische

Universitäten“

Der Grundgedankte einer EU-weiten Agentur für „radikale neuartige Innovationen“ birgt manche Vor-

teile. Das Teilen von Wissen und Forschung führt zu optimalem Output. Forschung und Wissenschaft

sind wichtige Pfeiler für den Wohlstand und den Fortschritt in unserer Gesellschaft. Derartige Innova-

tionen haben jedoch auch das Potential, traditionelle Produktionsformen zu ersetzen oder massiv zu

verändern. Dies hat erhebliche Konsequenzen für Arbeitsplätze. Daher spricht sich die AfA dafür aus,

in einer möglichen Agentur für „radikale neuartige Innovationen“ insbesondere die Auswirkungen auf

die Arbeit und den möglichen Strukturwandel in den Regionen erforschen zu lassen, um die Verände-

rungen vorausschauend gestalten zu können. Wir stimmen mit Macron darüber überein, dass sich die
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digitale Revolution um „Talente“ dreht, also um qualifizierte Menschen. Anders als Macron fordern wir

allerdings, diese „Talente“ zu schaffen anstatt sie aus anderen Ländern heranzuziehen. Es gibt noch viel

zu viele, auch gut gebildete Arbeitslose in der EU und Millionen junge und ältere Arbeitsuchende, die

das reiche Europa selbst weiterqualifizieren muss. Brain Drain ist sowohl in Drittstaaten, als auch in

EU-Ländern zu bekämpfen!

Gemeinsame Afrika- und Europäische Nachbarschafts-Strategie, Entwicklungszusammenarbeit, Asyl-

und Migrationspolitik

Die AfA stimmt mit der Position der Grundwertekommission überein und unterstützt im Besonderen

den geforderten Doppelbeschluss, der einen Entwicklungs- und Investitionsfonds fordert, der Kommu-

nen unterstützt, die freiwillig Flüchtlinge aufnehmen wollen. Die Kombination aus Geldern für die In-

tegration der Geflüchteten und Gelder für die Weiterentwicklung der Kommunen kann zur besseren

Integration und gleichzeitig zur Entwicklung der Kommunen beitragen. Hinzufügend begrüßenwirMa-

crons Vorstoß für eine ausgedehnte Partnerschaft mit Afrika. Die Betonung europäischer Werte und

Standards darf jedoch nicht kolonialen Charakter haben. Auch in der Handelspolitik sollte sich eine faire

Entwicklungsstrategie ausdrücken. Wir betonen, dass die Summe der Entwicklungshilfe aus der EU im

Gesamten nicht sinken, sondern eher steigen sollte und eine neue Qualität gewinnen muss. Die Gel-

der sollten kontrolliert in Projekte fließen, die eine eigenständige wirtschaftliche Entwicklung, Bildung,

Frieden und die Demokratie stärken. Wir lehnen es ab, dass internationale Konzerne Land in den Ent-

wicklungsländern aufkaufen. Bei Investitionen in diese Länder muss darauf geachtet werden, dass die

Bevölkerung den großen Teil der Belegschaft stellt, die fair entlohnt wird und Möglichkeit zur Bildung

undMitbestimmung bekommt. Vor allem kommt es darauf an, die Entwicklungszusammenarbeit nicht

durch Handelspraktiken, unkontrollierten und oft illegalen Kapitalabfluss, durch egoistische politische

Einflussnahmen,Waffenexporte undmilitärische Einmischung, Fischereipolitik und andere altbekannte

unfaire Praktiken aus Vergangenheit und Gegenwart zu unterlaufen.

Sozialökologischer Umbau

Klimaschutz ist eine der großen Aufgaben unserer Zeit. Die Grundwertekommission hat fünf wichti-

ge Fragen für einen Dialogprozess vorgeschlagen, die unter sozialökologischen Aspekten auf EU-Ebene

diskutiertwerdenmüssen. Die Zukunft der Städte, Energiewende, Neuordnung des Verkehrs, Agrarwen-

de und ökologische Industriepolitik müssen ökologisch und sozial umgesetzt werden. Saubere Luft und

sauberesWasser, ausreichende Ressourcen und eine intakte Natur sind die Voraussetzung allen Lebens

und müssen gewährleistet werden. Bei all diesen Themen ist es aber auch wichtig, sie in Anbetracht

sozialer Auswirkungen zu behandeln. Wir fordern daher, bei Umstrukturierungen EU-weit mit den Ge-

werkschaften zusammenKonzepte zu erarbeiten,wie ein Strukturwandel durchUmbrüche in der Indus-

trie, in der Stadtpolitik, im Verkehr, in der Energie- oder der Landwirtschaft möglichst sozialverträglich

und zukunftsträchtig gestaltet werden kann.

Stärkung der EuropäischenWährungsunion undWirtschaftspolitik

Wir fordern Solidarität gegenüber den finanziell schlechter gestellten Teilen der Bevölkerung in Krisen-

ländern und ein Ende der brutalen Sparpolitik, die zu massivem Abbau von Sozialleistungen, Löhnen,

Sicherheit und Arbeitsplätzen geführt hat. In diesen Ländern braucht es Investitionsprogramme in Bil-

dung und Infrastruktur, umWirtschaftsleistung zu ermöglichen. Sparpolitik, Umverteilung und Privati-

sierung werden weder zu einer Verbesserung der wirtschaftlichen noch der sozialen undmenschlichen

Lage in diesen Ländern führen.Wirwerden es nicht zulassen, dass der Eindruck erwecktwird, dass durch
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die europäischen „Rettungsmaßnahmen“ nebst ihren unsozialen Auflagen in erster Linie denMenschen

geholfen würde. Es ging und geht um die Aufrechterhaltung des Finanz- und Bankensystems. Wir for-

dern eine wissenschaftlich fundierte Aufarbeitung der Verteilungswirkungen und strukturellen Folgen

der Strategien undMaßnahmender europäischen „Institutionen“, ehemals Troika.Macronwünscht sich

einen vereinfachten europäischen Binnenmarkt. Zu klären bleibt, was Vereinfachung konkret beinhal-

tet. Wir werden jedem Versuch widersprechen, Schutzregeln für Beschäftigte und Verbraucher aufzu-

weichen. Der französische Präsident fordert außerdem, dass Handelsabkommen (wie TTIP, CETA) trans-

parent verhandelt und umgesetzt werden sollten. Er wünscht sich, dass diese Abkommen den umwelt-

schutzbezogenen Ansprüchen der EU genügen.

Diese Abkommen müssen auch den sozialen Ansprüchen der EU gerecht werden. Die Arbeitseinkom-

men und Arbeitsbedingungen dürfen nicht weiter unter Druck geraten, im Gegenteil: Wir müssenWe-

ge finden, wie über Mindeststandards hinaus Handelspolitik die Situation der arbeitenden Menschen

direkt verbessern kann. Dies gilt umsomehr, als wir in den letzten Jahrzehnten gelernt haben, dass vom

Wachstum des Handels allein die Mehrheit der Bevölkerung auch in den Überschussländern nicht pro-

fitieren konnte. Grundsätzlich gilt: wo auch immer Ministerien oder europäische Behörden entstehen,

bedarf es demokratischer Kontrolle. So darf es keinen Finanzminister der Euro-Zone ohne parlamenta-

rische Kontrolle, keine Arbeitsbehörde ohne legitimierte Kontrolle seitens Gewerkschaften und Arbeit-

nehmervertretungen geben.

Wachstum stärken – Ungleichgewichte abbauen –Wirtschaftspolitik europaweit koordinieren

Die Ursachen der Euro-Krise beseitigen: Für eine tragfähige und soziale Architektur der Eurozone Die

bisherigen Lösungsansätze zur Überwindung der Eurokrise verfehlen die eigentlichen Ursachen, gehen

zu Lasten der Lebens- und Arbeitsperspektiven vieler MillionenMenschen, schaffen kein ausreichendes

undnachhaltigesWirtschaftswachstumundbedrohenaufdieseWeisedenBestandderWährungsunion

und der EU als Ganzes. Ein Auseinanderbrechen der Eurozone würde unvorhersehbare wirtschaftliche

Risiken für Europa und die Weltwirtschaft bedeuten. Von der damit verbundenen politischen Dimen-

sion eines gespaltenen Europa ganz zu schweigen.  Als Europapartei der ersten Stunde werden Sozi-

aldemokraten eine Spaltung Europas niemals akzeptieren. Es ist die historische Aufgabe der SPD, neu

aufkeimenden, rückwärtsgewandten Nationalismus entschlossen in die Schranken zuweisen. Doch da-

zu muss Europa endlich einen sozialverträglichen Pfad aus der Eurokrise einschlagen und die gravie-

renden Konstruktionsfehler der Währungsunion konsequent beseitigen: – Die Kritik an einer einseitig

auf Kürzungen der Lohn- und Sozialeinkommen abzielenden Politik reicht quer durch sämtliche öko-

nomische Schulen, wie die Tagung der Wirtschaftsnobelpreisträger im Juli 2014 in Lindau eindrucksvoll

dokumentiert hat. Europa braucht vordringlich eine gemeinsame Wachstums- und Investitionsstrate-

gie, eine Rückkehr zum Primat der Politik gegenüber den Finanzmärkten, mehr Koordinierung und Har-

monisierung sowie institutionelle Reformen. Notwendige Strukturreformen zur Überwindung von je

besonderen nationalen Entwicklungsblockaden (z.B. Immobiliensektor in Spanien, effektive Verwaltun-

gen in Italien oder Griechenland, Bekämpfung von Korruption und Steuerhinterziehung u.a.) können

ihre Wirksamkeit am besten entfalten, wenn sie in eine Wachstumsstrategie eingebettet sind. – Die

Webfehler derWährungsunion bestehen in dermangelnden politischen Koordination dermakroökono-

mischenGrößen und in der Institutionalisierung einer neoliberalenWirtschaftsdoktrin.Mit Blick auf die

Leistungsbilanzen, die Lohn- und Inflationsentwicklung sowie auch auf die Steuerharmonisierungmuss

der sukzessiven Abbau der bestehenden Ungleichgewichte konsequent ins Visier genommen werden.

Die wirtschafts- und steuerpolitische Integration muss entscheidend vertieft, Europa mithin zu einer

echtenWirtschafts- und Sozialunion weiterentwickelt werden. Eine regelgebundene Finanzpolitik und
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Schuldenabbau sind in diesem Rahmen unverzichtbar. Doch genau deshalb müssen sich Sozialdemo-

kraten in ganz Europa auf denWegmachen, eine zum Dogma geronnene und im Kern neoliberale Aus-

teritätspolitik zu überwinden. Denn die neoliberaleWirtschaftsdoktrin generiert aufgrund ihrer einsei-

tigen Sparfixierung viel zu wenig Investitionsdynamik und Wirtschaftswachstum. Sie versperrt damit

vor allem den Krisenstaaten die Möglichkeit, sukzessive aus der Verschuldung herauswachsen zu kön-

nen. Zudem geht die Austeritätspolitik immer nur zu Lasten der Lohn- und Sozialeinkommen der brei-

ten Schichten und führt zum drastischen Abbau von Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechten. Europa

braucht deshalb einen wirtschaftspolitischen Paradigmenwechsel für mehr Wachstum und Investitio-

nenundeinedauerhaft tragfähigeArchitektur der Eurozone. Ein sozialverträglicherWachstumspfadaus

der Eurokrise ist möglich

Ein Zukunftsinvestitionsprogramm für Europa

Es kommt entscheidend darauf an, europaweit abgestimmt für mehr realwirtschaftliches Wachstum

zu sorgen, damit die Staaten sukzessive aus der Verschuldung herauswachsen können. Europa braucht

dringend eine europaweit koordinierte Wachstumsstrategie – etwa in Anlehnung und Fortschreibung

der alten Pläne zumAusbauder europäischen Infrastruktur von JaquesDelors. Der Juncker-Plan ist dafür

kein Ersatz: Er zeigt zwar die richtige Einsicht, dass mehr Investitionen nötig sind, beschränkt sich da-

zu aber auf Umdeklarierung von Haushaltsmitteln und setzt auf die Hebelwirkung von Kreditmärkten,

die gerade ihre Unfähigkeit erweisen, produktive Investitionen in Gang zu setzen. Insbesondere für die

Krisenländer gilt: ohne Wachstum keine Steuereinnahmen, ohne Steuereinnahmen keine erfolgreiche

Konsolidierung. Diese Länder müssen deshalb wieder auf einenWachstumspfad zurückkehren können.

Dieser Weg muss durch ein europäisches Programm für öffentliche Zukunftsinvestitionen unterstützt

werden. Damit ein solches Investitionsprogramm tatsächlich eine spürbare Wirkung auf die europäi-

scheWirtschaft hätte, müsste es ausreichend groß dimensioniert sein. Das Ausgabevolumen sollte da-

bei mindestens ein Prozent des Euro-Zonen-BIP, also rund 100 Milliarden Euro jährlich ausmachen. Ge-

fordert ist in diesem Zusammenhang eine investitionsfördernde Reform des Fiskalpaktes. Denn die gel-

tenden Fiskalregeln der EU ebensowie die Vorgaben zurHaushaltssanierung durch die ESM-Programme

und den IWF haben dazu geführt, dass in den vergangenen Jahren öffentliche Ausgaben in einer Art und

Weise gekürzt wurden, die dasWirtschaftswachstum in Europa sowohl von der Angebots- als auch von

der Nachfrageseite stark belastet. So wurden unter anderem Ausgaben für öffentliche Investitionen in

Infrastruktur ebenso massiv gekürzt wie Bildungsausgaben und öffentliche Ausgaben für Forschung

und Entwicklung. Sowohl in Deutschland als auch in der Eurozone insgesamt liegen die öffentlichen

Nettoinvestitionen (also Bruttoinvestitionen abzüglich Abschreibungen für Abnutzung) nun im negati-

ven Bereich. Sprich: die öffentliche Infrastruktur verfällt zusehends. Nach allen Erkenntnissen der neue-

renWachstumstheorie sind allerdings gerade diese Ausgaben besonders wichtig für die Effizienz einer

Volkswirtschaft, ihren technologischen Fortschritt und das mittelfristige Wachstumspotential. Ein eu-

ropäisches Wachstumsprogrammmuss deshalb entschieden daraufsetzen, diese öffentlichen, produk-

tivitätssteigernden Ausgaben wieder zu erhöhen.

Ausgleich von Leistungsbilanzungleichgewichten durch mehr Binnennachfrage

EntscheidendeWachstumsimpulse für die EurozonemüssenvondenÜberschussländernausgehen.Die-

se müssen ihre eigene Binnennachfrage und ihre Inlandsinvestitionen substanziell erhöhen, weil die

Leistungsbilanzdefizitländer kaum eigene expansive Impulse setzen können. Vor allem Deutschland ist

hier gefordert es muss seinen Niedriglohnsektor zurückdrängen, die öffentlichen Investitionen auswei-

ten und zudem über ein höheres Lohnniveau einen wesentlichen Beitrag zur dauerhaften Erhöhung
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der Binnennachfrage leisten. Der Ausgleich der Ungleichgewichte kann nur beidseitig gelingen. Denn

zum einen kann eine reine Abwärtsanpassung des Preis- und Lohnniveaus in den Krisenländern der

Euro-Zone nicht gewünscht sein. Preis- und Lohnsenkungenmachen nämlich tendenziell die Bedienung

der Schulden von Haushalten, Unternehmen und der öffentlichen Hand noch schwieriger, weil die rea-

le Schuldenlast steigt. Dies führt zu weiteren Problemen im Bankensektor und zu einer dauerhaft ge-

dämpften gesamtwirtschaftlichenNachfrage. Zum anderenwäre eine einseitige Anpassung der Krisen-

länder auch alles andere als nachhaltig: Denn die Eurozone insgesamt – deren Leistungsbilanz einiger-

maßen ausgeglichen ist – würde dann hohe Überschüsse im Handel mit anderen Wirtschaftsregionen

ausweisen undden Euro in einemassive Aufwertungstendenz bringen. Alle Bemühungender Krisenlän-

der, ihre preislicheWettbewerbsfähigkeit zu verbessern, würden durch eine Aufwertung konterkariert.

Deshalb ist die makroökonomische Koordinierung von zentraler Bedeutung.

Steuer-, Lohn- und Sozialdumping verhindern

Die Eurozonemuss eine gezielte Steuer-, Sozial- und Inflationskonvergenz anstreben. Es braucht auf ho-

hemNiveau harmonisierte Körperschaftssteuernmit vergleichbaren steuerlichen Bemessungsgrundla-

gen sowie Mindestlohnkorridore und Lohnleitlinien nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit. Es geht

darum, ein Steuer- und Lohndumping sowie die damit verbundenen unkoordinierten realen Abwer-

tungen im Euroraum besser unterbinden zu können. Eine gemeinsameWährungsunion kann nur dann

funktionieren, wenn das vereinbarte Inflationsziel von allen Mitgliedsstaaten verfolgt wird. Demnach

muss gewährleistet werden, dass jedes Land seine Löhne jährlich in angemessenem Umfang steigert.

Das bedeutet insbesondere, dass Krisenstaaten, welche ein zu hohes Lohnwachstum in der letzten De-

kade generiert haben, nun Lohnzurückhaltung übenmüssen, während in Überschussländern, insbeson-

dere in Deutschland, Lohnzuwächse von deutlich über zwei Prozent über den Produktivitätszuwächsen

realisiert werden müssen.

Europäische Regulierung des Finanz- und Bankensektors

Der Finanz- und Bankensektor muss einer strikten und europaweit wirksamen Regulierung unterzogen

und die Verursacher der Finanzkrise über eine europaweite Finanztransaktionssteuer zur Tilgung der

Staatsdefizite herangezogen werden. Ohne Wirtschaftswachstum kann die Konsolidierung dauerhaft

nicht gelingen. EineweiterewichtigeBedingung für erfolgreicheKonsolidierungbesteht aber darin, aus-

reichende Steuereinnahmen zu generieren. Deshalb müssen die Krisenverursacher – die Finanzmärk-

te – an der Finanzierung der Krisenfolgen durch die Einführung der Finanztransaktionssteuer beteiligt

werden – konzipiert mit breiter Bemessungsgrundlage undwenigen Ausnahmen. Der Steuersenkungs-

wettbewerb bei Unternehmenssteuern ist zu beenden, auch Großkonzerne und Vermögensmillionäre

müssen sich angemessen an der Finanzierung ihrer Gemeinwesen beteiligen.

Schuldentilgung nicht zu Lasten desWachstums

Die Refinanzierung der Krisenländer muss im Tausch gegen glaubwürdige Verpflichtungen zum Schul-

denabbau nachhaltig abgesichert werden wie dies etwa der Sachverständigenrat mit dem sog. Schul-

dentilgungsfonds vorgeschlagen hat. Die übermäßige Verschuldung der Euro-Länder jenseits einer Ver-

schuldungsmarke von 60 Prozent der jährlichenWirtschaftsleistung kann realistisch nur in einem Zeit-

raum von 20 bis 25 Jahren auf Basis einer gemeinsamen Teilhaftung abgebaut werden. Mit der Grün-

dung eines sog. Schuldentilgungsfonds nach dem Vorschlag des deutschen Sachverständigenrats kann

die Haftung – anders als bei Eurobonds – zeitlich wie volumenmäßig begrenzt und mit einer „klaren,

langfristigen und glaubwürdigen Verpflichtung aller teilnehmenden Länder für den Schuldenabbau“
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verbunden werden. Zudemmuss die unabweisbar notwendige Umschuldung Griechenlands in Angriff

genommen und die Rückzahlung der Kredite an das Wirtschaftswachstum gekoppelt werden, damit

Anreize für wachstumsfördernde Maßnahmen geschaffen werden. Die Kombination aus Geldern für

die Integration der Geflüchteten und Gelder für dieWeiterentwicklung der Kommunen kann zur besse-

ren Integration und gleichzeitig zur Entwicklung der Kommunen beitragen. Hinzufügend begrüßen wir

Macrons Vorstoß für eine ausgedehnte Partnerschaft mit Afrika. Die Betonung europäischerWerte und

Standards darf jedoch nicht kolonialen Charakter haben. Auch in der Handelspolitik sollte sich eine faire

Entwicklungsstrategie ausdrücken. Wir betonen, dass die Summe der Entwicklungshilfe aus der EU im

Gesamten nicht sinken, sondern eher steigen sollte und eine neue Qualität gewinnen muss. Die Gel-

der sollten kontrolliert in Projekte fließen, die eine eigenständige wirtschaftliche Entwicklung, Bildung,

Frieden und die Demokratie stärken.

Überweisen an

Bundesparteikonvent, Bundesvorstand
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Beschluss
Annahme

Direkte Demokratie

Einleitung und Begriffsdefinitionen In ihrer extremen Ausführung ist das Prinzip der direkten De-

mokratie als spezifischer Typus politischer Herrschaft, in dem politische Macht allein und direkt

durch die Gesamtheit der abstimmungsberechtigten Bürger*innen und nicht durch einzelne oder

wenige Repräsentanten oder Amtsträger verbindlich ausgeübt wird zu sehen, stellt hierbei einen

Kontrast zur repräsentativen Demokratie dar. Dagegen steht eine gemäßigteres und realitätsnäheres

Konzept, das die direkte Demokratie als politisches Entscheidungsverfahren, bei dem Bürger*innen

politisch-inhaltliche Sachfragen auf dem Wege der Volksabstimmung selbstständig und unabhän-

gig von Wahlen entscheiden sieht. Diese wohl vertrautere Ausübung ist nicht das Gegenteil einer

repräsentativen Demokratie, sondern integriert konstruierte Entscheidungsverfahren als ergänzende

Instrumente politischer Beteiligung in unterschiedlicher Ausgestaltung in eben diese. Analyse

a) Themensetzung

Bei der Debatte um plebiszitäre Elemente ist die Frage nach der Themensetzung essentiell. Was sind

geeignete Themen und welche sind relevant genug, um einen Vorteil aus einem Volksentscheid zu ge-

winnen? Ein Referendumgilt generell als eine progressive Art der Entscheidungsfindung und vieleMen-

schen erhoffen sich von diesem eine direkteMitbestimmungsmöglichkeit, die dem schwerfälligen poli-

tischenDiskursmoderne Reformenentgegensetzt. Die Erfahrungmit denbisher existierendendirektde-

mokratischen Systemen,wie etwa in der Schweiz, zeigen jedoch, dass dies nicht der Fall ist. ImGegenteil

wird sogar häufig die Reformfähigkeit gebremst. Die Themensetzung ist oft eher von konservativer Art

und unterstützt somit eine Abkehr von progressiver Politik und stellt meist auch einen Rückschritt vom

Status Quo dar. In der Schweiz zeigt sich dies besonders am Abbau des Sozialstaates und bei Fragen,

die gesellschaftliche Minderheiten betreffen. Die Themensetzung dreht sich dabei stark um die Verrin-

gerung von Steuern, Einsparungen bei sozialen Maßnahmen und um populistische Zuspitzungen bei

Migrationsfragen. Bei dieser eingeschränkten Themensetzung spielen sozialdemokratische Werte oft

keine Rolle. Dies hat zur Folge, dass eher neoliberale oder populistischeThemen statt Fragender sozialen

Gerechtigkeit diskutiert werden. Es müssten an dieser Stelle Mechanismen im System eingebaut wer-

den, die eine solche Verengung der Themensetzung verhindern und den Fokus mehr darauf legen, wie

eine sozialere und gerechtere Gemeinschaft ermöglicht werden kann. Vor allem Probleme und Anliegen

ökonomisch Benachteiligter und Minderheiten finden sich häufig nicht in Volksabstimmungen wieder.

Erschwerend kommt hinzu, dass die Probleme unserer Zeit durch eine enormhohe Komplexität gekenn-

zeichnet sind. Viele wichtige Themen lassen sich nicht in dem engen Rahmen einer Volksabstimmung

behandeln, da in solchen nur zwischen Ja oder Nein entschieden werden kann. Wichtige Sachverhalte

würden vereinfacht oder gar rausgelassenwerden. Zu Volksentscheidenwerden oft Themen, die gerade
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kontrovers und auch emotional diskutiert werden, vorgeschlagen. Eine fundierte Entscheidung setzt al-

lerdings einen längerenWillensbildungsprozess und verfügbare Informationen voraus. Dies steht einer

schnellen Abstimmung, wie oft gefordert, entgegen. Bei Entscheidungenmitten in der Debatte besteht

die Gefahr einer Überlagerung durch Emotionen. Ein weiterer Aspekt ist, dass die Gestaltungsmöglich-

keit politischer Parteien durch die häufige Anwendung von Volksentscheiden auf Bundesebene stark

beeinträchtigt wird. Große Themenkomplexe benötigen langfristig angelegte Lösungsansätze und ei-

ne auf verschiedenen Ebenen abgestimmte politische Strategie.Werden Volksentscheide zur Regel, be-

steht für Parteien die Notwendigkeit, permanentWähler*innen für die jeweils nächste Abstimmung zu

mobilisieren. Dies bindet sowohl Personen als auch finanzielle Mittel, die bei der Bearbeitungwichtiger

Themen fehlen. Es ist zubefürchten, dass es für Parteienunattraktivwird, sich langfristigengesellschaft-

lichen Projekten zu widmen, da permanent die Gefahr eines negativen Votums droht. Gesellschaftliche

Visionen verlieren damit zunehmend an politischer Bedeutung.

b) Kampagnenfähigkeit

Bei Menschen, die von „der Politik“ frustriert sind, findet sich oft die Meinung, Politiker*innen würden

nicht die Probleme „des Volkes“ kennen, sondern nur den eigenen Vorteil suchen. Daraus wird abgelei-

tet, dass eine direkte Demokratie, beispielsweise in Form von Volksentscheidungen auf Bundesebene,

die Bürger*innenmeinung reeller vertreten würde. Doch dem ist nicht so. Nimmt man an, es gäbe ei-

nen Volksentscheid und man möchte für die eigene Meinung werben, so bräuchte man einerseits eine

funktionierende Lobby, die diese Meinung teilt, großflächig unterstützt und dafür wirbt. Andererseits

braucht es auch große finanzielleMittel, umdie eigeneWerbung sinnvoll und großflächig zu verbreiten.

Die Möglichkeit einer solchen Lobby und großer finanzieller Mitteln sind nicht jedemMenschen, der ei-

ne Meinung zu dem entsprechenden Thema hat, gegeben. Hier würde nur eine Meinung wirklich groß

verbreitet werden: Die Meinung derer, die das Geld haben, um dafür breit zu werben. Das ist ungerecht

und entspricht nicht unserer Auffassung einer Gesellschaft, in der jede*r sich zu politischen Themen äu-

ßern darf und soll. JedeMeinung ist dabei gleichwertig und verdient es, gehört zu werden. Zudem stellt

sich das Problem, dass die verfügbare Auswahlmöglichkeit zu politischen Entscheidungen sehr begrenzt

wird. Politik ist nicht unbedingt das Durchsetzen der eigenen Meinung, Politik bedeutet auch das Aus-

handeln von Kompromissen und dadurch das Finden einer Lösung, mit der sowohl Gegner*innen als

auch Befürworter*innen der zu fällenden Entscheidung leben können. Diese Möglichkeit der Kompro-

missfindung gibt es in der direkten Demokratie nicht. Hier heißt die Antwort entweder Ja oder Nein

– für Kompromisse kann es keinen Spielraum geben. So kann Politik nicht funktionieren. Ein weiteres

Problem des fehlenden Kompromisses ist das Nicht-Wahrnehmen vonMinderheitenmeinungen. Bei ei-

ner Kompromissfindung ist es möglich, durch einige Umlenkungen auch diese zu berücksichtigen. Das

kann in der direkten Demokratie nicht mehr funktionieren, da diesen einfach keine Plattform geboten

wird. Auch die Themen, über die entschieden wird, sind in einer direkten Demokratie nur die großen

Mehrheitsthemen. Wichtige Themen, die vielleicht nicht die Mehrzahl der Bevölkerung betreffen, aber

für eineMinderheit eine extremeBedeutungbesitzen,werdennicht auf die Agenda kommen. Allgemein

finden nur die Themen einen Platz in der öffentlichenMeinungsbildung, deren Vertreter*innen die oben

erwähnte Lobby bzw. die finanziellen Mittel besitzen. Über deren Themen wird abgestimmt. Viele Bür-

ger*innen verfügen nicht über die finanziellenMittel und eine ausreichende Organisationsstruktur, um

über direktdemokratische Verfahren angemessen an der Entscheidungsfindung zu partizipieren.

c) Soziale Selektion
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Volksentscheide leben von derWahl für oder gegen eine Entscheidung. Beide Alternativenwerden nicht

nur von Interessengruppen unterstützt, sondern meist sogar erst von diesen gebildet. Aufgrund von

Unterschieden in Vernetzung, finanzieller Ausstattung und Hintergrundwissen verfügen diese oft nicht

über die gleichen Möglichkeiten der politischen Einflussnahme. Damit einhergehend fällt es diesen

Gruppen relativ leicht, politische Themen im Rahmen von Volksentscheiden ihren Interessen entspre-

chend zu formulieren und die öffentlicheMeinung dahin zu beeinflussen. Diese strukturelle Überlegen-

heit steht im krassen Widerspruch zu dem grundgesetzlich garantierten Recht auf gleiche demokrati-

sche Teilhabe an der öffentlichen Meinungsbildung. Diese Dynamik wird für Gruppen, die über wenig

Ressourcen verfügen, zum Problem: Eigene Themen im öffentlichen Diskurs zu setzen, ist damit sehr

schwierig. Sich gegen einmal gesetzte Themen bei Volksentscheiden aus dieser Position heraus erfolg-

reich zurWehr zu setzen, ist nahezuunmöglich.Gestaltungsmöglichkeitenwerdenunangemessen stark

eingeschränkt. Das Bekenntnis zum Rechtsstaat verpflichtet jedoch zumMinderheitenschutz. Die zwei

Alternativen einer Volksentscheidung stehen sich daher nicht gleichberechtigt gegenüber, vielmehr prä-

destinieren faktische und soziale Verhältnisse, die lange vor dem Entscheid selbst geschaffen worden

sind, ihren Ausgang. Durch den Einsatz von Finanzen und Lobby verfestigen sich bestehende exklusi-

ve Machtstrukturen. Diejenigen, die bereits über Macht verfügen, können diese auf lange Zeit festigen

und ausbauen. Wer bislang nicht so großen Einfluss besitzt, hat nur geringe Möglichkeiten, seine*ihre

politische Partizipation zu vergrößern.

d) Legitimationsgrundlage Bürger*innenwillen?

Befürworter*innen der direktenDemokratie führen oft an, dass durchVolksentscheide derWille der Bür-

ger*innen unverstellt abgebildet werde und einen Gewinn für die demokratische Gesellschaft darstelle.

Fraglich ist, ob dies tatsächlich so zutrifft. Bei der Frage nach der Abbildung des Bürger*innenwillens

darf nicht beim Entscheid als solchen stehen geblieben werden, sondern es muss gerade die entschei-

dende Vorlaufphase genauer betrachtet werden. In dieser Phase der Meinungsbildung versuchen alle

Gruppen, Einfluss auf die Bürger*innen im Sinne ihrer Kampagne zu nehmen. Hierbei kommen vor al-

lem die unterschiedlichen strukturellen Ausstattungen zum Tragen: ein Mehr an Finanzen und sozialer

Vernetzung ermöglicht eine stärkere Präsenz der entsprechenden Interessengruppe. Im Zeitpunkt der

Entscheidungwird der*dieWähler*in im Zweifel zur bekannteren Alternative neigen. Dazu kommt, dass

oftmals diejenigen, die derMeinung sind, dass diese Frage sie ohnehin nicht betrifft, sich gar nicht betei-

ligen. Der Bürger*innenwille wird also bei einem Volksbegehren keineswegs direkt, sondern unter Um-

ständen sogar sehr verzerrt abgebildet. Auch können Erwägungen außerhalb der Sachfrage eine starke

Eigendynamik entfalten. Die Erfahrung zeigt, dass bei Abstimmungen über Projekte im kommunalen

Bereich die Bürger*innen grundsätzlich seltener erreicht und mobilisiert werden können. Emotionen,

wie Wut und Empörung, motivieren nicht nur zur Teilhabe, sondern beherrschen auch die Diskussion

und schließen so sinnvolle Alternativen aus. Inhaltlich führt die auf Ja oder Nein beschränkte Diskussi-

on in der Sachfrage in der Regel zu weiter gehenden, teils populistisch eingefärbten, Vereinfachungen.

Komplexe Zusammenhänge lassen sich, anders als im parlamentarischen Verfahren, nicht in allen Di-

mensionen darstellen und berücksichtigen. Vor allem, wenn die Stimmung in der Bevölkerung von der

Wahrnehmung einer Krisensituation geprägt ist, können sich Positionen durchsetzen, die unter “nor-

malen” Umständen keine Mehrheit finden würden. Dass diese Gefahr real ist, zeigt sich zum Beispiel

im Anstieg der Popularität von rechtsextremen und populistischen Positionen ab Sommer 2015, wie es

die Mitte-Studie aufzeigt (https://www.boell.de/de/2016/06/15/die-enthemmte-mitte-studie-leipzig).

Neben der gesteigerten Akzeptanz „populistischer“ Ansätze schließt die Sachfrage, die auf nur zwei Lö-

sungen zugeschnitten ist, die Diskussion darüber hinausgehender Lösungsmöglichkeiten aus. In dieser
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Situationbesteht keineMöglichkeit, einenKompromiss zuerreichen.Diese Punkte zeigen, dass direktde-

mokratische Verfahren bei der Abbildung desWähler*innenwillens besonders zugänglich für sachfrem-

de Gründe (z.B. Emotionen, Populismus oder Verkürzungen) sind. Das Ergebnis vieler Volksentscheide

hängt so oftmals von der aktuellen Stimmungslage ab.

e) Scheinbeteiligung

In der Regel ist der Erfolg von Volksentscheiden von der Aktualität des Themas abhängig. Die Bürger*in-

nen können sich somit aktiv in aktuelle politische Entscheidungen einbringen, auch wenn die nächsten

Wahlen erst in mehreren Jahren stattfinden. Dadurch entsteht jedoch eine Scheinbeteiligung der Bür-

ger*innen, da sie zwar über aktuelle Themen abstimmen und so kurzfristige Entscheidungen treffen,

nicht aber nachhaltig Politik prägen können. Eine solche Entscheidung kann dann zudem nicht ohne

Weiteres nachträglich korrigiert werden, auch wenn dies durch eine mittel- oder langfristige Verän-

derung der Situation nötig wäre. Außerdem führt es zu einer Abwertung des Parlaments, wenn aus

Volksentscheiden langfristig gültige Gesetze hervorgehen. Könnte hingegen das Parlament Gesetze aus

Volksentscheiden jederzeit einschränken, entkräften oder gar rückgängigmachen,würde dies endgültig

zu einer Scheinbeteiligung führen.

Argumentation

• “Medien manipulieren die Meinungsbildung der Bürger*innen.” Befürworter*innen von mehr di-

rekter Demokratie argumentieren oft mit einer scheinbaren Manipulation durch Medien. Diese

würde angeblich durch mehr direkte Beteiligung an Abstimmungen unterbunden werden. Medi-

en nehmen zwar Einfluss auf denMeinungsbildungsprozess – das ist sogar auchTeil ihrer Aufgabe

– aber dies ist unabhängig von repräsentativen oder direktdemokratischen Partizipationsmöglich-

keiten. Selbst wenn dieser Einfluss sich zuManipulation entwickelt, ist auch ein direktdemokrati-

sches Verfahren nicht davor geschützt. Ein Beispiel ist die Propaganda, die die Initiator*innen des

Minarettverbots in der Schweiz betrieben haben. Meinungsfindung sollte immer durch Medien

begünstigt, nicht geschädigt werden. Mag eine Meinung den persönlichen Präferenzen nicht, der

Meinungsfreiheit aber doch, entsprechen, ist sie nicht abzuwerten.

• “Wir müssen die Demokratie wieder vom Kopf auf die Füße stellen.“ So lässt sich ein weiteres Ar-

gument für Volksabstimmungenauf Bundesebene zusammenfassen.Das impliziert, Abgeordnete

würden denWillen der Bürger*innen nicht angemessen repräsentieren und deshalb müsste man,

um den tatsächlichen Bürger*innenwillen zu ermitteln, immer alle abstimmen lassen. Füße allei-

ne können aber nicht denken. Aus diesem Grund ist eine funktionierende Zusammenarbeit von

Zivilgesellschaft und demokratisch gewählten Vertreter*innen zwingend notwendig. Ein Abstim-

mungsrecht alleine bietet noch keine volle politische Mitbestimmung. Die Beteiligungsmöglich-

keiten in unserer Demokratie sind stark ausgeprägt. Ein Mitarbeit in einer Partei beispielsweise

bietet dies in größeremMaße, als ein Kreuz bei einemReferendum. Repräsentative Demokratie ist

nicht gleichbedeutendmit einemabsoluten Repräsentationsanspruchdes Staates. Ein*e Abgeord-

nete*r arbeitet nach seiner*ihrer Wahl nicht frei von Einflüssen aus der Zivilgesellschaft, sondern

steht in ständigem Kontakt zu Personen, Organisationen und Interessengruppen aus seinem*ih-

ren Wahlkreis und aus verschiedenen Fachbereichen und Branchen aus Wirtschaft, Gesellschaft

und Kultur.

• “Die Macht ist einseitig bei Wirtschaft und Eliten konzentriert. Die Gewaltenteilung funktioniert

nicht mehr. Es braucht die Bürger*innen, um wirkliches Umdenken anzustoßen, neue Strukturen
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zu schaffen, alte Institutionen zu reformieren. Es braucht bei der Gesetzgebung eine Gewalten-

teilung zwischen Bürger*innen und Parlamenten.” Auch das hört man oft in konservativen Argu-

mentationen für mehr direkte Demokratie. Doch hier wird zum einen der Begriff der Gewalten-

teilung falsch verwendet, denn Gewaltenteilung heißt nicht, dass 82 Millionen Menschen ihren

82-Millionstel-Anteil an Einfluss bekommen. Vielmehr findet in Deutschland eine Gewaltentei-

lung in Judikative, Legislative und Exekutive statt, die sich gegenseitig kontrollieren. Zum anderen

unterstellt dieses Argument den Parlamenten eine fehlende Rückkopplung mit der Bevölkerung.

Dagegen wollen wir uns positionieren. Vielmehr halten wir es für sinnvoll, die Zusammenarbeit

zwischen Politik und Bürger*innen weiter zu stärken.

• “Volksentscheide ermöglichen schnelle und einfache Abstimmungen, um vieleMeinungen die die

Entscheidungsfindung einzubeziehen.” Dies ist ein häufig vorgebrachtes Argument für Volksent-

scheide. Das Beispiel Stuttgart 21 zeigt jedoch, dass imGegenteil derartige Entscheide oft langwie-

rig sind und einer großen Vorbereitungszeit bedürfen. Politik muss aber in manchen Situationen

schnell und entschlossen reagieren. Die kurzfristige Reaktionsmöglichkeit der Politik, wie sie et-

wa bei Banken-Rettungspaketen notwendig ist, wird durch Volksabstimmungen in bestimmten

Bereichen stark eingeschränkt.

• “Durchdie Formulierung in einemVolksentscheidwirddieThematik so zusammengefasst, dass sie

klar und für alle Bürger*innen verständlich ist.” Befürworter*innen sagen, dass durch diese Redu-

zierung auf eine Ja-oder-Nein-Entscheidung alle aktiv in denGesetzgebungsprozess eingebunden

werden können. Das klingt zunächst einleuchtend und logisch. Dabei bleiben jedochwichtige De-

tails, wie etwa die Finanzierung oder die genaue Formulierung der Gesetzestexte, ungeklärt. Eine

Beteiligung findet daher nur mittelbar statt.

• “Es ist Zeit, dem eigentlichen Souverän, also dem Volk, mehr Kompetenzen zuzugestehen.” Der

Parlamentarische Rat hat sich allerdings bei der Ausarbeitung des Grundgesetzes bewusst für ei-

ne repräsentative Demokratie entschieden. Auch die Legislative muss in einer Demokratie durch

die anderen Gewalten kontrolliert werden. Eine direkte Abstimmung über Gesetze würde diese

Kontrollfunktion in Frage stellen. EntscheidungendesBundesverfassungsgerichts könntenmit der

Argumentation angegriffenwerden, siewürdendemVolkswillen, der in einemReferendumseinen

Ausdruck gefunden hat, entgegenstehen.

• “Regierungen und Abgeordnete sind abgehoben und entscheiden über die Köpfe der Menschen

hinweg.” Dem kann man die vielfältigen Möglichkeiten der Beteiligung am politischen System

entgegen halten: Politische Gestaltung durch Wahlen auf den verschiedenen Ebenen, Mitarbeit

in Parteien oder anderen politischen Organisationen und ein aktiver Umgangmit Politik im Allge-

meinen,wieBürgerdialoge, Kontakt zum jeweiligenMandatsträger oderBeteiligunganpolitischer

Aufklärung. Aktive Teilnahme ampolitischen Geschehen kann einen bedeutend größeren Einfluss

nehmen, als ein Kreuz auf einem Abstimmungszettel.

• “Volksentscheide stärken die Demokratie“. Von fehlendem Hintergrundwissen profitieren gerade

Populist*innen, indem sie einfache Lösungen anbieten und sich zu Fürsprecher*innen des “Volkes”

stilisieren. Genau dadurch besteht die Gefahr, dass sie ihre undifferenzierten Inhalte durchsetzen,

denn sie bieten per se einfache Lösungen an und verkürzen sie auf Ja-/Nein-Entscheidungen. Dies
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geht zum Nachteil einer Vielfalt an Optionen, von denen eine Demokratie lebt. Förderlicher wä-

re stattdessen der Ausbau bereits bestehender Teilhabemöglichkeiten, z.B. Bürgerdialoge sowie

Mitarbeit in der politischen Arbeit und Bildung.

• “Volks- und Bürgerentscheide funktionieren doch in den Bundesländern auch. Warum also nicht

auch auf Bundesebene, wenn auch hiervonMenschen direkt betroffen sind?” Fragen auf Bundes-

ebene zeichnen sich aber im Zweifel durch eine höhere Abstraktheit und Komplexität aus, da eine

Vielzahl an Personen, Orten und Sachverhalten davon betroffen ist. Fragen auf Kommunal- und

Landesebene sind hingegen meist überschaubar und eignen sich daher besser für die Ja-/Nein-

Fragen von Volksentscheiden. Dies ist bei Fragen, die die gesamte Bundesrepublik oder die euro-

päische Politik betreffen nicht der Fall.

• “Volksentscheide führen dazu, dass sich Bürger*innen wieder stärker in Entscheidungsprozesse

eingebunden fühlen.” Dem ist entgegen zu setzen, dass diese nur ein scheinbares Mehr an Mit-

bestimmung bieten.Wie oben ausgeführt, besteht die Gefahr einer Scheinbeteiligung sowie Ver-

zerrung des Bürger*innenwillens und einer stark eingeschränkten Themensetzung. Eine Stärkung

der demokratischen Kultur und eine Bekämpfung der Politikverdrossenheit ist daher nicht zu er-

warten.

• “Die Bürger*innen sind klüger, als viele Politiker glauben – und sehr wohl in der Lage, Argumen-

te abzuwägen“ Gerade bei komplexen Themen ist eine Einarbeitung von Laien in wenigen Wo-

chen kaum möglich. Eine Abwägung der Argumente und eine Entscheidungsfindung ist so nur

erschwert möglich.

Unsere Forderungen

• Wir lehnen Volksentscheide auf Bundesebene weiterhin ab, auf Landes-/Kommunalebene sind

Verbesserungen notwendig.

• Die Kampagnenfinanzierung bei Volksentscheiden muss transparent gemacht werden. Zudem

müssen der Finanzierung Grenzen gesetzt werden, um einemassive Einflussnahme gut finanzier-

ter Interessensgruppen vorzubeugen.

• Eine gleiche Verteilung der Finanzen muss ein langfristiges Ziel sein, z.B. durch Schaffung eines

einheitlichen Finanzierungstopfs oder Festlegung einermaximalen Budgetdifferenz der Gruppen.

• Politische Bildung, vor allem in Bezug auf Partizipationsmöglichkeiten, muss sowohl in den Lehr-

plänen als auch in der Erwachsenenbildung verstärkt gefördert werden.

• Auf Landes- und Kommunalebene fordern wir eine Mindestwahlbeteiligung bei Entscheiden

• In Grundrechte undwesentliche Staatsstrukturprinzipien darf durch Volksentscheide nicht einge-

griffen werden.

• Den abstimmungsberechtigten Bürger*innenmüssen vor der Entscheidung ausreichend Informa-

tionen zur Verfügung gestellt werden, welche die Breite der Debatte mit den verschiedenen Mei-

nungen wiederspiegeln.

Überweisen an

Bundesparteitag
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Änderung des §17 Bundesmeldegesetz (BMG) - Möglichkeit der vorzeitigen
Anmeldung

Wir fordern die Einführung einer Möglichkeit, sich vor Umzug bei der Meldebehörde an- bzw.

umzumelden. Dazu könnte im Bundesmeldegesetz der entsprechende § 17 Abs. 1 um die Regelung

„Eine Anmeldung ist frühestens eineWoche vor Einzugmöglich; die Fortschreibung des Melderegisters

erfolgt zum Datum des Einzugs“ ergänzt werden. Diese Regelung besteht in § 17 Abs. 2 bereits, für den

Fall einer Auswanderung. Wir fordern, dass eine Anmeldung auch bei der alten Meldebehörde möglich

ist. So wie es möglich ist, dass mit der Anmeldung bei einer neuen Meldebehörde keine Abmeldung

bei der alten Meldebehörde mehr notwendig ist, soll es auch möglich sein, die Anmeldung bei der

neuen Meldebehörde bei der alten Meldebehörde durchzuführen. Weiterhin fordern wir, dass die

Digitalisierung der Verwaltung (E-Government) nun schnellstmöglich vorangetrieben wird. Ziel muss

es sein, dass mittelfristig ein Großteil der Behördengänge online erledigt werden können. Das entlastet

nicht nur die Bürger*innen, sondern auch die Verwaltung.
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Reform des Namensrechts bei Eheschließung gemäß §1355 BGB

Wir fordern eine Reform des Namensrechts bei der Eheschließung gemäß §1355 BGB und die Ein-

führung einer Möglichkeit des Führens von Doppelnamen für beide Ehepartner.

Überweisen an

Bundesparteitag, Bundestagsfraktion
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AGB-Schutz auch für KMUs einführen

1. Auch gegenüber Kleinunternehmern verwendete Verträge sollen, auch am Recht der allgemeinen

Geschäftsbedingungen zu messen sein.

2. Hierzu sollen vorläufig die allgemeinen Klauselverbote aus den §§ 308 und 309 BGB anwendbar

sein, mittelfristig entsprechende besondere Klauseln für den unternehmerischen Verkehr ins Ge-

setz eingefügt werden.

Überweisen an

Bundesparteitag
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Mehr Sicherheit durch besseresWaffenrecht

Bis zum 14.09.2018 muss die neue EU-Waffenrecht Richtlinie in deusches Recht umgesetzt werden.

Diese Richtlinie entschärft leider das deutscheWaffenrecht. Es gilt den illegalenWaffenbesitz strenger

zu kontrollierenundeinzudämmen, unddieseRichtlinie soumzusetzen, dassmöglichst großeSicherheit

gewährleistet ist und Gewalttaten verhindert werden.

Hierfür fordern wir:

1. Die Patronenzahl pro Magazin ist zwar reduziert worden, dennoch kann mit Magazinen Miss-

brauch betrieben werden. Deshalb sollen wie in Belgien Magazine angemeldet und mit einem

Siegel mit Sollbruchstellen versehen werden. Um den illegalen Waffenbesitz zu reduzieren, soll

der Besitz von nicht angemeldeten und nicht versiegeltenMagazinenmit einer hohen Geldstrafe,

Gefängnis oder Führerscheinentzug bedroht sein.

2. DaDeko-Waffen vonmetalltechnisch versiertenMenschen leicht in funktionierendenWaffen um-

gewandelt werden können, sind auch diese anzumelden. Das Nichtanmelden von Deko-Waffen

muss mit einer hohen Geldstrafe, Gefängnis oder Führerscheinentzug bewehrt sein.

3. Waffen und Alkohol sind eine höchst gefährliche Kombination. Wer am Schießstand mit Waffen,

davor und auch danach, bei, vor und nach der Jagd, beim Munitions- oder Waffenkauf alkoholi-

siert angetroffen wird, soll als persönlich nicht zuverlässig und deshalb seineWaffen abgegeben.

Insofern ist § 6, Abs. 1 WaffG vom 30.06.2017 zu ergänzen.

4. Ohne Übung kann es auch bei Jägern zu Fehlschüssen kommen. Jäger sollten deshalb wie Sport-

schützen regelmäßig eines Schießnachweises erbringen müssen: 1x Monat, 12x im Jahr, um auch

weiterhin Waffen erwerben zu können. Wer die Fristen nicht einhält, soll wie die Sportschützen

im Jahr 18x einen Schießnachweis erbringen.

Überweisen an

Bundesparteitag
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Klage gegen Sonderbeauftragte der Staatsregierung

Die SPD Taufkirchen fordert die BayernSPD auf, Rechtsmittel gegen die Sonderbeauftragten der

Staatsregierung einzulegen.

Überweisen an

Landesvorstand
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Personal Planungsbehörden

Überweisen an

Landtagsfraktion, SGK-Bayern
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Antrag: Deckelung von Stiftungsprofessuren an Hochschulen und Universitä-
ten

Wir fordern die Begrenzung der maximal möglichen Anzahl von Stiftungsprofessuren pro fachli-

cher Organisationseinheit wie z.B. Departments an Universitäten und Hochschule für angewandte

Wissenschaften. Darüber hinaus fordern wir erneut eine angemessene Erhöhung der Grundfinanzie-

rung von Universitäten und HAWs.
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Antrag auf Änderung der Förderrichtlinien des Programms Jugendsozialarbeit
an Schulen (JaS)

Die Richtlinien zur Förderung der Jugendsozialarbeit an Schulen – JaS erhalten folgende Anpassungen:

• Die tatsächlichen Kosten der Vollzeitstelle der Sozialpädagog*innen werden vollständig vom Frei-

staat übernommen. Die Bezahlung erfolgt weiterhin analog der Tätigkeitsmerkmale des TVöD für

staatlich anerkannte Sozialpädagog*innen (Diplom/Bachelor).

• Weder Schulart, Schulgröße noch der (zu geringe) Anteil der Schüler*innen mit Migrationshinter-

grund sindAusschlussgründe für die Bewilligungeiner Förderung.Grundsätzlich sindalle staatlich

anerkannten Schulen unabhängig von der Trägerschaft förderfähig, d.h. auch private Schulen.

• Bei bis zu 200 Schüler*innen ist eine halbe Kraft verpflichtend und ab 400 Schüler*innen eine

Vollzeitkraft. Pro weitere 400 Schüler*innen ist eine weitere halbe Kraft verpflichtend. Besteht

an Schulen Bedarf für Jugendsozialarbeit, der über der mit der Schulgröße korrespondierenden

Anzahl an JaS-Kräften liegt, so wird bedarfsabhängig mindestens eine weitere halbe JaS-Stelle

bewilligt. Diese weiteren JaS-Stellen sind durch den besonderen pädagogischen Bedarf an Brenn-

punktschulen nötig.

• Bereits bestehende Stellen von Jugendsozialarbeiter*innenan Schulen –die bisher vollständig von

den Kommunen getragen werden – sind förderfähig.

Überweisen an

Bundesparteitag
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Psychische Störungen machen keinen Halt vor Kindern - Für mehr Fachperso-
nal in schulischen Einrichtungen

Die Burden of Disease-Studie der WHO aus dem Jahr 2001 zeigt, dass Depressionen die häufigste

Ursache für mit Beeinträchtigung gelebte Lebensjahre in den Industrieländern sind. Betroffen sind

auch Kinder und Jugendliche. So gibt das statistische Bundesamt an, dass sich die Zahl der behandelten

Fälle seit 2010 verzehnfacht hat. Die Dunkelziffer an unbehandelten Fällen liegt mit Sicherheit noch viel

höher. Die Folgen, die sich aus dieser Krankheit für die Betroffenen ergeben, sind als fatal einzustufen.

Dabei dürfen in der Analyse von Depressionen und mentaler Gesundheit Erklärungsansätze im Zu-

sammenhang mit dem kapitalistischen System nicht vernachlässigt werden. Depressionen entstehen

nicht nur aufgrund von biologischen oder intrapersonellen, psychischen Faktoren. Auch soziale und

strukturelle Gegebenheiten bedingen wechselseitig das Entstehen und die Aufrechterhaltung einer

Depression, deren komorbiden Störungen oder anderen psychischen Krankheiten. Einflussreiche Stres-

soren, die zu einer Depression beitragen sind fehlende Autonomie, wenig soziale Unterstützung im

Umfeld und „gelernte Hilflosigkeit“ aufgrund von gefühlt nichtkontrollierbaren Ereignissen. Psychische

Gesundheit ist auch eine Frage des sozioökonomischen Hintergrunds. Menschen, die in Armut leben

und/oder finanziell abhängig sind, sindwesentlich häufiger von Depressionen betroffen als der Rest der

Bevölkerung. Das trifft besonders auf Frauen* und Alleinerziehende zu. Das Leben in benachteiligten

Stadtvierteln (z.B. schlechtere Infrastruktur, weniger Grünflächen oder gesunde Einkaufsmöglichkeiten)

verstärkt das Risiko, an Depression zu erkranken um ein weiteres. Gesteigerte Leistungsanforderungen

auch im Kindesalter tragen dazu bei, nicht adäquat auf Stressoren eingehen zu können und somit eine

Depression auszubilden. Dies setzt sich auch im Erwachsenenalter beispielsweise in ausbeuterischen

Arbeitsverhältnissen ohne Mitbestimmungsmöglichkeiten fort. Im schlimmsten Fall kann eine De-

pression zum Tod führen. In Deutschland ist der Suizid die zweithäufigste Todesursache bei Menschen

unter 25. Um das zu verhindern, benötigen alle Betroffenen professionelle Hilfe, um den Weg zurück

in ein glückliches Leben zu finden. Doch um diese professionelle Hilfe zu erhalten, muss erst einmal

das Umfeld der Betroffenen darauf aufmerksam werden. Bei Kindern und Jugendlichen betrifft das

natürlich zuerst die Eltern und die gesamte Familie.  In zweiter Linie sollte auch die Schule, die Lern-

und Lebensraum für die Schüler*innen ist und wo sie viel Zeit verbringen, bei der Prävention tätig

werden. Und hier beginnt das Problem. Eine Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums

für Unterricht und Kultus aus dem Jahr 2011 zeigt, dass Suizid in den Aufgabenbereich des KIBBS fällt.

KIBBS steht für „Kriseninterventions- und -bewältigungsteam bayerischer Schulpsychologinnen und

Schulpsychologen“. Dieses Team kommt erst nach der sogenannten Krise zum Einsatz. Als Beispiele

werden hier der (Unfall)Tod eines Schülers, einer Schülerin oder einer Lehrkraft, Gewaltdrohungen, ein

Amoklauf oder auch ein Suizid angeführt. Die pädagogische Prävention und ein Sicherheitskonzept,

welches mit der Polizei vor Ort zu erstellen ist, fallen in den Zuständigkeitsbereich der Schule. Weitere

Akteur*innen sind Schulpsycholog*innen, welche für einzelne Schulen zuständig sind und innerhalb
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ihrer Sprechzeiten vor Ort erreichbar sind. Diese sind jedoch stark überfordert, da sie oft in Teilzeit-

verhältnissen arbeiten und zudem noch für mehrere Schulen gleichzeitig zuständig sind. Das lässt

sich an einem Beispiel anhand der Seite der staatlichen Schulberatung in Bayern festmachen. Laut

Kultusministerium besuchten beispielsweise das Gabelsberger-Gymnasium in Mainburg im Landkreis

Kelheim in Niederbayern im Schuljahr 2015/2016 1216 Schüler*innen. Auf diese Anzahl von Kindern

und Jugendlichen kommt ein Schulpsychologe, welcher einmal in der Woche für 45 Minuten an der

Schule ist. Weiterhin sind in Bayern fast alle Schulpsycholog*innen gleichzeitig (Fach)Lehrkräfte. Die

Schulpsychologie nimmt dabei nur einen geringen Anteil ihrer Arbeitszeit ein. Am Gymnasium haben

die meisten Schulpsycholog*innen, die in Vollzeit arbeiten, an ihrer eigenen Schule bei insgesamt 23

Anrechnungsstunden vier Unterrichtsstunden für schulpsychologische Tätigkeiten zur Verfügung. Das

entspricht etwa 400 Minuten, also etwas mehr als 6,5 Zeitstunden. Betreut ein*e Schulpsycholog*in

mehrere Schulen, so beträgt die Zeit für schulpsychologische Tätigkeiten acht Unterrichtsstunden

(dreizehn Zeitstunden), unabhängig davon, wie viele Schulen betreut werden. Zu schulpsychologischen

Tätigkeiten zählen neben der Beratung von Schüler*innen, Eltern und Lehrkräften auch die Planung

und Durchführung von Gruppenmaßnahmen (z.B. Mobbingprävention) und Methodentrainings (z.B.

Lernen lernen). Eine kontinuierliche Begleitung von Kindern und Jugendlichen mit Beratungsbedarf

ist so nicht möglich. Eine weitere Möglichkeit, um suizidgefährdete Schüler*innen zu erkennen, wäre

die Jugendsozialarbeit an Schulen. Laut der Homepage des JaS stellen die Jugendämter vor Ort im

Rahmen der Jugendhilfeplanung fest, bei welchen Schulen ein jugendrechtlicher Handlungsbedarf

besteht. Explizit werden Schulen mit gravierenden sozialen und erzieherischen Problemen genannt.

Gymnasien erfüllen diese Kriterien nicht, und auch an Realschulen kommt das JaS nur sehr selten zum

Einsatz. Letztlich sind auch die Lehrer*innen, welche tagtäglich mit den Schüler*innen zu tun haben,

nicht ausreichend ausgebildet, um Anzeichen einer Depression und Suizidgefährdung zuverlässig zu

erkennen. Insgesamt muss ein umfangreiches Netz zur Früherkennung geschaffen werden, damit

weitere Schritte von der Diagnose bis zur Therapie in die Wege geleitet werden können. Daher fordern

wird:

• Eine regelmäßige Fortbildung für alle Lehrer*innen aller Schularten zu psychischer Gesundheit

und Depressionen bei Schüler*innen.

• Mindestens ein*e Schulpsycholog*in pro Schule welche*r an mindestens zwei Schultagen vor Ort

ist. Für die ausreichende psychologische Versorgung fordern wir eine Mindestanrechnungsstun-

denzahl von vier Stunden proWoche und Schule, die ein*e Schulpsycholog*in betreut. Bei Schulen

mit mehr als 400 Schüler*innen fordern wir mindestens ein*e Anrechnungsstunde pro 100 Schü-

ler*innen.

• Zwei Sozialarbeiter*innen pro Schule, welche den*die Schulpsycholog*in bei der Beratung unter-

stützt und zusätzlich mit jeder Klasse ein Programm zur Aufklärung über Depressionen durch-

führt. Diese sollen täglich an der Schule im Einsatz sein.

• Zur Verhinderung von Stigmatisierung psychisch Erkrankter müssen psychischen Störungsbilder

in verschiedenen Fächern, insbesondere in Biologie und Ethik (Religion), behandelt werden. Dabei

sollten Lehrkräfte explizit auf schulische und außerschulische Beratungsstellen für Betroffeneund

Angehörige hinweisen
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Bildung – jetzt mal richtig!

Freie, solidarische und demokratische Bildung ist ein zentrales Anliegen der Arbeiter*innenbewe-

gung. Bildung darf nicht nur Ausbildung und Qualifizierung für das Berufsleben sein. Bildung ist

ein Mittel zur sozialen Inklusion, zum sozialen Aufstieg und zur Teilhabe an einer demokratischen

Gesellschaft. Wir bekennen uns zu einem sozialistischen Bildungsideal. Frei – Die Finanzierung von

Bildung ist eine staatliche und gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wer die Kosten von Bildung pri-

vatisiert, schließt Menschen von dieser aus. Denn Chancengerechtigkeit ist nur möglich, wenn der

Zugang zu Bildung nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängt. Deshalb muss Bildung für alle kostenfrei

zur Verfügung gestellt werden. Weder Gebühren oder das Geld für den Schulbus, noch Kosten für

Arbeitshefte und Malkästen dürfen eine Hürde darstellen. Daher fordern wir: Freie Bildung von der

Kita bis zum*zur Meister*in/Master*in! Solidarisch – Wir stehen für eine inklusive Gesellschaft und

ein inklusives Bildungssystem. Wir wollen ein gemeinschaftliches Lernen aller Menschen unabhän-

gig von ihrer sozialen Herkunft, ihrer sexuellen Identität, ihrem kulturellen Hintergrund oder ihrer

Religion. Ein sozialistisches Bildungssystem fördert den offenen Austausch zwischen verschiedenen

Gruppen innerhalb der Gesellschaft. Dies ist mit dem dreigliedrigen Schulsystem nicht möglich. Die

Aufteilung in Schularten mit unterschiedlicher gesellschaftlicher Anerkennung manifestiert sozia-

le Ungerechtigkeit. Wir bekennen: Bildung ist ein Menschenrecht! Demokratisch – Bildung muss

selbstbestimmt sein. In einer demokratischen Gesellschaft sind Mitbestimmung und Partizipation in

Bildungseinrichtungen selbstverständlich. Individuelle Bildungsansätze ermöglichen die Emanzipation

von gesellschaftlichen Normen, stärken die eigenständige und kritische Meinungsbildung und lehren

die Wertschätzung anderer Meinungen im demokratischen Diskurs. Frontalunterricht und starre

Lehrpläne haben also ausgedient. Es bedarf der flächendeckenden Umsetzung neuer Lernkonzepte.

Die rückständige Disziplinierung durch Strafen muss durch eine menschenfreundliche Feedbackkultur,

die Lernfortschritte dokumentiert und würdigt, ersetzt werden. Oberste Aufgabe von Bildung ist die

Förderung der persönlichen Entwicklung. Deshalb fordern wir: Mehr Demokratie und Mitbestimmung!

Immer wieder haben reaktionäre Kräfte versucht, Bildung zu einem exklusiven Luxusgut zu machen.

Sei es durch die Einführung von Studiengebühren, die Abschaffung der Lernmittelfreiheit oder der

Verfassten Studierendenschaft. Nach wie vor finden sich diese reaktionären Ansätze in unserem

Bildungssystem. Jetzt sind wir am Zug: Weg damit! Hin zu einem sozialistischen Bildungssystem.

A – Frühkindliche Bildung 1. Ausbau der Kita- und Krippenplätze Kindertageseinrichtungen stellen

insbesondere für Alleinerziehende und Familien, in denen beide Elternteile arbeiten, eine bedeutende

Entlastung dar. Zum 01. März 2016 lag die Betreuungsquote für Kinder unter drei Jahren in Bayern

bei 27,2%. Bundesländer wie Brandenburg (57,2%) oder Sachsen-Anhalt (57%) und zahlreiche Bedarfs-

erhebungen in Bayern zeigen, dass der Bedarf an Betreuungseinrichtungen weit über den in Bayern

zur Verfügung stehenden Kapazitäten liegt. Da der Betreuungsbedarf für unter 1-Jährige sehr gering

ist, der Betreuungsbedarf für 2- bis 3-Jährige aber bei etwa 90% liegt, ist eine Betreuungsquote von
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circa 60% der unter 3-Jährigen als bedarfsdeckend zu betrachten. Um diese Zielzahl zu erreichen ist ein

massiver Ausbau der Kindertageseinrichtungen zu forcieren. 2. Beitragsfreiheit für Kitas und Krippen

Um frühkindliche Bildung für alle zu ermöglichen, braucht es neben dem dringenden Ausbau von

Kita- und Krippenplätze auch die Beitragsfreiheit. Diese entlastet vor allem einkommensschwache

Familien und stärkt die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Um die Kommunen nicht übermäßig zu

belasten muss der Freistaat Bayern in vollem Umfang für die entfallenden Beiträge aufkommen. 3.

Schwimmunterricht schon im Kindergarten Das Durchschnittsalter beim Erlernen des Schwimmens

beträgt laut Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland (KiGGS) Welle 1 des

Robert-Koch-Instituts etwa sechs Jahre. Des Weiteren stellt die Studie fest, dass Schwimmenlernen

starkmit dem sozialen Status korreliert. So erlernen Kindermit niedrigem Sozialstatus das Schwimmen

im Durchschnitt erst mit knapp sieben Jahren, Kinder mit hohem Sozialstatus bereits mit fünfein-

halb Jahren. Wir fordern daher die bayernweite Einführung des kostenlosen Schwimmunterrichts

ab dem zweiten Kindergartenjahr. Ein Schwimmbadbesuch oder gar die Finanzierung eines privaten

Schwimmkurses stellen eine finanzielle Belastung dar, die gerade von finanzschwachen Personen nicht

getragen werden kann. Hier müssen deshalb staatliche Angebote geschaffen werden, um schon das

Schwimmenlernen sicherzustellen. Dazu bieten sich insbesondere Kindergärten an, da sie von einem

hohen Prozentsatz der Kinder besucht werden und das Kindergartenalter dem Alter entspricht, in dem

Kinder de facto das Schwimmen erlernen. Um dem dadurch entstehenden Bedarf gerecht zu werden,

fordern wir des Weiteren ein flächendeckendes Ausbau- und Sanierungsprogramm für öffentliche

Schwimmbäder. B – Schulische Bildung 1. Gemeinschaftsschulen Als Beitrag zur Chancengerechtigkeit

wollen wir eine Schule für Alle. Wir bekennen uns zur Gemeinschaftsschule und möchten, dass alle

Kinder und Jugendlichen gemeinsam lernen können. Innerhalb der Gemeinschaftsschulen sollen

einzelne Fächer in unterschiedlicher Stundenzahl angeboten werden, sodass die Schüler*innen je nach

individuellen Interessen wählen können. Voraussetzung für eine gelingende Gemeinschaftsschule ist

ein hoch individualisierter Unterricht, der am Wissensstand jeder*s Einzelnen ausgerichtet ist. Die

Wahlmöglichkeiten müssen – insbesondere in höheren Jahrgangsstufen – im Vergleich zum heutigen

Stand massiv erweitert werden. Dies führt zu einem erhöhten Bedarf an pädagogischem Personal, der

durch die Schaffung neuer Stellen abgedeckt werden muss. An jeder Schule ist ein breites Angebot

von naturwissenschaftlichen bis hin zu künstlerischen oder sprachlichen Schwerpunkten zu schaffen.

Es darf kein Schulwechsel erforderlich sein, um die gewünschten Inhalte belegen zu können. An der

Gemeinschaftsschule können je nach den Zukunftswünschen der Schüler*innen unterschiedliche Bil-

dungsabschlüsse erreicht werden. Hierfür findet eine frühzeitige individuelle Beratung zur Entwicklung

des Bewusstseins über Stärkenund Interessen für jede*n Schüler*in statt. Auchdie Schwerpunktsetzung

in den Abschlussprüfungen erfolgt individuell. 2. Inklusion Die Schule für Alle muss auch eine inklusive

Schule sein, bei der Schüler*innen mit und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf gemeinsam

unterrichtet werden. Wir Jusos sind uns sicher, dass alle Menschen unterschiedlich sind. Für uns gibt

es keinen Grund, einzelne Menschen aufgrund ihrer Andersartigkeit auf eigene Schulen zu schicken.

Wir begreifen Vielfalt als eine Bereicherung für die Gesellschaft. Von einem inklusiven Bildungssystem,

das mit der Schule für Alle gefordert wird, profitieren nicht nur Schüler*innen mit Förderbedarf,

sondern alle. Beim gemeinsamen Lernen werden nicht nur kognitive Fähigkeiten erlernt, vor allem die

sozialen und mitmenschlichen Umgangsformen werden gefördert. Inklusion an Schulen ist mehr als

eine bloße Forderung, sondern vielmehr ein Menschenrecht! Die UN-Behindertenrechtskonvention

(UN-BRK) schreibt vor, dass Menschen mit Behinderungen in allen Bereichen des Lebens das Recht

auf Teilhabe besitzen. Insbesondere im Bereich der inklusiven Bildung wirkt dieses Recht auf einen

Paradigmenwechsel im Bereich der Schule hin, da es bis zur Ratifizierung der UN-BRK im Jahr 2009 für
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Schüler*innen mit Beeinträchtigungen nahezu unmöglich war, eine allgemeine Schule zu besuchen.

Dies änderte sich durch den Artikel 24 UN-BRK, welcher Menschen mit Behinderungen das Recht auf

die Beschulung an einer allgemeinen Schulen zuspricht und so einen entsprechenden gesetzlichen

Anspruch darauf formuliert. Leider ist die separate Beschulung von Menschen mit Behinderungen

heute noch weit verbreitet. Die Gründe dafür sind vielfältig und liegen nicht nur daran, dass sehr viele

Schulen nicht die Grundstandards der Barrierefreiheit erfüllen. Inklusive Beschulung ist geht ebenfalls

mit einem Mehrbedarf an Unterrichtsstunden einher, da sich vielmals die Unterstützung durch eine

sonderpädagogische Fachkraft als sinnvoll erweist und so zwei Lehrkräfte in einer Klasse gebraucht

werden. Deswegen fordern wir mehr Unterrichtsstunden für sonderpädagogische Fachkräfte an

allgemeinen Schulen zur Umsetzung der Inklusion sowie Unterrichtsprogramme zur Sensibilisierung

von Menschen ohne Behinderung, um latenten Berührungsängsten entgegenzuwirken. 3. Alternative

Bewertungsformen – Abschaffung von Noten Differenzierte Rückmeldung und Feedback sind für die

Beobachtung des Lernerfolgs notwendig. Noten tragen wenig zu dieser notwendigen Reflektion des

Wissensstandes bei: Mangelnde Objektivität bis hin zu Willkür, insbesondere bei mündlichen Noten,

schränken die Glaubwürdigkeit und Verlässlichkeit massiv ein. Statt Schüler*innen auf einer Skala

einzuordnen sollten differenzierte Lernfortschrittsgespräche mit den Pädagog*innen geführt und

dokumentiert werden. So wird klar, an welchen Schwächen die Kinder und Jugendlichen im nächsten

Lernabschnitt fokussiert arbeiten und welche Stärken weiter ausgebaut werden sollen. Sie sollen

dabei gemessen an ihrer individuellen Förderbedürftigkeit gefördert werden – dies gilt auch, oder

besonders, für Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Aus der Abschaffung von Noten

resultiert auch die Forderung nach der Abschaffung des Sitzenbleibens. Sowohl Noten als auch das

Sitzenbleiben bauen Leistungsdruck auf, der zu Schulangst und Schulverweigerung führen kann. Mit

der Abschaffung von Noten und des Sitzenbleibens wird den Schüler*innen dieser Druck genommen. 4.

Kleinere Klassen, mehr Lehrer*innen Je kleiner eine Schulklasse ist, desto stärker kann ein*e Lehrer*in

auf jede einzelne Person eingehen – also sowohl für Schüler*innen mit als auch ohne sonderpädago-

gischen Förderbedarf. Dadurch verbessert sich der Unterricht maßgeblich. Wir fordern daher, dass

Bayernmehr Lehrer*innen einstellt. Dies führt zurMöglichkeit der Individualisierung der Lehrangebote.

Unterrichtsinhalte führen durch Einbezug der Stärken und Schwächen der jeweiligen Schüler*innen

an den Bedürfnissen ausgerichtet zu einer nachhaltigeren Nutzung der Unterrichtszeit und sorgen für

bessere Lernerfolge. Langfristig sind nicht mehr als 18 Kinder pro Klasse zu unterrichten. Bei der Anzahl

der Schüler*innen ist darauf zu achten, dass Schüler*innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf

meist mehr Zuwendung durch die Lehrkraft benötigen. Wenn in einer Klasse mehr Schüler*innen mit

Förderbedarf unterrichtet werden, sollte die Klassengröße kleiner sein. Eine Aufstockung der Stellen

für Lehrer*innen sorgt außerdem dafür, dass bei Ausfall einer Lehrkraft das Abhalten des Unterrichts

weiterhin sichergestellt ist. Die Einstellung der Lehrkräfte muss unbefristet erfolgen. Die derzeitige

Politik des Kultusministeriums, Lehrkräfte maximal mit 1-Jahres-Verträgen anzustellen, führt vor allem

im letzten Teil des Schuljahres zu massiven Qualitätseinbußen im Unterricht. Die betroffenen Lehr-

kräfte müssen nicht nur Zeit dafür verwenden, eine neue Stelle zu finden, sondern sind auch psychisch

aufgrund der fehlenden Zukunftsperspektive belastet. 5. Beratungsangebote an Schulen stärken Die

Beratungsteams an bayerischen Schulenmüssenmassiv ausgebautwerden. Schulpsycholog*innen und

Beratungslehrkräfte müssen ausreichend Anrechnungsstunden für ihre beratende Tätigkeit erhalten.

Hier veranschlagen wir für die Lehrkräfte des Beratungsteams mindestens zwei Anrechungsstunden

pro 100 Schüler*innen. Zusätzlich ist eine Stunde proWoche zur Vernetzung des Teams, für Supervision

und kollegiale Fallberatung einzuplanen. Darüber hinaus fordern wir, dass an jeder Schule mindestens

eine*n Sozialarbeiter*in in Vollzeit und unbefristet eingestellt werden muss. An größeren Schulen
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müssen mehr Sozialarbeiter*innen eingestellt werden. Außerdem müssen Schulen die Möglichkeit

haben, besonderen Bedarf an Sozialarbeitenden melden zu können. In dem Fall muss das Land Bayern

dazu verpflichtet werden können, an diesen Schulen schnellstmöglich zusätzliche Sozialarbeitende

einzustellen.Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass die Beratungsteams angemessen ausgestattet

sind. 6. Mehr Politikunterricht In jeder Schule in Bayern soll es ab der 5. Klasse bis zum Abschluss

mindestens eine Stunde in der Woche Politikunterricht geben. Dieser Unterricht darf sich dabei nicht

auf die theoretische Vermittlung von Wissen über politische Systeme beschränken, sondern muss

konkrete Demokratieerlebnisse schaffen. So soll in einemTeil der Stunde über aktuelle Themen, welche

von den Schüler*innen kurz vorgestellt werden, diskutiert werden. Den Schüler*innen muss gezeigt

werden, dass ihre Beiträge zum demokratischen Diskurs für unsere Gesellschaft wichtig sind. Nicht

mehr nur die formal-institutionellen Strukturen der Demokratie sollten auf den Lehrplänen stehen,

sondern gesellschaftliche Streitthemen, Mitmachmöglichkeiten und der praktische Austausch mit

Parteien, Politiker*innen und Aktiven. Demokratie muss praktisch erprobt und kennengelernt werden.

Die Durchführung von “Politiktagen“, bei denen Bürger*inneninitiativen, Parteien, Gewerkschaften und

Verbände Workshops an Schulen anbieten, regelmäßige Demokratietrainings und ein regelmäßiger

Kontakt zu den Wahlkreiskandidat*innen sind neben den neuen Instrumenten der Netzdemokratie

nur einige Beispiele, um den Sozialkundeunterricht lebensnäher und interessanter zu gestalten. 7.

Digitalisierung der Bildung Die fortschreitende Digitalisierung aller Lebensbereiche bietet Potentiale

für die Bildungseinrichtungen. Wir stellen fest, dass die Lebensrealität von jugendlichen insbesondere

im Hinblick auf Kommunikation bereits wesentlich digital geprägt ist. Technologien ermöglichen an

vielen Stellen eine anschauliche und einfacher zugängliche Darstellung von Lerninhalten. Diese Poten-

tiale sollen ergänzend zu bestehenden Methoden genutzt werden. Grundlage hierfür ist einerseits die

entsprechende Qualifizierung der Lehrkräfte. Jugendliche bringen die notwendigen Qualifikationen oft

bereits mit: Eine Fokussierung auf individuelle Lernmethoden statt reinem Frontalunterricht macht die

bereits vorhandenen Erfahrungen der Schüler*innen nutzbar. Andererseits muss die Schule aber auch

klar die Risiken und Probleme

der Digitalisierung adressieren und eine kritische Auseinandersetzung fördern. Dies beginnt bei der

Nutzung von reichweitenoptimierten sozialen Netzwerken und deren Auswirkung auf das Verhalten

von Kindern und Jugendlichen und reicht von digitalen Geschäftsmodellen, bei denen wenige vom

Inhalt vieler profitieren, bis hin zu politischen Dimensionen von Digitalisierung wie dem Eigentum an

Daten oder ähnlichem. Dabei muss die Thematisierung dieser Inhalte in kritischen Reflexionsprozessen

abgebildet sein. Die Schule muss Medienkompetenzen vermitteln. Schüler*innen sollen motiviert

werden ihr Konsumverhalten im Bezug auf digitale Medien kritisch einzuschätzen und zu hinterfragen.

Auch die Bewertungskompetenz unterschiedlicher Qualitäten von Quellen im Internet oder Recher-

chekompetenzen können hier als Beispiele genannt werden. Schule muss sich an der Lebensrealität

der Jugendlichen orientieren. Hierzu gehört zuvorderst die Abschaffung des Handyverbots zugunsten

von individuellen Regelungen, die das Schulforum an jeder Schule unter Beteiligung der Schulfamilie

festlegen soll. Verbote verhindern den kritischen Umgang. Dass außerhalb der Schulen viele der

Probleme, die als Gründe für das Handyverbot angeführt werden, weiterhin existieren, wird ignoriert.

Die Abschaffung des Verbots digitaler Speichermedien bietet auch Potentiale für die Unterrichtsgestal-

tung: Jugendliche können bei Verständnisproblemen einzelner Aspekte selbstständig recherchieren.

Wir sehen die öffentliche Hand in der Pflicht für eine angemessene Infrastruktur und Ausstattung

an den Schulen zu sorgen. Dies beinhaltet schnellen und hochverfügbaren Internetzugang sowie

unterschiedliche Endgeräte für unterschiedliche Zwecke. In einer Übergangszeit ist dafür zu sorgen,

dass auch privat mitgebrachte Geräte barrierefrei nutzbar sind und beispielsweise keine Limitierungen
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im Hinblick auf WLAN-Netze existieren. Die Digitalisierung der Bildung muss gestaltet und unter

Einbeziehung der Schüler*innen entwickelt werden. Es reicht nicht, Hefte durch iPads zu ersetzen:

Der Freistaat Bayern soll ein umfassendes und ganzheitliches Konzept erstellen. Damit Schüler*innen

einen kompetenten Umgang mit diesen Medien erlernen, braucht es endlich ein fundiertes medien-

pädagogisches Konzept für alle bayerischen Schulen. Das Konzept muss sich insgesamt auf drei Ebenen

widerspiegeln: in verbesserten Lehrplänen, in einer gezielteren Lehrer*innenfortbildung zu diesem

Thema und ganz besonders im Aufbau des Lehramtsstudiums. Für die Lehramtsstudiengänge an den

bayerischen Universitäten und Hochschulen fordern wir konkret eine Reform beim Erweiterungsfach

Medienpädagogik. Es soll in seiner jetzigen Form aufgelöst werden und seine Lehrinhalte zu Pflicht-

veranstaltungen für alle Lehramtsstudent*innen in Bayern werden. Dafür braucht es Anpassungen

beim bayerischen Lehrerbildungsgesetz, bei der Lehramtsprüfungsordnung (I+II), sowie den Studien-

und Prüfungsordnungen der einzelnen Universiäten. Hat eine Universität oder Hochschule das Fach

noch nicht in seinen Angebot, ist sie dazu aufgefordert, so schnell wie möglich passende Strukturen

und Inhalte zu schaffen. Das Kultusministerium soll hierbei unterstützen und entsprechende Finanz-

mittel zur Verfügung stellen.“ 8. Demokratie an Schulen Eine der Kernaufgaben von Schule ist die

Vorbereitung auf eine demokratische Gesellschaft. Positive demokratische Erfahrungen sind hierfür die

Grundvoraussetzung. Jugendliche brauchen Erlebnisse, die ihnen deutlich machen, dass jede Meinung

wichtig ist und berücksichtigt wird. Die Schule muss dabei in zwei Bereichen ansetzen: Erstens in der

Demokratisierung des Unterrichts, bei der Jugendliche selbst bestimmen können, welche Lerninhalte

sie vertiefen möchten und wie der Unterricht inhaltlich und methodisch aufgebaut sein soll. Die Lehr-

methoden sollen dabei durch Alternativen zum Frontalunterricht weniger auf die Lehrkraft sondern

mehr auf die Schüler*innen ausgerichtet sein. Teamarbeit und eigenständiges Arbeiten fördern dabei

Kompetenzen, die im Rahmen der Meinungsbildung unabdingbar sind. Daneben ist aber auch eine

Förderung der Schüler*innenmitverantowrtung notwendig. Schüler*innen müssen die Möglichkeit

haben, ihren Schulalltagmitzugestalten und bei Fragen der Organisation des Schulalltagsmitzubestim-

men. Die SMVen müssen zu einer Schüler*innenvertretung werden, die echte Mitspracherechte und

Kompetenzen hat. Die Vertretung der Meinungen soll auf Schulebene sowie übergreifend in bildungs-

politischenDiskussionen eingebracht und gehört werden. In den Schulen ist die Arbeit der SMVen durch

die Zurverfügungstellung von Räumlichkeiten (SMV-Zimmern) verpflichtend zu unterstützen. Des

Weiteren erachten wir die Abschaffung des Führens von Absentenbüchern durch zwei Schüler*innen

als längst überfällig. Mittels neuer Programme fordern wir, dass Fehltage und Fehlstunden von den

Lehrkräften zu Beginn der Stunde am PC eingetragen werden. Die Klassenleitung ist ebenfalls dafür

zuständig, die Entschuldigungen selbst einzusammeln. Dass diese Aufgabe von Schüler*innen, welche

in diesem Fall lediglich als Gehilf*innen von Lehrkräften fungieren, übernommenwird, ist für uns unter

anderem auch aus dem Aspekt des Datenschutzes inakzeptabel. Wir lehnen es außerdem ab, dass

einzelnen Schüler*innen eine Kontroll- undÜberwachungsfunktion über den gesamtenKlassenverband

zugesprochen wird. Dadurch wird der Zusammenhalt innerhalb des Klassenverbandes unterwandert.

C – Hochschule und Forschung 1. Solide Grundfinanzierung, Drittmittel und Entfristungsoffensive

Die Grundfinanzierung der bayerischen Hochschulen ist massiv zu erhöhen. Zustände wie an der

Technischen Universität München, die sich zu einem Drittel aus Drittmitteln finanziert, sind untragbar.

Drittmittel verbessern nicht Lehre und Studium, sie stehen nur für einen begrenzten Zeitraum für sehr

spezifische Spitzenforschung zur Verfügung. Weder die über Drittmittel finanzierten Wissenschaft-

ler*innen noch die Hochschulen verfügen über langfristige Planungssicherheit. Außerdem fällt das Gros

der Drittmittel im Bereich der sogenannten MINT-Fächer (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaf-

ten und Technik) an. Es fehlt dadurch insbesondere im geistes- und kulturwissenschaftlichen Bereich an
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Forschungsgeldern. Da die Höhe der eingeworbenen Drittmittel zu Unrecht als Qualitätsmerkmal einer

Hochschule gilt, geht damit eine Abwertung der geistes- und kulturwissenschaftlichen Disziplinen

innerhalb der Hochschulen und letztlich in der gesamten Hochschullandschaft einher. Zudem kaufen

sich private Unternehmen auf diesem Weg billig in Forschungsprojekte ein. Mit dem Ergebnis, dass

ihre Forschungsprojekte von der staatlich finanzierten Infrastruktur profitieren. Von der erbrachten

Forschungsleistung und etwaigen Patenten, die aus der Forschung resultieren, profitieren aber meist

nur die Unternehmen. Dafür stehen staatliche Institutionen nicht zur Verfügung. Ihre Forschung dient

der Allgemeinheit! Die Grundfinanzierung ist daher soweit zu erhöhen, dass sie den Großteil der bisher

durch Drittmittel finanzierten Forschung und Lehre trägt. Die Drittmittelfinanzierung der Hochschulen

ist entsprechend zu beschränken, insbesondere im Bezug auf Forschungsgelder nicht-staatlicher

Einrichtungen. Über die Erhöhung der Grundfinanzierung sind auch neue Dauerstellen einzurichten,

bestehende Verträgemüssen entfristet werden. Der Freistaat Bayern verpflichtet sich, seinen Beitrag zu

bundesweit 50.000 neuen Dauerstellen an den Hochschulen zu leisten.Wir fordern eine Zivilklausel für

alle Hochschulen in Bayern, die im Bayerischen Hochschulgesetz (BayHSchG) verankert wird, sowie für

alle weiteren Forschungseinrichtungen des Freistaats.Werbung für die Bundeswehr lehnen wir in allen

Bildungseinrichtungen ab. 2. Tarifvertrag für studentische Hilfskräfte Wir fordern einen Tarifvertrag

für studentische Hilfskräfte (TV-Stud). Ein solcher Tarifvertrag, wie es ihn in Berlin gibt, gewährleistet

gleiche Bezahlung bei gleicher Arbeit und schafft Rechtssicherheit für Studierende und Hochschulen.

Bisher sind Studierende dem Gutdünken der jeweiligen Institute und Hochschulen ausgeliefert. Der

Tarifvertrag muss für alle Forschungseinrichtungen des Freistaat Bayern gelten, auch solche, die nicht

direkt an Hochschulen angegliedert sind. Ein Tariflohn von 14e ist als angemessen zu betrachten. Die

Lohn-

entwicklung ist an die Lohnentwicklung der anderen Hochschulbeschäftigten und somit den Tarifver-

trag der Länder (TV-L) zu koppeln. Ebenso ist der Urlaubsanspruch an den TV-L zu koppeln. Da Bayern

anders als Berlin ein Flächenland mit regional stark unterschiedlichen Lebenshaltungskosten ist, sind

je nach Studien- und Arbeitsort Zuschläge zu gewähren. Eine monatliche Mindestarbeitszeit von 40

Stunden garantiert ein erträgliches Nebeneinkommen. Die Höchstarbeitszeit von 80 Stunden pro Mo-

nat gewährleistet genug arbeitsfreie Zeit zur Fortsetzung des Studiums. Eine Beschäftigungsdauer von

mindestens vier Semestern schafft Planungssicherheit und ermöglicht Studierenden einen ausreichen-

den Einblick in die wissenschaftliche Arbeitswelt. Der Tarifvertrag muss darüber hinaus Regelungen

zur freiwilligen Reduzierung der Mindestarbeitszeit, zu angemessenen Vor- und Nachbereitungszei-

ten, zum Ausschluss von Bereitschaftsdiensten und einem mindestens zehntägigen Bildungsurlaub

enthalten. 3. Demokratisierung der Hochschulen Zentrales Element ist die Wiedereinführung der

1973 abgeschafften Verfassten Studierendenschaft. Bayern ist das einzige Bundesland, das seinen

Studierenden dieses basale Element demokratischer Teilhabe verwehrt. Aufgabe der Allgemeinen

Studierendenausschüsse (AStA) war und ist die Vertretung der Interessen der Studierenden gegenüber

den gesellschaftlichen Akteur*innen. Wir fordern daher, dass die Verfassten Studierendenschaften als

rechtsfähige öffentlich-rechtliche Teilkörperschaften der jeweiligen Hochschulen wieder eingeführt

werden. Sie müssen mit Satzungs- sowie Finanzautonomie und einem allgemeinpolitischen Mandat

ausgestattet werden. Zudem fordern wir die Einrichtung einer Landesstudierendenschaft, die wie

die Österreichische Hochschüler*innenschaft per Listenwahl von allen Studierenden in Bayern direkt

gewählt wird. Diese ersetzt künftig die Landes-Asten-Konferenz (LAK) als Vertretung der Studierenden

auf Landesebene. Die LAK soll zukünftig der Vernetzung der ASten in Bayern dienen, sie untersteht

der Landesstudierendenschaft. Auch die Landesstudierendenschaft muss als öffentlich-rechtliche

Körperschaft verfasst sein. Für die Hochschulwahlen soll wie bei den Kommunalwahlen dieMöglichkeit
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des Kumulierens und Panaschierens eingeführt werden. DesWeiterenmuss in allen Hochschulgremien

die Viertelparität zwischen den vier Statusgruppen (Professor*innen, wissenschaftliche und sonstige

Mitarbeiter*innen sowie Studierende) hergestellt werden. Mittelfristig sind die Statusgruppen so

weit wie möglich abzuschaffen und die Direktwahl der jeweiligen Gremien durch alle Mitglieder

der Hochschule ist einzuführen. Gremien ohne demokratische Legitimation wie beispielsweise den

Hochschulrat lehnen wir ab. Stattdessen müssen die klassischen Selbstverwaltungsgremien der

Hochschulen wie z. B. der Senat wieder gestärkt werden. 4. Frauen* in der Wissenschaft 2016 waren

von 6.822 Professor*innen laut Bayerischem Landesamt für Statistik 1.312 weiblich. Das entspricht

einem Anteil von gerade einmal 19,23%, wohingegen der Frauen*anteil unter den Studierenden im

Wintersemester 2017/18 49% betrug. Zu beachten sind hierbei außerdem die stark schwankenden

Anteile zwischen den einzelnen Fachbereichen. Fakt ist außerdem, dass der Anteil von Frauen* in der

Wissenschaft nur langsam steigt. Die Gründe hierfür sind vielfältig und alle eng miteinander verwo-

ben. Die Benachteiligung und Diskriminierung von Frauen* findet auf verschiedenen Ebenen und in

unterschiedlicher Art undWeise statt. Eine Verbesserung der Situation kann nur dann erreicht werden,

wenn an all diesen unterschiedlichen Stellen angesetzt wird. Unser Ziel ist es deshalb, sowohl für

konkrete Verbesserungen als auch einen gesamtgesellschaftlichen Wandel der Strukturen zu streiten.

Dabei darf der Wissenschaftsbetrieb nicht isoliert betrachtet werden, sondern als Bereich, der durch

die gesellschaftlichen Verhältnisse geprägt ist und diese auch umgekehrt beeinflusst. Um bessere

Perspektiven für Frauen* zu schaffen, müssen zunächst die Arbeitsbedingungen an den Hochschulen

verbessert werden. Ebenso besteht ein enges und häufig gegenseitiges Abhängigkeitsverhältnis mit

den Vorgesetzten bzw. Förderer*innen. Die in die Freizeit verlegte Promotion bzw. Habilitation, für die

während der regulären Arbeitszeit keine Zeit bleibt, verstärkt den Trend der prekären Beschäftigung im

wissenschaftlichen Bereich zusätzlich. Die daraus entstehende mangelnde Sicherheit hinsichtlich der

Familienplanung trifft alle im Wissenschaftsbetrieb Tätigen. Frauen* sind jedoch besonders betroffen,

da ihnen die Verantwortung für die Reproduktions- und Fürsorgearbeit durch die Gesellschaft zuge-

schrieben wird und sie sich zwischen dieser und ihrer beruflichen Arbeit faktisch entscheiden müssen.

Männern hingegen wird diese Verantwortung in der Regel nicht zugeschrieben. Hier ist also durch die

Entfristung von Beschäftigungsverhältnissen sowie Tenure-Track-Verfahren, die einen dauerhaften

Verbleib an der Hochschule ermöglichen, anzusetzen. Gerade in Hinblick auf den Arbeitsalltag vieler

Wissenschaftler*innenmuss eine bessere Vertretung auf Hochschulebene ermöglicht werden. Darüber

hinaus braucht es endlich eine bessere Vereinbarkeit von Reproduktionsarbeit und wissenschaftlicher

Tätigkeit. Hierzu bedarf es zunächst der Schaffung von echten Teilzeitstellenmit Aufstockungsmöglich-

keit, in denen die Menschen tatsächlich auch nur die Hälfte der regulären Arbeitszeit arbeiten müssen.

Zusätzlich ist die Schaffung kostenfreier Betreuungsangebote für die Vereinbarkeit entscheidend.

Ohne Verbindlichkeiten, ohne Druck und auch ohne eine Frauen*quote wird sich wenig tun. Daher

setzen wir uns für eine Quote von mindestens 50% bei Neueinstellungen ein. Dazu gehört auch eine

paritätische Besetzung von Berufungslisten. Diese Quote muss jeder Fachbereich für sich erfüllen.

Eine solche Quote steht unserer Auffassung nach nicht mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz in

Konkurrenz, da in der patriarchalen Gesellschaft Frauen* in vielen Bereichen diskriminiert werden und

dort nur durch eine Quote für Chancengleichheit gesorgt werden kann. Einen Kompromiss, wie ihn

beispielsweise das Kaskaden-Modell darstellt, lehnen wir ausdrücklich ab. Bei diesem Modell finden

kaum Verbesserungen statt und wenn würden sie erst nach Jahren erreicht. Außerdem hält dieses

Modell keine Lösung dafür parat, dass wissenschaftliche Stellen in Studiengängen mit einem geringen

Anteil von Frauen* nie paritätisch besetzt würden. Darüber hinaus ist die Vernetzung von Frauen* im

wissenschaftlichen Betrieb durch die Gleichstellungsbeauftragten zu fördern, insbesondere um sich
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miteinander zu solidarisieren. Hierbei ist der Empowerment-Gedanke zentral. Es geht um ideologische

Förderung untereinander, durch welche Multiplikatorinnen* gebildet werden, die in ihren Instituten

ihr Wissen weitergeben können. 5. Studienplätze ausbauen, Zulassungsbeschränkungen abschaffen

Wir lehnen Studienzulassungsbeschränkungen in jeder Form ab. Zulassungsbeschränkungen wie

der Numerus Clausus (NC) oder Eignungsfeststellungsverfahren werden immer dann eingeführt,

wenn eine Hochschule nicht genügend Studienplätze für alle Studieninteressent*innen anbieten

kann. Diese Zulassungsbeschränkungen sind Ausdruck einer Gesellschaft, die zu wenig in den Ausbau

ihrer Hochschulen investiert hat. Die Leidtragenden sind die Studieninteressent*innen, denen die

Hochschulreife ja bereits zugesprochen wurde. Wer die Hochschulreife erwirbt, der*dem muss auch

ermöglicht werden, tatsächlich die gewünschte Hochschule im gewünschten Studienfach zu besuchen!

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts vomDezember 2017 zumNC imMedizinstudium hat gezeigt,

welche verfassungswidrigen Ausmaße die Zulassungsbeschränkung inzwischen erreicht hat. Solange

aber nicht ausreichend Studienplätze zur Verfügung stehen, halten wir einen differenzierten NC, der

unter anderemWartezeiten, Härtefälle, ehrenamtliches Engagement und bereits erworbene berufliche

Qualifikationen berücksichtigt, für die geeignetste Form der Zulassungsbeschränkung. Das bedeutet

nicht, dass wir diesen Zustand für tragbar halten oder akzeptieren! Er muss schnellstmöglich beseitigt

werden. 6. HochschulsozialpaktWir fordern den umfangreichen Ausbau der sozialen Infrastruktur rund

umdieHochschulen (Wohnheime,Mensen, Beratungsangebote) imRahmen einesHochschulsozialpak-

tes. Wir setzen uns auf Bundesebene dafür ein, dass ein solcher Hochschulsozialpakt zwischen Bund,

Ländern undden Studierendenwerken zustande kommt.Unabhängig davonmüssenwir schon jetzt den

Ausbau dieser Infrastruktur vorantreiben. Nur für 10% der bayernweit rund 390.000 Studierenden steht

einWohnheimplatz bei den Studierendenwerken zur Verfügung. Damit liegt die Unterbringungsqoute

in Bayern hinter der von Ländern wie Mecklenburg-Vorpommern (11,80%) oder Thüringen (14,98%),

aber etwas über dem bundesweiten Durchschnitt von 9,69%. Auf absehbare Zeit wird die Zahl der

Studierenden weiter steigen und sofern keine adäquaten Maßnahmen ergriffen werden, wird die Un-

terbingungsquote auch in Bayern weiter sinken. In der nächsten Legislaturperiode sind Vorkehrungen

zu treffen, um die Unterbringungsquote innerhalb der nächsten zehn Jahre auf 15% anzuheben. Dabei

sind die Fördersummen so zu gestalten, dass die Miete letztlich nicht höher liegt als derWohnzuschlag

des BAföG. Um dieses Ziel zu erreichen muss der Freistaat Bayern den Studierendenwerken kostenlos

Grundstücke zur Bebauung mit Studierendenwohnheimen zur Verfügung stellen. Darüber hinaus ist

ein Ausbau- und Sanierungsprogramm für Einrichtungen der Hochschulgastronomie aufzulegen. Die

Subvention der angebotenen Lebensmittel ist nicht auf Mensen zu beschränken, sondern auch auf

Cafeterien undMenserien auszuweiten. Die Finanzierung des Beratungsangebots für Studierendemuss

langfristig über eigens dafür vorgesehene Mittel gesichert werden. Insbesondere für Schwangere und

Studierende mit Kind, zur Studienfinanzierung, zu studentischem Arbeitsrecht und zur psychosozialen

Beratung sind entsprechende Angebote zu schaffen und auszubauen. Grundsätzlich ist die Arbeit

der Studierendenwerke durch den Freistaat auszufinanzieren. Die Studierendenwerksbeiträge sind

abzuschaffen. D – Bildungseinrichtungen übergreifende Forderungen 1. Kostenloses Mittagessen Wir

fordern kostenloses Mittagessen in allen Bildungseinrichtungen. Und das jeden Tag. Darunter fallen

insbesondere Krippen, Kitas, Kindergärten, Schulen und Hochschulen. Dieses Essen muss allgemeinen

Richtlinien zur gesunden Ernährung entsprechen. Es ist wichtig, dass Kinder in ihrer Entwicklung

unterstützt und gefördert werden und dazu gehört auch eine ausreichend gesunde und nahrhafte

Ernährung. Ernährungsbildung und die Förderung der Akzeptanz von unterschiedlichen Ernährungs-

formen (z. B. Veganismus, Vegetarismus) müssen verfolgt werden. Von selbst versteht sich daher, dass

für alle Ernährungsformen ein entsprechendes Essen angeboten wird. Auch die gängigen Allergien und
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Lebensmittelunverträglichkeiten sind in der Zusammenstellung der Speisepläne zu berücksichtigen. 2.

Lernmittelfreiheit Lernmittelfreiheit (auch Lehrmittelfreiheit) bezeichnet die kostenlose Bereitstellung

von Unterrichtsmaterialien. Die Lernmittelfreiheit an öffentlichen Schulen in Bayern wird durch Art.

21 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) geregelt. Lernmittelfreiheit besteht leider

nur für Schulbücher. In Art. 21 BaySchFG sind explizit Atlanten, Formelsammlungen und “die übrigen

Lernmittel” ausgeschlossen. Mit “übrigen Lernmitteln” sind beispielsweise Taschenrechner, Zirkel,

Schreib- und Arbeitshefte, nur einmalig verwendbare Übungshefte, Malkästen und -blöcke, Stifte und

vieles mehr gemeint. Zu Beginn eines Schuljahres und insbesondere bei der Einschulung häufen sich

die privaten Ausgaben für Lernmittel zu einer beträchtlichen Summe auf. Diese Lernmittel müssen

zukünftig kostenfrei durch die jeweiligen Bildungseinrichtungen zur Verfügung gestellt werden.

Beiträge zur Finanzierung der Lernmittel wie sie in Form des Kopiergeldes oder Materialgeldes bereits

bestehen, lehnen wir ab. Kopier- und Materialgeld sind abzuschaffen. Auch Klassenfahrten dienen

der schulischen Bildung und sind somit staatlich auszufinanzieren. Die Kosten dürfen nicht auf die

Schüler*innen / Eltern abgewälzt werden. Die Forderungen zur Lernmittelfreiheit gelten nicht nur im

schulischen Bereich. Sie sind auf alle Bildungseinrichtungen zu übertragen. Das in Rechnung stellen

beschädigter Lernmittel ist nur bei grober Fahrlässigkeit und Absicht zulässig. Die beispielsweise an

chemischen Fakultäten gängige Praxis, die Studierende zur Erstattung beschädigter Reagenzgläser

oder Petrischalen verpflichtet, lehnen wir ab. 3. Abschaffung des Kooperationsverbots Der Freistaat

Bayern soll sich auf Bundesebene für die vollständige Abschaffung des Kooperationsverbots einsetzen.

Der Bildungsföderalismus innerhalb eines Staates behindert die aktive Zusammenarbeit zwischen den

Ländern und schafft zudem unnötige Hürden für alle Schüler*innen, indem Bildungsabschlüsse zwar

anerkannt werden, aber dennoch anders beurteilt werden. Diese Praxis hat im 21. Jahrhundert nichts

mehr zu suchen und hat völlig ausgedient. 4. Barrierefreiheit, Sanierungs- und Modernisierungsbedarf

In kommunalen Bildungseinrichtungen hat sich bedingt durch die finanziell angespannte Situation

der Kommunen in den letzten Jahren ein erhebliches Maß an Sanierungs- und Modernisierungsbedarf

angestaut. Auch für den Ausbau von Bildungseinrichtungen fehlte Geld. Insbesondere in Regionen

mit starkem Bevölkerungszuwachs ist der Ausbau allein mit kommunalen Mitteln nicht zu stemmen.

Der Freistaat Bayern muss sich daher an Sanierungs-, Modernisierungs- und Neubaumaßnahmen

der Kommunen stärker beteiligen, die Mittel dazu müssen erheblich aufgestockt werden. Auch im

Hoheitsbereich des Freistaats müssen entsprechende Maßnahmen an Bildungseinrichtungen intensi-

viert werden. Bei allen Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen, aber auch Neubauten, ist ein

besonderes Augenmerk auf die Barrierefreiheit zu richten. Dabei ist esmit rollstuhlgerechten Zugängen

und Aufzügen nicht getan. Es sind insbesondere auch Blindenleitsysteme und induktive Höranlagen zu

berücksichtigen. Besteht konkreter Bedarf, so ist die Barrierefreiheit schnellstmöglich herzustellen. Das

Konzept der Gemeinschaftsschule kann nur gelingen, wenn auch die räumlichen Gegebenheiten zur

Beteiligung aller gegeben sind.“
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B5

Beschluss
Annahme

Erste-Hilfe-Kurs für alle Schüler*innen!

Wir fordern die Einführung eines verpflichtenden, kostenfreien Erste-Hilfe-Kurses für alle Schü-

ler*innen der 8. Jahrgangsstufe in allen Schularten. Zudem soll es darauf aufbauend jährlich einen

Erste-Hilfe-Auffrischungskurs geben.

Überweisen an

Bundesparteitag
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B6

Beschluss
Annahme

Den Ausbildungsreport ernst nehmen: Wie wir die Berufsbildung von Morgen
gestalten

Wird nach dem Grund für den Erfolg der deutschen Volkswirtschaft gefragt, so ist das duale Aus-

bildungssystem häufig die erste Antwort. Durch die Kombination aus praxisrelevanter Bildung am

Arbeitsplatz und einer Mischung aus Allgemeinwissen und fachspezifischer Bildung in den Berufs-

schulen vermag es das duale Ausbildungssystem, vermutlich wie kein anderes Bildungssystem,

hochqualifizierte Facharbeiter*innen hervorzubringen und damit das Fundament für die Herstellung 

jener Qualitätsprodukte zu legen, für die das Label „Made in Germany“ weltweit steht. Auch für die

Beschäftigten ist das duale Ausbildungssystem ein Erfolgsmodell: So liegt die Arbeitslosenquote bei

Personen ohne Berufsabschluss in Deutschland bei 20%, während Personen mit betrieblicher bzw.

schulischer Berufsausbildung eine durchschnittliche Arbeitslosenquote von 4,2% aufweisen[1]. Auch

steigt die Arbeitszufriedenheit, wenn eine Berufsausbildung absolviert wurde[2], sowie das Lebens-

einkommen: Im Durchschnitt verdient eine Person mit abgeschlossener Berufsausbildung um 242.000

EURmehr als eine Person ohne entsprechende Ausbildung[3].

Dennoch ist die Entwicklung des dualen Ausbildungssystems in Deutschland alarmierend. So wurde

im letzten Berichtsjahr mit 1,337 Millionen Personen ein historisches Minimum an Menschen in dualer

Ausbildung seit Aufzeichnungsbeginn 1993 erreicht. Zudem wurden in den letzten drei Jahren die

geringsten Neuabschlüsse von Ausbildungsverträgen gemessen. Dass die Abnahme der Personen in

Berufsausbildung mitnichten ein Ergebnis der demografischen Entwicklung ist, wird durch eine rück-

läufige Auszubildendenquote, d.h. dem Verhältnis von Personen in Ausbildung relativ zur Gesamtzahl

der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten, versinnbildlicht[4]. Dieser Trend wird sowohl von

der Angebotsseite, als auch von den Nachfrager*innen nach Ausbildungsplätzen bestimmt. Zwar ist

das Ausbildungsplatzangebot 2015 relativ zum Vorjahr leicht gestiegen, dennoch markiert der Wert

mit 563.055 das zweitgeringste Ausbildungsplatzangebot seit der Wiedervereinigung. Gleichzeitig ist

die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen durch Privatpersonen rückläufig: Mit 602.886 nachgefragten

Ausbildungsplätzen in 2015 setzt sich der Abwärtstrend in der Nachfrage weiter fort. Im Ergebnis lässt

sich feststellen, dass die Attraktivität der dualen Ausbildung für Ausbilder*innenwie auch für Auszubil-

dende in den letzten Jahren gesunken ist. Über die tatsächliche Nachfrage nach Auszubildenden durch

die Betriebe lässt sich im Übrigen streiten, erreichte die Zahl der unbesetzten Ausbildungsplätze in

2015 ihr historisches Maximum[5]. Häufig ist das Melden von Überkapazitäten bei Ausbildungsplätzen

lediglich ein Vorwand, umden Pool an Bewerber*innen und / oder die Reputation des Unternehmens zu

erhöhen. Auch sind die Passungen von Nachfrage und Angebot geographisch höchst unterschiedlich:

Während im Norden und Westen Nachfrager*innen Schwierigkeiten beim Finden eines (passenden)

Ausbildungsplatzes haben, treten im Osten wie im Süden Probleme beim Finden von Auszubildenden

durch die Anbieter*innen auf. Passungsprobleme, d.h. das gleichzeitige Vorhandensein von erfolglosen

Nachfrager*innen und unbesetzten Ausbildungsplätzen, treten vor allem in Ostdeutschland auf.
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Überangebote von Ausbildungsplätzen sind im Hotel- und Gaststättengewerbe, Übernachfragen im

Bereich Web- und Mediendesign zu finden[6]. Zudem sind Probleme regional höchst diversifiziert:

Während in Großstädten ein hoher basaler Versorgungsgrad[7] vorliegt, ist dieser in den umliegenden

Einzugsgebieten gering. Im Ergebnis führt dies zu einem erhöhten Pendler*innenaufkommen im

Umkreis der Städte. Eine besonders hohe Mobilitätsbereitschaft liegt in ländlichen Gebieten mit

geringer Siedlungsdichte vor.[8] Gerade hier mangelt es häufig an öffentlicher Verkehrsinfrastruktur,

welche Mobilität garantieren soll. Im Ergebnis lässt sich entsprechend feststellen, dass im Bereich der

Berufsausbildung angebotsseitige wie nachfrageseitige Probleme auftreten. Zudem treten regional

Passungsprobleme auf. Höhere Mobilität führt im Einzugsbereich größerer Städte zu Pendler*innen-

bewegungen hin zum Ausbildungsort in der Stadt. In ländlichen Gebieten ist die Verfügbarkeit von

öffentlicher Verkehrsinfrastruktur entscheidend. Diese gesamtwirtschaftlichen Probleme sind Ergeb-

nisse von Einzelentscheidungen, sowohl von (potentiellen) Arbeitnehmer*innen sowie von (möglichen)

Ausbildungsbetrieben. Ferner spielt die politische Investitionsbereitschaft eine herausragende Rolle.

Im Folgenden werden Anreizmechanismen vorgestellt, die zur Steigerung von Ausbildungsplatzange-

botenwie Ausbildungsnachfragen führen können. Daraus leitenwir unsere politischen Forderungen ab.

Nachfrageseitige Maßnahmen

Nach Beendigung der schulischen Ausbildung hängt die Entscheidung für oder gegen die duale

Berufsausbildung wesentlich von dessen Attraktivität gegenüber Alternativen wie Lohnarbeit und

Studium ab. Ein Faktor, der dabei maßgeblich ist, ist die Ausbildungsqualität. Je höher die Qualität der

Ausbildung ist, desto mehr wird während der Ausbildung erlernt. Entsprechend ist die Ausbildungs-

qualität ein Maß für die persönliche Rendite der Ausbildung. Eine wesentliche Rolle kommt hierbei

den Berufsschulen zu. Dabei kommt es einerseits auf eine stets aktuelle Ausstattung mit Lern- und Ar-

beitsmitteln an, um den geänderten Arbeitsrealitäten in den Betrieben im Zeitalter der Digitalisierung

gerecht zu werden, aber auch auf geänderte Präferenzen von Menschen, beispielsweise in sozialen

Berufen reagieren zu können. Gleichzeitig muss in den Berufsschulen gewährleistet werden, dass das

gelehrte tatsächlich auch für die Arbeitsrealität der Auszubildenden von Relevanz ist. Entsprechend

ist der Austausch zwischen Ausbildungsbetrieben und Berufsschulen von erheblicher Bedeutung.

Auch muss ein sinnvoller Betreuungsschlüssel in den Schulen eingehalten werden, um eine sinnvolle

Wissensvermittlung zu gewährleisten. Gerade im praktischen Unterricht ist direkte Betreuung der

Berufsschüler*innen maßgeblich, sowohl für den Lernerfolg wie auch für den Arbeitsschutz. Auch

müssen Beteiligungsmöglichkeiten für Schüler*innen gegeben sein: Durch die Ausrichtung des Un-

terrichts nach den Bedürfnissen der Auszubildenden steigt einerseits die Relevanz des vermittelten

Stoffs und andererseits auch die Motivation. Der Ausbildungsreport 2017 der DGB-Jugend stellt in

keinem der genannten Bereiche Fortschritte relativ zum Stand von 2012 fest. Um eine qualitativ

angemessene Lehre in den Berufsschulen zu gewährleisten, fordern wir Jusos daher die zeitgemäße

Ausstattung der Berufsschulenmit Lern- und Arbeitsmitteln. Dabei sind ausreichendeMittel durch den

Staat bereit zu stellen, um die Ausstattung von Berufsschulen mit Computerinfrastruktur, aktuellen

Maschinen, Arbeitsmaterialien und Lehrbüchern sicher zu stellen. Berufsschulen müssen sowohl mit

der technischen Entwicklung der Arbeitsgeräte im Betrieb, wie auch mit der Digitalisierung in den

privaten Lebensbereichen derMenschen,mithalten können. Ferner fordernwir eine engere Verzahnung

und Vernetzung von Berufsschulen und Ausbildungsbetrieben. In Form von regelmäßigen Treffen von

Ausbildungsbetrieb und Berufsschule soll der Austausch zwischen den beiden Lehr- und Lernstätten

befeuert werden, um die Vermittlung von berufsrelevantem Wissen zu verbessern. Gleichzeitig sollen
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Ausbildungsbetriebe im Rahmen eines Ausbildungsplans für jeden Ausbildungsberuf, der gemeinsam

mit Gewerkschaften und Arbeitgeber*innenverbänden zu erarbeiten ist, stärker in die Ausgestal-

tung der Ausbildung eingebunden werden. Zur Verbesserung der Partizipationsmöglichkeiten von

Auszubildenden in den Berufsschulen fordern wir die Etablierung von Auszubildendenräten in den Be-

rufsschulen, die jährlich zu wählen sind. Dabei entsenden die jeweiligen Ausbildungszweige innerhalb

einer Berufsschule demokratisch gewählte Vertreter*innen, die innerhalb des jeweiligen Rates Belange

der Auszubildenden gegenüber der Berufsschule vertreten. Ihnen muss dabei Einfluss auf die Lehre in

den Berufsschulen, wie auch auf die Verwendung von Mitteln innerhalb des Fachbereichs eingeräumt

werden. Für gesamtschulische Belange bilden Vertreter*innen der jeweiligen Auszubildendenräte

ein gemeinsames Azubi-Parlament, welches die Interessen der Gesamtheit der Berufsschüler*innen

gegenüber der Schulleitung vertritt. Zudem sind die Vertretungen sowohl fachintern, wie auch fach-

übergreifend, zwischen den Berufsschulen durch regelmäßige Konferenzen zu vernetzen.

Der größte Einflussfaktor für die Ausbildungsqualität im Betrieb ist das Bestehen einer Interes-

senvertretung im Betrieb, also eine Jugend- und Auszubildendenvertretung oder ein Betriebs- bzw

Personalrat. Sie sorgen arbeitnehmer*innenseitig für die Überprüfung der Einhaltung von Gesetzen

und Verordnungen. Gibt es keine Interessenvertretung im Betrieb, gibt es auch niemanden, der*die

diese Aufgaben übernimmt. Entsprechend greifen die von gesetzgeberischer Seite institutionalisierten

Mechanismen zur Sicherung der Ausbildungsqualität ins Leere, wenn im Betrieb kein Betriebsrat und

keine Jugend- und Auszubildendenvertretung existiert. Darüber hinaus sind die oft nicht verbindlich

oder lassen sich einfach umgehen. Für die Garantie einer attraktiven, weil qualitativ hochwertigen,

Berufsausbildung muss daher der gesetzliche Rahmen und die Mitbestimmung gestärkt werden. Ein

zentrales Instrument zur Sicherung der Ausbildungsqualität ist dabei der betriebliche Ausbildungsplan.

Dieser überträgt die Elemente des Ausbildungsrahmenplans auf den Betrieb und legt die sachliche

und zeitliche Gliederung der Ausbildung fest.  Entsprechend wird im Ausbildungsplan fixiert, welcher

Ausbildungsinhalt in welchem Zeitrahmen durchwelche Lehrperson im Betrieb vermittelt wird. Gemäß

§11 Berufsbildungsgesetz ist der betriebliche Ausbildungsplan dem Ausbildungsvertrag beizufügen.

Dennoch liegtmehr als einemDrittel von 11.876 Befragten kein betrieblicher Ausbildungsplan vor, und in

einer Vielzahl der Fälle wird der Ausbildungsplan nicht immer, oder gar selten oder nie, eingehalten.[9]

Ohne Kenntnis über den betrieblichen Ausbildungsplan können Auszubildende nicht trennscharf

zwischen ausbildungsfremder und ausbildungseigener Tätigkeit unterscheiden. Außerdem können

sie nicht mit absoluter Sicherheit das Erlernen eines Ausbildungsinhalts einfordern. Entsprechend

schwächt das Fehlen des betrieblichen Ausbildungsplans die Position der Auszubildenden. Da der

Rechtsanspruch auf einen Ausbildungsplan bereits besteht, muss die Durchsetzung des Anspruchs

verbessert werden. Dazu ist es zunächst notwendig, die Auszubildenden über ihre Rechte zu informie-

ren. Direkt nach Ende der Probezeit müssen sie über die Berufsschulen unter Einbeziehung des DGB

über ihre rechtliche Stellung informiert werden. Zudem soll eine Checkliste mit Dokumenten an die

Auszubildenden verteilt werden, welche die neben dem Ausbildungsvertrag erforderlichen Dokumente

ausweist. Bei der Meldung der Auszubildenden an die Berufsschulen durch die Betriebe soll bestätigt

werden müssen, dass alle gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen an den*die Auszubildende*n über-

gebenwurden. Am ersten Berufsschultag sollen neben demAusbildungsvertrag Anlagen, insbesondere

der betriebliche Ausbildungsplan, vorgelegt werden müssen. Fehlen entsprechende Anlagen, so wird

dies unverzüglich der zuständigen Kammer gemeldet und die entsprechenden Unterlagen durch
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die Kammer und Berufsschule beim Ausbildungsbetrieb angefordert und dem*der Auszubildenden

übergeben. Zudem sollen Abweichungen vom Ausbildungsplan grundsätzlich nicht erlaubt sein.

Änderungen am Ausbildungsplan sind im Einvernehmen beider Parteien unter engen Vorgaben nur

dann zulässig, sofern sie dem Gesamtausbildungsziel explizit zuträglich sind. Das alleinige Vorliegen

eines betrieblichen Ausbildungsplans garantiert jedoch noch nicht, dass während der Ausbildung

keine ausbildungsfremden Tätigkeiten ausgeübt werden müssen. Um sicher zu stellen, dass die

Ausbildung tatsächlich ihrem Namen gerecht wird, sind Ausbildungsbetriebe durch die zuständige

Kammer regelmäßig zu überprüfen. Insbesondere sind dabei die Auszubildenden anzuhören. Zudem

müssen unabhängige Kontrollinstanzen geschaffen werden, bei denen das Verrichten fachfremder

Tätigkeiten angezeigt werden kann. Gewerbeaufsichtsämter sind mit mehr Personal auszustatten,

damit regelmäßige, unangekündigte Kontrollen stattfinden können. Diese sind mindestens einmal pro

Jahr in jedem Betrieb und in Verdachtsfällen anlassbezogen durchzuführen. Berufsbildungsausschüsse

sindmit einem Anhörungsrecht zu versehen undmit ein Unterausschuss zur Ausbildungsqualität ist zu

etablieren. Gleichzeitig ist der Missbrauch des Ausbildungsverhältnisses zur Verrichtung ausbildungs-

fremder Tätigkeiten rechtlich schärfer zu ahnden: In Härtefällen muss die Ausbildungsberechtigung

entzogen werden können. Eine weitere, zentrale Instanz zur Prüfung der Ausbildungsqualität ist das

Berichtsheft, welches durch den*die Auszubildende zu führen ist. Es macht eine Gegenüberstellung

des Status Quo der Ausbildung und dem im Ausbildungsplan formulierten Ausbildungsziel möglich

und dient daher der Kontrolle des Betriebs wie auch des*der Auszubildenden. Da Ausbildung im Betrieb

immer ein Wechselverhältnis zwischen Lehrenden und Lernenden bedeutet, muss auch beim Formu-

lieren des Berichtshefts Rücksprache mit den Ausbildenden möglich sein. Ferner ist das Berichtsheft

Bestandteil der betrieblichen Ausbildung und damit während der Arbeitszeit zu führen. Dennoch wird

das Berichtsheft in vielen Fällen nicht am Arbeitsplatz, sondern zu Hause von den Auszubildenden

geführt, weil Ausbildungsbetriebe hierfür keine Zeit einräumen. Zudem ist das Berichtsheft nicht

für alle Ausbildungen obligatorisch. Entsprechend fordern wir die Einführung von Berichtsheften

für alle Ausbildungsberufe als Zulassungsvoraussetzung für die Abschlussprüfung. Zudem ist in das

Berufsbildungsgesetz aufzunehmen, dass das Berichtsheft während der Arbeitszeit am Ausbildungsort

zu führen ist. Ferner ist es für eine Ausbildung unerlässlich, dass Ausbilder*innen erreichbar sind. Nur

bei Wissensvermittlung durch Ausbildungspersonen ist sichergestellt, dass fachliche wie didaktische

Qualifikation für die Vermittlung der ausbildungsrelevanten Kenntnisse vorliegt. Entsprechend muss

bei den Ausbilder*innen das Bewusstsein geschaffen werden, dass ihre Präsenz und Erreichbarkeit für

den Erfolg der Ausbildung zentral sind. Zu diesem Zweck fordern wir, dass einheitliche Standards bei

der Ausbildung zu Berufsausbilder*innen festgelegt werden, die die Anwesenheit und Erreichbarkeit

von Ausbilder*innen für alle Ausbildungsberufe in den Mittelpunkt rücken. Ferner sollen didaktische,

pädagogische und jugendpsychologische Kompetenzen vermittelt werden. Die Auffrischung dieser

Kompetenzen ist durch regelmäßige Lehrgänge sicher zu stellen. Die Verbindlichkeit ist in der Ausbil-

dungseignungsverordnung zu fixieren. Für eine angemessene Betreuung der Auszubildenden muss ein

rechtsverbindlicher Schlüssel vonmaximal 8 Auszubildenden pro Ausbilder*in festgeschrieben werden.

Ein ganz wesentlicher Hebel hinsichtlich der Ausbildungsqualität ist, neben den genannten institutio-

nellen Maßnahmen und der Interessenvertretungen, die festgelegte Ausbildungszeit, welche sowohl

die Arbeitszeit im Betrieb, wie auch die Nach- und Vorarbeitszeit für die Berufsschule umfasst, sowie

der Umgang mit Überstunden. Infolge der Mehrfachbelastung von Auszubildenden durch Arbeit in der
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Ausbildungsstätte, Berufsschule sowie Vor- und Nachbereitung des gelernten Inhalts ist ausreichend

Zeit für Regeneration, Freizeit und Ehrenamt für den langfristigen Erfolg der Ausbildung unerlässlich.

Dennoch werden gerade von Auszubildenden, aufgrund von Betriebshierarchie und ungünstiger

Verhandlungsposition mit Hinblick auf die Übernahme, Überstunden und Wochenendarbeit häufig

erwartet. Dies konterkariert jedoch den eigentlichen Zweck der Ausbildung, nämlich nicht die Profitori-

entierung, sondern das Erlernen einer Fachtätigkeit. Um den Missbrauch der Ausbildung zu verhindern

und eine ausreichende Regeneration, auch in Hinblick auf die Berufsschule, zu gewährleisten, fordern

wir daher ein Verbot von Überstunden für Personen in Ausbildung. Ferner kommt dem Wochenende

eine besondere Rolle für die Regeneration zu. Insofern darf Wochenendarbeit in der Ausbildung nur

dann geleistet werden, sofern die dort vermittelten Ausbildungsinhalte während der Woche unter

keinen Umständen vermittelt werden können. Selbiges gilt für Schichtdienste. Für Minderjährige

sind Überstunden, Schichtdienst und Wochenendarbeit generell zu verbieten. Ferner sind Betriebe

gelegentlich kreativ, was die Auslegung gesetzlicher Vorschriften hinsichtlich der Anrechnung von

Berufsschulzeiten auf die Arbeitszeit anbelangt. Um dies künftig zu verhindern und Prozesskosten zu

vermeiden, fordern wir daher die Konkretisierung der gesetzlichen Bestimmungen im Berufsbildungs-

gesetz dahingehend, dass Berufsschulzeiten einschließlich Wege- und Pausenzeiten vollständig auf

die Arbeitszeit angerechnet und vergütet werden. Die Rückkehrpflicht nach der Berufsschule in den

Betrieb muss – unabhängig vom Alter des*der Auszubildenden und der Dauer des Berufsschultages

– abgeschafft werden. Dabei ist ein Berufsschultag stets als voller Arbeitstag anzurechnen. Ferner

wird, um eine ausreichende Vorbereitung für Prüfungen zu gewährleisten, fünf Tage Sonderurlaub für

Auszubildende vor allen Teilen der Abschluss-, bzw Zwischenprüfungen eingeräumt. Schlussendlich

bringen stärkere gesetzliche Leitplanken nichts, solange sie nicht umfassend kontrolliert und bei

Nichteinhaltung schmerzvoll sanktioniert werden. Entsprechend bedarf es einer Verstärkung der

Betriebskontrollen, insbesondere auch zu Nachtzeiten und am Wochenende, um Verstöße zu identi-

fizieren. Sanktionen dürfen dabei nicht bei kleinen Geldbußen enden, sondern müssen empfindliche

Strafen und bei gravierenden Verstößen auch zwingend den Entzug der Ausbildereignung zur Folge

haben. Außerdemmüssen Ausnahmeregelungen und Öffnungs-

klauseln beim Jugendarbeitsschutz gestrichen werden. Arbeitsschutz und die Gewährleistung eines

qualitativ hochwertigen Ausbildungsrahmens dürfen sich nicht an den Bedürfnissen einzelner Betriebe

oder Branchen orientieren, sondernmüssen stets auf die Auszubildenden ausgerichtetwerden. Schluss-

endlichwollenwir auch über die Vergütung von Ausbildung reden. Schließlich sind alle blumigenWorte

über dieWichtigkeit der dualen Ausbildung, die nur zu gerne als das Rückgrat der deutschenWirtschaft

bezeichnet wird, nichts außer Schall und Rauch, sofern sie sich nicht in der Bezahlung niederschlagen.

Die Ausbildungsvergütung zeigt die Wertigkeit der Ausbildung auf, die ihr die Wirtschaft beimisst.

Dabei legt sie sowohl zwischen den Ausbildungsberufen eine Art Hierarchie fest, wie auch relativ zu

Alternativen zur Berufsausbildung, beispielsweise dem Studium. Ferner fungiert sie als finanzielle Hilfe

für die Auszubildenden und hilft, deren Lebensunterhalt zu bestreiten. Zudem sichert sie qualifizierten

Nachwuchs, da siemit Entlohnung lockt. Letztere Funktion hat die Ausbildungsvergütung in den letzten

Jahrzehnten zunehmend verfehlt. So liegt die Ausbildungsvergütung im ersten Jahr durchschnittlich

bei 695 EUR brutto und damit etwas unterhalb des Niveaus des BAföG-Höchstsatzes. Das bedeutet im

Umkehrschluss, dass eine Vielzahl an Ausbildungsberufen im ersten Lehrjahr weit unter den Sätzen

des BAföG bezahlt. In der Konsequenz erscheint das Studium aufgrund höherer Fördersätze häufig

gesellschaftlich erwünschter als die Berufsausbildung, was zu einer Umlenkung von Jugendlichen

führt, die sich ansonsten gegebenenfalls für die duale Ausbildung entschieden hätten. Neben derWert-

schätzung bildet die Vergütung der Ausbildung immer auch die Basis finanzieller Eigenständigkeit.
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Mit einer Ausbildungsvergütung unterhalb des BAföG-Höchstsatzes ist allerdings ein eigeneständiges

Leben nicht möglich. Um allen Auszubildenden ein Mindestmaß an wirtschaftlicher Eigenständigkeit

zu garantieren und eine angemesseneWertschätzung, auch relativ zu anderen Alternativen, zu bieten,

fordern wir eine Mindestausbildungsvergütung in Höhe des BAföG-Höchstsatzes ab Ausbildungs-

beginn. Zur Wahrung der Tarifautonomie und Stärkung der Gewerkschaften gegen das Umgehen

der Tarifbindungen mit außertarifären Lösungen wollen wir Allgemeinverbindlichkeitserklärungen

ausweiten.Wir streben ein Ausbildungssystem an, in dem jeder Ausbildungsberuf durch einen entspre-

chenden Ausbildungstarif gesichert ist. Zusätzlich zur vergleichsweise geringen Entlohnung werden

Auszubildende durch Mehrkosten für Schulgeld und Lernmittel belastet. Wir fordern daher, dass alle

Kosten, die im Zusammenhang mit der Ausbildung für den*die Auszubildende anfallen, vom Betrieb

getragen werden müssen. Schlussendlich ist Sicherheit für Beschäftigte ein wichtiger Aspekt. Gerade

für Jugendliche spielt die Frage, ob ein Beschäftigungsverhältnis über die Ausbildung hinaus bestehen

bleibt, eine gewichtige Rolle. Entscheidungen wie der Bezug einer Wohnung oder das Gründen einer

Familie werden immer auch maßgeblich von der beruflichen Sicherheit geprägt, ebenso wie größere,

immobile Investitionsentscheidungen. Wir fordern deshalb eine allgemeine Übernahmeverpflichtung

in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis. Gerade kurzfristige Ankündigungen hinsichtlich der Übernahme

führen bei vielen Auszubildenden zu unnötig großer Unsicherheit und üben Leistungsdruck aus.

Entsprechend fordern wir eine Ankündigungsfrist bei geplanter Nichtübernahme: Wird ein*e Auszu-

bildende*r nicht übernommen, so muss dies ein Jahr vor Beendigung des Ausbildungsverhältnisses

mitgeteilt werden und entsprechend durch wichtige Gründe erläutert werden. Lässt der*die Arbeitge-

ber*in diese Frist verstreichen, so besteht der Rechtsanspruch auf eine unbefristete Stelle in Vollzeit für

den*die Auszubildende.

All jene genannten Maßnahmen tragen zur Attraktivität der dualen Berufsausbildung bei. Sie korri-

gieren Fehlentwicklungen der vergangenen Jahre, gewährleisten die Durchsetzbarkeit institutioneller

Rahmenbedingungen undmotivieren durch direktere und inklusivere Partizipationskanäle. Gleichzeitig

gilt es aber auch das Angebot an Ausbildungsplätzen zu verändern und Anreize für ein Mehr an

Ausbildung von Seiten der Betriebe zu setzen.

Angebotsseitige Maßnahmen

NebendengenanntenMaßnahmen, die eineAusbildung für Jugendlichewieder attraktivermachenund

damitmitVersäumnissender letzten Jahre aufräumen, gilt es sicherzustellen, dassBetriebeausreichend

Ausbildungsplätze anbieten. Wie eingangs erwähnt, ist die Anzahl der angebotenen Ausbildungsplät-

ze seit Jahren rückläufig. Der zentrale Grund für den Rückgang der Zahl der Ausbildungsplätze ist, dass

Ausbildung Kosten verursacht. Zwar fallen in Landwirtschaft und freien Berufen Ausbildungskosten nur

in geringem Umfang an (was maßgeblich an der mangelnden Tarifbindung liegt), dennoch kostet die

Berufsausbildung die Betriebe Geld. Ein Ausbildungsplatz im Handwerk verursacht dabei Nettokosten

imUmfang von durchschnittlich 2513 EUR, in Industrie undHandel 4607 EUR und im öffentlichen Dienst

rund 7234 EUR[10]. Rekrutieren Arbeitgeber*innen hingegen erst Erwerbspersonenmit abgeschlossener

Berufsausbildung, so sparen sie sichdiese initialenKosten zunächst ein. EntsprechendprofitierenBetrie-

be, die nicht, oder unterhalb des eigenen Bedarfs, ausbilden, von Betrieben, welche über ihren Bedarf

ausbilden. Um diese Fehlanreize zu vermeiden, müssen Kosten für die Ausbildung gesamtheitlich von

den Betrieben getragen werden. Zu diesem Zweck fordern wir Jusos die Etablierung einer Ausbildungs-

umlage: Alle Betriebe, die nicht, oder unterhalb ihres Bedarfs, ausbilden, leisten Zahlungen in einenAus-
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bildungsfonds. Gleichzeitig erhaltenUnternehmen, die über ihre Kapazitäten hinaus ausbilden, Zahlun-

gen aus diesem Fonds. Damit werden Kosten für die Ausbildung gerecht unter allen Betrieben verteilt.

Gleichzeitig sind wir der Überzeugung, dass die Ausbildung nachhaltige Pflicht von Unternehmen sein

muss. Entsprechendwerden nicht nur Ausgleichszahlungen zur Verteilung der Kostenlast für die Ausbil-

dung in den Fonds geleistet, sondern ferner auch Zahlungen darüber hinaus, welche der fehlenden Be-

reitschaft zur Ausbildung und damit zum nachhaltigen Aufrechterhalten desWirtschaftssystems Rech-

nung tragen. Schließlich entstehen einer gesamten Volkswirtschaft Kosten, wenn betriebliche Bildung

aufgrundkurzfristigenGewinnkalküls durchdenStaatübernommenwerdenmuss. ZudemsinktdieZahl

der ausbildenden Kleinbetriebe seit Jahren. Gründe hierfür liegen in der Unerfahrenheit mit dem Aus-

bildungssystem, imUmgangmit dem gestiegenen Umfang an Bewerbungen sowie dem Fehlen von ge-

eigneten Ausbilder*innen undArbeitsgeräten.Wir Jusos fordern daher die Auflage eines großflächig an-

gelegten Ausbildungsprogramms der Bundesarbeitsagenturen für kleinere Unternehmen, welches bei

der Sichtung der Bewerbungen zur Hand geht und geeignete Bewerber*innen vermittelt. Zudem sollen

durchMitarbeiter*innen des Arbeitgeber*innenservice der Bundesagentur gezielt auf Ausbildungspart-

nerschaften, Tandem- und Verbundausbildungen hingewiesen werden. Schlussendlich muss der Staat

dann korrigierend eingreifen, wenn der Markt versagt. Liegen nicht genügend Ausbildungsplätze vor,

so muss der Staat die vorhandene Nachfrage durch die Schaffung entsprechender Ausbildungsplätze

sättigen. Zu diesem Zweck fordern wir Jusos die Einführung einer gesetzlichen Ausbildungsplatzgaran-

tie. Diese Umfasst das Versprechen an jede*n Jugendlichen*n, dass, sofern kein Ausbildungsplatz ge-

funden wurde, eine duale Berufsausbildung für mindestens drei Jahre mit mindestens 50% betriebli-

cher Praxis garantiert wird. Betriebe, die aufgrund geänderter Wirtschaftslage Auszubildende suchen,

können Auszubildende aus den Ausbildungsstätten abwerben. Außerbetriebliche Ausbildungen wer-

den mit dem branchen- und ortsüblichen Maßstäben vergütet. Die außerbetriebliche Ausbildung wird

mit den Mitteln des Ausbildungsfonds finanziert. Alle genannten Maßnahmen zielen darauf ab, das

Angebot an Ausbildungsplätzen zu erhöhen. Dennoch kann es vorkommen, dass Anbieter*in und Nach-

frager*in zwar existieren, aber nicht zueinander finden. In diesen Fällen spricht man von Missmatch.

Werkzeuge zur Vermeidung und Reduzierung von Missmatch finden sich im Folgenden.

Infrastrukturmaßnahmen

Ferner wirkt sich fehlende Infrastruktur hinderlich auf die freie Wahl der Ausbildung sowie das Finden

passender Ausbildungsplätze aus. Zwar decken Berufsschulen in der Fläche die klassischenHandwerks-,

Industrie- und Handelsberufe ab, allerdings oftmals nicht alle in der Fläche verbreiteten Tätigkeiten. So

müssen für konventionelle Ausbildungen wie die des*der Steuerberatungsgehilf*in häufig bis zu hun-

dert Kilometer vom Ausbildungsort zur Berufsschule zurückgelegt werden. Dies mindert die Wahlfrei-

heit für Minderjährige massiv, sofern keine öffentlichen Verkehrsmittel zur Verfügung stehen, die zu

Schulbeginn ein Erreichen der Schule ermöglichen. Gleichzeitig werden Auszubildende durch Kosten

für Mobilität belastet. Um eine wirklicheWahlfreiheit der Ausbildungsberufe zu gewährleisten fordern

wir daher ein kostenfreies Azubi-Ticket, welches dieMobilität im gesamten Bundesland der Ausbildung

garantiert. Findet die Ausbildung in einem sich zumWohnort unterscheidenden Bundesland statt, so ist

die kostenfreieMobilität jedenfalls bis zur Ausbildungsstätte zu sichern. Langfristig sollen alle Personen

in Ausbildung, also Schüler*innen, Auszubildende, Studierende und Freiwillige zu einem landesweiten

Auszubildendenticket zusammengefasst werden. Kannmittels öffentlicher Verkehrsinfrastruktur trotz-

dem keine pünktliche Anreise zumBerufsschulstandort gewährleistet werden, so sind Alternativen, wie

berufsschulnahe, kostenfreie Auszubildendenwohnheime, in Betracht zu ziehen. Um Missmatch auf

dem Ausbildungsmarkt zu reduzieren, ist über eine Erhöhung der Mobilität nachzudenken. Sitzt bei-
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spielsweise die*der passendeBewerber*in in Bayern,während sich die Stelle in Brandenburgbefindet, so

können überregionale Vermittlungsmaßnahmen über die Bundesagentur für Arbeit beimMatchen der

beiden Parteien helfen. Ferner können Azubi-Wohnzulagen oder Begrüßungsgelder für Auszubildende

die Anreize zum Umzug erhöhen. Ferner ist über eine stärkere Kooperation zwischen Arbeitsagentu-

ren und Ausbildungsbetrieb nachzudenken: Verfügt ein*e Bewerber*in zum Zeitpunkt der Bewerbung

nicht über die notwendigen Kompetenzen für den Beginn eines Ausbildungsverhältnisses bei einem

Betrieb, und bleibt dieser Ausbildungsplatz ansonsten unbesetzt, so soll ein Qualifizierungsabkommen

mit der Bundesagentur für Arbeit geschlossenwerden können. Dabei garantiert die Bundesagentur, die

Vorqualifizierung der Bewerber*innen zu übernehmen. Im Gegenzug garantiert die Ausbildungsstätte,

dass nach erfolgter Qualifizierung die*der Bewerber*in einen Ausbildungsplatz erhält.

All diese genannten Maßnahmen stärken die duale Ausbildung. Sie helfen Ausbildungsinteressierten,

die geeignete Stelle für sie zu finden, und sichern Stabilität, Eigenständigkeit und gute Ausbildungsqua-

lität. Sie stellen ferner Gerechtigkeit unter den Betrieben her und garantieren, dass genügend Ausbil-

dungsplätze vorhanden sind. Sie tragen zudem zum Ausgleich zwischen den Regionen, zwischen Stadt

und Land sowie zwischenWest und Ost bei. Mit der Etablierung oben genannter Maßnahmen wird da-

her für eine gerechte und solidarisch finanzierte Ausbildung gesorgt, die sich an den Bedürfnissen der

Menschen orientiert und den wirtschaftlichen Erfolg der Zukunft sicherstellt.

[1] Vgl. Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquote, Bundesagentur für Arbeit [2] Vgl. Arbeitszufrieden-

heit, DIW [3] Vgl. IABKurzbericht 1/2014 [4] Vgl. IAB Expertise Berufliche BerufsausbildungundWeiterbil-

dung in Deutschland [5] Vgl. Berufsbildungsbericht 2016 [6] Vgl. Berufsbildungsbericht 2016 [7] Der ba-

sale Versorgungsgrad misst das Verhältnis von Ausbildungsplatzangeboten relativ zu Personen in Aus-

bildung vor Ort und ist daher ein Indikator für die Versorgungslage einer Region mit Arbeitsplätzen [8]

Vgl. Berufsbildungsbericht 2016 [9] Vgl. Ausbildungsreport 2017, DGB-Jugend [10] Daten: Statistisches

Bundesamt
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B7

Beschluss
Überweisung

Demokratie in der Schule lehren und leben.

Demokratie in der Schule lehren und leben.

Die SPD-Fraktionen der Landtage sowie des Bundestags sollen darauf hinwirken, dass das pädagogische

Schulkonzept sowohl in Bayern, als auch bundesweit überarbeitet wird, so dass demokratische Grund-

lagen der Gemeinschaft der Menschen, die in unserem Land leben, während der gesamten Schulzeit

gelehrt und gelebt werden. Zum Beispiel sollen gemeinschaftliche Aufgaben gestellt werden, die auch

gemeinschaftlich benotet werden. Es muss gezeigt werden, dass der Beitrag jedes Schülers/in für das

Gemeinwohl wichtig und notwendig ist.   DesWeiteren ist das Fach Sozialkunde in den Lehrplänen auf

mehrere Jahrgangsstufen auszuweiten und dieWochenstundenzahl deutlich zu erhöhen. Ebenso ist im

Fach Wirtschaft und Recht vertieft auf arbeitsrechtliche, sozialversicherungsrechtliche und andere ge-

sellschaftspolitische Aspekte vertieft einzugehen.

Überweisen an

Landtagsfraktion
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B8

Beschluss
Annahme

Wiedereinführung der Grund- und Leistungskurse in der gymnasialen Ober-
stufe

Die BayernSPD fordert die Wiedereinführung der Grund- und Leistungskurse in der gymnasialen

Oberstufe des wieder eingeführten neunjährigen Gymnasium (G9).

Überweisen an

Landtagsfraktion
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B11

Beschluss
Annahme

Medienpädagogik ist kein Erweiterungsfach, es ist Pflicht!

Für die Lehramtsstudiengänge an den bayerischen Universitäten und Hochschulen fordern wir ei-

ne Reform beim Erweiterungsfach Medienpädagogik. Es soll in seiner jetzigen Form aufgelöst werden

und seine Lehrinhalte zu Pflichtveranstaltungen für alle Lehramtsstudent*innen in Bayern werden.

Dafür braucht es Anpassungen beim Bayerischen Lehrerbildungsgesetz, bei der Lehramtsprüfungsord-

nung I (und II) sowie den Studien- und Prüfungs-ordnungen der einzelnen Universitäten. Hat eine Uni-

versität oder Hochschule das Fach noch nicht in seinem Angebot, ist sie dazu aufgefordert, so schnell

wie möglich passende Strukturen und Inhalte für die Lehramtsstudent*innen zu schaffen. DasWissen-

schaftsministerium soll hierbei unterstützen und entsprechende Finanzmittel zur Verfügung stellen.
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B12

Beschluss
Überweisung

Gründung einer Kommission für mehr politische Bildung

Wir fordern, dass auf Bundesebene eine Kommission gegründet wird, welche sich mit der Frage

“wie die politische Bildung verbessert werden kann” beschäftigt und Lösungsansätze erarbeitet. Dies

kann entweder parteiübergreifen und vom Bund, oder direkt von der SPD organisiert werden. Es sind

aber auch alle anderen Ebenen dazu aufgefordert sich Gedanken zu machen wie politische Bildung für

alle Altersklassen, vom Kind bis zur/zum Rentner*in organisiert werden kann.

Überweisen an

Bundestagsfraktion, Landtagsfraktion

89



Parteitag SPD Bayern
Beschluss B15

B15

Beschluss
Überweisung

Mehr Praktika an Gymnasien

Die SPD Mittelfranken fordert, dass Gymnasien sich verpflichten den Schüler*innen bereits ab

Anfang der Mittelstufe die Befreiung für ein freiwilliges einwöchiges Praktikum zu ermöglichen, neben

dem von der

Schule verpflichtenden Praktikum in der neunten Klasse. 

Überweisen an

Landtagsfraktion
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B16

Beschluss
Annahme

Rechtsanspruch auf einen gebundenen rhythmisierten Ganztagsschulplatz bis
Ende Sek. I

Die BayernSPD fordert die Einführung eines Rechtsanspruches auf einen gebundenen, rhythmisierten

Ganztagsschulplatz für alle Schüler*innen in der Primarstufe (Grundschule) und der Sekundarstufe 1

(Jahrgangsstufe 5 bis Ende der Jahrgangsstufe 10). In allen Schularten stellen wir dafür 12 Lehrer*innen-

Wochenstunden je Ganztagsklasse zur Verfügung und schaffen multiprofessionelle Teams.

Überweisen an

Landtagsfraktion
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B17

Beschluss
Annahme

Mehr Zeit und Expertise für Sexualaufklärung an Schulen

Wir fordern, dass in bayerischen Schulen den Themen Sexualität und Partnerschaft genügend Zeit

gewidmetwird. Damit fordernwie auch ein und auf hierzu die Vielfalt an Vereinen und Expert*innen zu

nutzen solche Unterrichtseinheiten in den Schulen durchzuführen. Dabei muss es aber ummehr gehen

als nur Kondom und Pille, sondern es müssen Themen angesprochen werden wie: „Welche Formen

von Partnerschaft und Familie gibt es?“, „Hetereo-, Homo-, Bisexualität und Transidentität gehören

gleichermaßen zu unserer Gesellschaft!“ und vor allem bei Jugendlichen: „Wie gehe ich mit meiner

eigenen sexuellen und geschlechtlichen Identität um? Wo kann ich mich bei Fragen hinwenden?“

Gerade dieser letzte Punkt ist mit Blick auf Studien zu Suizid(gedanken unter LGBTIQ-Jugendlichen

wichtig.

Konkret fordern wie, dem Thema Sexualität und Partnerschaft in allen Schularten ab der siebten Jahr-

gangsstufe mehr Zeit im Unterricht einzuräumen. Dazu gehört ausdrücklich die Möglichkeit, externe

Expert*innen zu einzelnen Unterrichtseinheiten einzuladen.

Darüber hinaus soll den Schulen ermöglichtwerden, zusätzlicheAktionstage zumThemaSexualität und

Partnerschaft zu organisieren, die finanziell und ideell vom Bayerischen Staatsministerium für Unter-

richt und Kultus zu unterstützen sind.

Überweisen an

Landtagsfraktion
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U Umwelt und Verbraucherschutz

U1

Beschluss
Überweisung

Umweltschutz ins Grundgesetz!

Umweltschutz ins Grundgesetz!

Dieselskandal, derAustritt ausdemAustritt ausderAtomenergie, das SchmelzenderGletscher indenAl-

pen… Auch die Themen wie Flächenfraß,Waldsterben, Klimaerwärmung oder Stickoxide in der Luft zei-

gen auf, dass es umweltrechtlicheMaßnahmen dringend braucht! Bereits 1971 hatte die SPD ein Grund-

recht auf Umweltschutz in ihr Umweltprogrammaufgenommenund auch dieGrünen hatten sich in der

Zeit mit dem Ziel gegründet, dass Bürger*inneninitiativen oder Verbände bei Umweltverschmutzungen

klagen können sollten. Die CDU hatte auch nach der Katastrophe in Tschernobyl das Interesse, dass die

Aufnahme des Umweltschutzes in das Grundgesetz möglichst harmlos formuliert wird und auch für

die Gerichte unverbindlich bleibt. Im Dezember 1983 lehnte eine Sachverständigenkommission des In-

nenministeriums die Einführung eines Grundrechts ab – und schlug stattdessen die Einführung eines

Staatsziels Umweltschutz vor. Als ablehnende Argumente wurde angebracht, dass die Begriffe „men-

schenwürdige Umwelt“ sowie „natürliche Lebensgrundlagen“ nur unzureichend zu konkretisieren sind

unddie Fragenicht justitiabel beantwortetwerdenkönne,worindie vomStaat konkret geschuldete Leis-

tung hinsichtlich der Umwelt bestehen solle.  Man sähe durch die Einführung eines Umweltgrundrech-

tes eine „Verunsicherung des Verfassungsrechts voraus, die eine Glaubwürdigkeitskrise für das Grund-

gesetz heraufbeschwören könne. Erst nach derWiedervereinigung einigte sich eine von Bundestag und

Bundesrat eingesetzte gemeinsame Verfassungskommission 1993 auf eine Grundgesetzänderung und

die Aufnahme des Artikels 20 a in die Verfassung. Diesen Kommissionsvorschlag nahmen am 27.10.1994

Bundestag und Bundesrat schließlich an. So kommentierte bereits 1987 Ursula M. Händel : „Mancher

mag einwenden, Papier sei geduldig und die Aufnahme des Staatszieles „Umweltschutz“ allein besa-

ge noch gar nichts. Diese Einschätzung, träfe sie zu, gilt für alle Verfassungsgebote. Natürlichmussß ein

Verfassungsauftrag Folgen für die Gesetzgebung haben. Doch derzeit hat der Umweltschutz auch in der

herrschenden Rechtssprechung wegen der fehlenden verfassungsmäßigen Verankerung in keiner Wei-

se den Stellenwert, den Umweltprobleme inzwischen im Bewußtsein vieler Bürger haben.Wer sich das

Ausmaß heutiger Umweltskandale und die in der Regel mehr als lasche Reaktion der Justiz darauf ver-

gegenwärtigt, darf eine Grundgesetzänderung nicht länger blockieren.“ Nach Art 20a GG schützt der

Staat auch in Verantwortung für die künftigen Generationen durch Legislative, Exekutive und Judika-

tive u.a. die natürlichen Lebensgrundlagen im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung. Dem Staat

ist damit eine ausdrückliche Verpflichtung zum Schutz der Umwelt auferlegt, ohne dass im Gegenzug

die Bürger*innen daraus eigene subjektive Rechte auf oder gegen hoheitliches Handeln herleiten kön-

nen.  Denn einklagbar sind Staatsziele, anders als Grundrechte, nicht. Solche subjektiven Rechte auf

den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen können sich auf der Ebene des Grundgesetzes nur aus
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den Grundrechten ergeben. Sie allein sind die Abwehrrechte und Leistungsrechte der Bürger*innen ge-

genüber dem Staat. Sie sind nicht nur im Falle verfassungsrechtlicher Streitigkeiten vor dem Bundes-

verfassungsgericht wichtig, sondern auch bei Fragen der Klagebefugnis im Verwaltungsprozessrecht.

Die Grundrechte gewährleisten bis heute keine für den Umweltschutz bedeutsame Grundrechtpositi-

on, deren subjektiv-rechtlicher Schutz über die in Art. 1 ff. GG genannten Rechtsgüter (Leben, Gesund-

heit, Freiheit und Eigentum) hinausgehen. Somit müssen alle Schädigungen der Umwelt, die sich nicht

unmittelbar lebens- gesundheits- oder eigentumsgefährdend auswirken, hingenommenwerden. Einige

Landesverfassungen, wie Art. 141 III 1 BayVerf, Art. 39 II BBgVerf. und Art 12 II MVVerf. normieren zwar ex-

pressis verbis begrenzte umweltschutzbezogene Grundrechtspositionen, gewährleisten jedoch meist

nur ein Recht auf Erholung in der freien Natur bzw. auf freien Zugang zur Landschaft. Auch sind eine

Reihe von europäischen Ländern deutlich weiter. Einige haben bereits in den 80er-Jahren den Umwelt-

schutz in ihre Verfassungen aufgenommen, so zum Beispiel die Schweiz, Niederlande, Spanien, Portu-

gal oder die baltischen Staaten. Auf europäischer Ebene wirkt die EU gemäß Art. 3 II EUV „auf ein hohes

man an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität“ hin und benennt in Art. 191 I AUEV ver-

bindliche Ziele der gemeinschaftlichen Umweltschutzpolitik wie die Erhaltung und Schutz der Umwelt

oder die umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen. Wir wollen der EU folgen

und nicht der Gegenwart hinterherhinken. Die Bundestagsfraktionwird daher aufgefordert, sich für die

Einführung eines speziellen Umweltgrundrechtes in den Grundrechtskatalog des GG einzusetzen. Die

Grundrechtsinhaber*innen hätten dadurch im Ergebnis – unter allerdings noch zu konkretisierenden

Voraussetzungen- ein eigenes Recht gegen den Staat auf die Abwehr nachteiliger Beeinträchtigungen

der Umwelt. Durch das seit den 80er Jahren entwickelte Umweltrecht wurden die Begriffe „Umwelt“

bzw. „natürliche Lebensgrundlagen“ konkretisiert. Sie vereinen in sich die gesamte natürliche, die Basis

des menschlichen Lebens bildende Umgebung, auch wenn anthropogene Einwirkungen sie mittlerwei-

le erheblich verändert haben. Erfasst werden die Umweltmedien Luft, Wasser, Boden sowie Pflanzen,

Tiere und Mikroorganismen in ihren Lebensräumen, einschließlich der Wechselwirkungen. Die Veran-

kerung eines Umweltgrundrechtes im Grundgesetz könnte ebenfalls  das Bewusstsein in der Bevölke-

rung für die Umwelt und ihre Ressourcen verstärken. Ein Grundrecht  schafft häufig ein gewisses Gefühl

von Verantwortung und Identifikation. Auch könnte ein Umweltgrundrecht eine „Kernbestandsgaran-

tie“ für das geltendeUmweltrecht implizieren. Eswäre den staatlichenGewalten unstatthaft, bestimm-

te rechtliche Mindeststandards zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen zu unterschreiten. Bei

den zahlreichen Regelungsdefiziten, die bis jetzt vorliegen, wären Nachbesserungen einklagbar. Die Ge-

setzgebung hätte dafür zu sorgen, dass das grundrechtlich geforderte Umweltschutzniveau durch ihre

Rechtsetzung erreichtwird. Zielmuss es in Zukunft sein, eine beschleunigte und vertiefte Prioritätenver-

schiebung zugunsten der Umwelt zu erreichen. Ein Grundrecht auf Umweltschutz ist ein erster Schritt

in Richtung einer solchen Prioritätenverschiebung.  Insbesonderewürde der Gesetzgeber dazu gezwun-

genwerden, die Umweltschutzgesetzgebung imneuen Licht des neuenGrundrechtes zu beurteilen und

stärker an die Bedürfnisse des Umweltschutzes auszurichten.

Überweisen an

Bundestagsfraktion
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Wir sind Teil derWolf-gang

Wir fordern ein klares Signal der Politik für die Rückkehr des Wolfes nach Bayern und dessen ver-

bleib.

DemWolf kommt eine relevante Bedeutung für das ÖkosystemWald zu und nicht nur deshalb steht er

unter besonderem Schutz. Die „Wolfspassage“ im Koalitionsvertrag, steht im Gegensatz zu den Forde-

rungen von Umweltverbänden und uns. Deshalb wünschen wir deren „Entnahme“. Die Überprüfung –

vielmehr dieAufweichung- dieses Schutzstatus ist nicht nur unnötig, sondern zeichnet in derÖffentlich-

keit ein falsches Bild dieser von Natur aus seltenen und sich selbst regulierenden Tierart. Wir schließen

uns der Forderung des BN, nach einem Förderprogrammzur strukturellen Anpassung der bisherigen Be-

weidungsformen an. Mögliche Herdenschutzmaßnahmen (Zäune, Herdenschutzhunde usw.), wie sie

bereits in anderen Bundesländern existieren, würde die Tötung von Wölfen gänzlich hinfällig machen.

Jedoch ist bereits heute die „Entnahme“ von „Problemwölfen“ rechtlich möglich. Die Möglichkeit eines

Förderprogramms für Nutztierhalter_innen in Form eines „Biodiversitäts-Bonus“ erscheint uns sinnvoll.

Außerdem ist der Stat/die jeweilige Landesregierung in der Pflicht eine bessere Öffentlichkeitsarbeit zu

leisten und nicht dasMärchen vom „bösen“Wolf und das „Rotkäppchensyndrom“ zu nähren. Eine klare 

Aufklärungsarbeit und Kommunikation in der Politik ist hierbei erforderlich.  

95



Parteitag SPD Bayern
Beschluss U4

U4

Beschluss
Annahme

Mikroplastik

Der Parteitag fordert die SPD-Landtagsfraktion und die SPD-Bundestagsfraktion auf, in Deutschland

die Herstellung und den Vertrieb von Kosmetikartikeln, die Mikroplastik enthalten, sofort gesetzlich zu

verbieten.

Überweisen an

Bundesparteitag, Bundestagsfraktion, Landtagsfraktion
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Resolution: Wir unterstützen den bundesweiten Aktionstag „Jetzt erst recht!
Keine Kompromisse #wegmit219a – Körperliche und sexuelle Selbstbestim-
mung sind nicht verhandelbar“ am 26. Januar 2019

Am heutigen 26. Januar 2019 ruft das Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung bundesweit zu ei-

nem Aktionstag für die Streichung von § 219a StGB.

Das Bündnis für sexuelle Selbstbestimmung ist ein breites Bündnis aus Beratungsstellen, verschiedenen

feministischenund allgemeinpolitischenGruppen, Verbänden, Gewerkschaften und Parteien sowie Ein-

zelpersonen. Seit 2012 setzt es sich gegen die von christlich-fundamentalistischen Gruppierungen an-

gestrebte Kriminalisierung und moralisch-gesellschaftliche Ächtung von Schwangerschaftsabbrüchen

ein.

Darum geht es:

Der vorgelegte Kompromiss der Großen Koalition zu §219a StGB verbessert die Situation vonÄrzt*innen,

Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen und ungewollt Schwangeren insgesamt nicht. Das Informa-

tionsverbot für Ärzt*innen bleibt darin bestehen, wodurch sich zum einen das Auffinden medizinisch

sachgemäßer Informationen für Betroffeneweiterhin als schwierig gestaltet und zum anderen die Stig-

matisierung von Schwangerschaftsabbrüchen bestehen bleibt.

Solange Ärzt*innen eine Anklage wegen einer Information auf ihrer Website fürchten müssen, solange

werden weiterhin nur wenige von ihnen für diese Eingriffe bereitstehen. Aus diesem Grund ist nur die

Streichung von §219a StGB eine Lösung.

Die BayernSPD unterstützt den  Aktionstag am 26. Januar 2019 für die Streichung von § 219a StGB und

den freien Zugang zu Informationen über Schwangerschaftsabbrüche!
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Beschluss

Klimafreundliche und bezahlbare Mobilität für alle: Verkehrswende jetzt
anpacken, gerecht finanzieren und sozial gestalten!
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Annahme

Gute Ausbildung für alle – Berufsbildungsgesetz besser machen!

Mit der Novellierung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) und der damit verbundenen Einführung

einer Mindestausbildungsvergütung geht eines der wichtigsten sozialdemokratischen Projekte aus

dem Koalitionsvertrag in den kommenden Monaten in die Umsetzungsphase. Im BBiG sind die wich-

tigsten Vorgaben zur dualen Ausbildung geregelt. Nachdem das Gesetz seit 2005 nicht mehr erneuert

und eine Aktualisierung durch die Union bereits in der letzten Großen Koalition verhindert wurde, ist es

jetzt an der Zeit mit Vehemenz unsere Positionen einzufordern. Der dazu kurz vorWeihnachten von der

CDU-Bildungsministerin Anja Karliczek vorgelegte Referent*innenentwurf aus dem Bundesbildungs-

ministerium gleicht einer Zurschaustellung, der Unionsfraktionen weder in der Lage, noch willens zu

sein eine wirkliche Verbesserung für Millionen junge Menschen zu erreichen. Darum werden wir an

der Seite der Gewerkschaften ein klares Zeichen setzen und lautstark deutliche Verbesserungen für

Auszubildende in diesem Land einzufordern um mehr Sicherheit für junge Menschen zu schaffen und

die Ausbildung durch gute Bedingungen auch wieder attraktiver zu machen. Deswegen werden wir im

Gesetzgebungsprozess auf unsere folgenden Forderungen weiterhin pochen:

Eine Mindestausbildungsvergütung

Diese muss zum Ziel haben Auszubildenden und dual Studierenden ein eigenständiges Leben und die

Teilhabe am gesellschaftlichen Leben in allen Facetten zu ermöglichen. Der aktuelle Vorschlag des Bun-

desbildungsministeriums von 504 Euro im ersten Ausbildungsjahr und in den Folgejahren fünf, zehn

und 15 Prozent mehr, also 529 Euro, 554 Euro und 580 Euro pro Monat deckt diesen Anspruch nicht ab.

Dieser Vorschlag orientiert sich am BaföG-Satz für Schüler*innen. Abgesehen davon, dass dieser Satz

auch für Schüler*innen, die sich ein selbstständiges Leben finanzieren müssen, zu niedrig ist, sind Aus-

zubildende und Dual Studierende eben keine Schüler*innen. Eine angemessene Ausbildungsvergütung

ist keine Sozialleistung. Sie sollte sich dementsprechend nicht an einer solchen orientieren, sondern an

tariflichen Regelungen. Gemeinsam mit den Gewerkschaftsjugenden fordern wir daher eine Mindest-

ausbildungsvergütung in Höhe von 80 % der durchschnittlichen tariflichen Ausbildungsvergütung des

jeweiligen Ausbildungsjahres. Am Beispiel des Jahres 2018 wären das im ersten Ausbildungsjahr 660

Euro, im zweiten Ausbildungsjahr 720 Euro, im dritten Ausbildungsjahr 795 Euro und im vierten Ausbil-

dungsjahr 826 Euro.

Damit wird eine zweite Haltelinie geschaffen. Davon profitieren insbesondere Auszubildende in Bran-

chen ohne gute Tarifbindung. Der aktuelle Vorschlag des Bundesbildungsministeriums würde nur für

etwa 30.000 Auszubildende (etwa 6% eines Jahrgangs) eine Verbesserung bringen, von unserer Forde-

rung würden hingegen ungefähr 162.000 Auszubildende profitieren.

Ausweitung des Geltungsbereiches auf dual Studierende und schulisch-betriebliche Ausbildungen
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Der Geltungsbereich im Berufsbildungsgesetz umfasst bisher nur die duale Ausbildung. Als neuere Aus-

bildungsart ist hier zwingend die Aufnahme – zumindest der Praxisphasen – des Dualen Studiums

ins Berufsbildungsgesetz sicherzustellen. Aktuell existieren nämlich gar keine einheitlichen gesetzli-

chen Regelungen zumDualen Studium. Das bedeutet, dass es Gesetzeslücken gibt, die es Unternehmen

ermöglichen, dual Studierende zu beschäftigen, ohne dass entsprechende Schutzbestimmungen grei-

fen, die Ausbeutung verhindern und Ausbildungsqualität sichern sollen. Hier besteht dringender Hand-

lungsbedarf. Für die dual Studierenden ergeben sich aus demFehlen gesetzlicher Schutzbestimmungen,

die für die duale Ausbildung selbstverständlich sind, zahlreiche Probleme: vertragliche Bindungsklau-

seln über das Studium hinaus, Rückzahlungspflichten, Probleme bei der Freistellung für Prüfungen und

Seminare, Fehlen von gesetzlichen Mindeststandards für die Betreuung im Betrieb und einer gesetzli-

chen Festlegung, dass es eine Vergütung geben muss.

Um die Qualität dieses Ausbildungsformats zu gewährleisten, müssen Ausbildung und Studium ver-

zahntunddiebetrieblichenAusbildungsbedingungenmitdenErfordernissendes Studiumsabgestimmt

werden. Dies erfordert zusätzliche Abstimmungsinstrumente undMaßnahmen zur Sicherung der Qua-

lität. Deshalb fordern wir, Regelungen zur Zusammenarbeit zwischen Betrieb und Hochschule ins BBiG

aufzunehmen, sowie Anforderungen der Eignung der Ausbildungsstätte und des Ausbildungspersonals,

eine Bestimmung zur Ausbildungsvergütung sowie zur Ausgestaltung des Ausbildungsvertrages zwi-

schen Studierendem und Betrieb. Die Freistellung für Vorlesungen, Seminare, Laborpraxis, Prüfungen

sowie einen Tag zur Vorbereitung der Prüfungen und Studienzeiten muss ebenfalls im BBiG verankert

werden.

Doch nicht nur das duale Studium wird vom Bundesbildungsministerium ausgeklammert. Zahlreiche

berufliche Ausbildungsgänge und vergleichbare neue Ausbildungsstrukturen sollen offenbar weiterhin

nicht imBBiGgeregeltwerden. ImErgebnis führt das in vielenAusbildungenoftmals zuunklarenRechts-

verhältnissen oder schlechteren Ausbildungsbedingungen. Daher fordern wir die Ausweitung des BBiG

zu einem einheitlichen Ausbildungsgesetz, das gleiche Qualitätsstandards für alle Ausbildungsberufe

sicherstellt. Der Geltungsbereich bzw. die Grundprinzipien des Berufsbildungsgesetzes muss auch auf

betrieblich-schulische Ausbildungen (z.B. in Pflege- und Gesundheitsberufen) ausgeweitet werden.

Verbesserte Durchlässigkeit innerhalb der beruflichen Bildung

Wir begrüßen die angestrebte höhere Durchlässigkeit, allerdings wird Durchlässigkeit vorwiegend im

Kontext von einer Verkürzung oder Anrechnung von Ausbildungszeiten diskutiert. Übersehen wurden

häufig junge Menschen, die mehr Ausbildungszeit benötigen. Um individuelle Ausbildungsarrange-

ments zu stärken, muss es in Zukunft auch rechtlich möglich sein, ohne große Prozeduren die Ausbil-

dungszeit bei entsprechenden Bedarfen zu verlängern (§ 8 Abs. 2). Dazu müssen die Rahmenbedingun-

gen so gestaltetwerden, dass Jugendlichemit Startschwierigkeiten vor Anfang der Ausbildung dieMög-

lichkeit gegeben wird, ihre reguläre Ausbildung von Beginn an länger zu gestalten. Dabei sollten auch

Modelle berücksichtigtwerden, die bereits BerufsvorbereitendeMaßnahmen imBetrieb enthalten (Bei-

spiel »Start in den Beruf« oder »Anlauf zur Ausbildung«).

Wir sind weiterhin der Überzeugung, dass eine gute und qualifizierte Ausbildung zur Facharbeiter*in

mindestens drei Jahre dauern muss. Eine sehr spezialisierte und nur auf einige Tätigkeiten fokussierte

zweijährige Berufsausbildung beeinträchtigt die Flexibilität undDurchlässigkeit des Berufsbildungssys-

tems anstatt sie zu verbessern. Die Anforderungen des Arbeitsmarktes werden weiter steigen, damit

einhergeht eine deutliche Verschlechterung der Beschäftigungsmöglichkeiten für Geringqualifizierte.
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Eine zu enge Spezialisierung bereits in der Ausbildung würde daher die Anpassung an neue Anforde-

rungenund lebenslanges Lernennicht fördern, sondern eher verringern. Eine grundsätzlicheVerkürzung

der Ausbildungsdauer von dreieinhalb auf drei Jahre und eine vermehrte Einführung von zweijährigen

Ausbildungsberufen lehnenwir daher ab. Für Auszubildende in bestehenden zweijährigenAusbildungs-

berufen fehlt dagegen derzeit ein verlässlicher Durchstieg von ihrer zweijährigen in dreijährige Ausbil-

dungsberufe. Es fehlt ein Rechtsanspruch auf eineWeiterführung der Ausbildung.

Ausnahmeregelungen zur Verkürzung der Ausbildungszeit sollen für Auszubildende gelten, die durch

einen entsprechenden Ausbildungsplatzwechsel, regelmäßiges Übertreffen der Ausbildungsziele oder

die Anrechnung einer Einstiegsqualifizierung, beruflicher Vorbildung, oder eines allgemeinbildenden

Schulabschlusses ihre Ausbildungszeit verkürzen oder vor Ablauf ihrer Ausbildungszeit zur Abschluss-

prüfung zugelassen werden.

Die angestrebte „VerbesserungderDurchlässigkeit“ birgt zudemdie deutlicheGefahr einerModularisie-

rungderAusbildung.Wir stehen zumBerufeprinzipund lehneneineAufgabedes Systemsgeschlossener

Berufsbilder zugunsten einer Modularisierung der beruflichen Ausbildung weiterhin ab.

Teilzeitausbildung ohneWenn und aber!

DasBundesbildungsministeriummöchte dieTeilzeitausbildung „stärken“undden „Adressat[*innen]en-

kreis auf alle Auszubildenden“ erweitern. Das Modell der Teilzeitausbildung ist besonders attraktiv für

Alleinerziehende. Mütter und Väter müssen einen Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung bekommen,

wenn sie sich dafür entscheiden einen Berufs- oder Schulabschluss nachzuholen. Allerdings soll wei-

terhin Voraussetzung sein, dass sich Ausbildende und Auszubildende einig sind. Lehnt die*der Arbeit-

geber*in also ab, haben Auszubildende weiterhin kein Anrecht auf eine Teilzeitausbildung. Damit ver-

kommt die „Stärkung“ zu einer hohlen Phrase. Das wollen wir nicht.Zudemmuss festgeschrieben wer-

den, dass die Ausbildungsvergütung weiterhin in voller Höhe gezahlt werden muss. Da es hier in der

Praxis häufig zu Streitigkeiten kommt, soll diese Regelung im §8BBiG mit aufgenommen werden.

Ausbildungsplatzangebot, Perspektiven und Kostenfreiheit garantieren

Weitere entscheidende Punkte, die dringend im Berufsbildungsgesetz verankert werden müssen, die

aber im aktuellen Vorschlag keine Erwähnung finden, sind eine Ausbildungsgarantie, ein Übernahme-

anspruch sowie eine garantierte Kostenfreiheit.

Wir fordern die Einführung des gesetzlichen Anspruchs auf eine mindestens dreijährige duale Ausbil-

dung in einem anerkannten Ausbildungsberuf zu absolvieren. Die Betriebemüssen wieder stärker ihrer

Verantwortung zur Ausbildung nachkommen und die Jugend braucht Perspektiven - dazu gehört ganz

wesentlich eine qualitativ gute berufliche Ausbildung. Wir sagen deshalb: Wer nicht ausbildet, muss

zahlen!Wir wir schon in unserem Grundsatzprogramm von 2007 (Hamburger Programm) festgeschrie-

ben haben, wollenwir Unternehmen die ausbildenwollen unterstützen und Betriebe die auf die eigene

Ausbildung von Fachkräften verzichten imRahmen einer Umlagefinanzierung an den Kosten beteiligen.

Diese Ausbildungsgarantie für alle ausbildungswilligen Jugendlichen die keinen Ausbildungsplatz fin-

den konnten soll spätestens zwei Monate nach Beginn des jeweiligen Ausbildungsjahres gelten. Bei der

Berufswahl sind die Berufswünsche und die Möglichkeiten der Mobilität maßgeblich.

Jugendlichen, die keinen betrieblichen Ausbildungsplatz gefunden haben, wird eine Ausbildung an ei-

ner berufsbildenden Schule oder bei einem außerbetrieblichen Bildungsträger für die gesamtemindes-

tens dreijährige Ausbildungsdauer garantiert. Ein Anteil vonmindestens 50 % betrieblicher Praxis muss
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dabei gesichert sein. Außerdem ist zu jedem Zeitpunkt ein Übergang in eine betriebliche Ausbildung

anzustreben. Die absolvierte Ausbildungszeit ist dabei anzurechnen. Außerbetriebliche Auszubildende

müssen eine Ausbildungsvergütung entsprechend der orts- und branchenüblichen tariflichen Regelung

erhalten.

Eine sichere Perspektive ist gerade für jungeMenschen sowohl beimÜbergang von Schule inAusbildung

als auch beim Übergang von der Ausbildung ins Berufsleben wichtig. Wir fordern daher eine unbefris-

tete Übernahmegarantie für alle Auszubildende. Nicht nur für die Unternehmensbindung, sondern ins-

besondere auch für den Erwerb von praktischer Berufserfahrung für den ehemaligen Auszubildenden

ist dies entscheidend.

Umfragen zeigen, dass nicht einmal dieHälfte derAuszubildendenunddual Studierenden im Jahr vor ih-

remBerufsabschluss eine festeÜbernahmezusageundPerspektive in ihremAusbildungsbetriebhat. Ein

Drittel der Auszubildenden und dual Studierenden hat kurz vor IhremBerufsabschluss noch schlicht kei-

ne Informationen darüber ob sie übernommenwerden oder nicht. Diese Unsicherheit darf jungenMen-

schen nicht weiter zugemutet werden. Deshalbmuss § 24 BBiG erweitert werden und die dreimonatige

Ankündigungsfrist bei beabsichtigter Nicht-Übernahme auf alle Auszubildenden ausgeweitet werden.

Wir fordern eine eindeutige Verankerung der Schulgeld- und Lernmittelfreiheit im BBiG. Um klarzustel-

len, dass die Berufsausbildung für die Auszubildenden und dual Studierenden kostenfrei stattfindet, er-

fordert es eine Ergänzung in § 14 BBiG. Alle imZusammenhangmit der Ausbildung entstehendenKosten

müssen vom Ausbildungsbetrieb bzw. vom Ausbildungsträger getragen werden. Dazu gehören Ausbil-

dungsmittel, Dienstkleidungsstücke, Schutzausrüstung, Fachliteratur, Unterkunftskosten beim Block-

unterricht, eventuell anfallende Schulgelder ebenso wie die anfallenden Fahrtkosten für denWeg vom

Wohnort zu den Ausbildungsstätten und der Berufs- bzw. (Fach-)Hochschule.

Zeit zum Lernen!

Bei der Frage der Anrechnung von Berufsschulzeiten bei Auszubildenden auf die Arbeitszeit wird bisher

zwischen volljährigen und minderjährigen Auszubildenden unterschieden.

Wir fordern eine einheitliche Regelung für alle Auszubildenden unabhängig von ihrem Alter.

Analog dem JarbSchGmüssen zukünftig bei allen Auszubildenden die Berufsschulzeiten auf die Arbeits-

zeit angerechnet werden. Dies ist eine Grauzone im aktuellen BBiG, die dazu führen kann, dass Auszu-

bildende vor oder nach dem Berufsschulunterricht in den Betrieb müssen. Wir fordern explizit, dies zu

unterbinden, so dass sich die Auszubildenden auf die theoretischen Ausbildungsinhalte konzentrieren

können und nicht doppelt belastet werden. Die Berufsschulzeit muss für alle Auszubildenden inklusive

derWege- und Pausenzeit vollständig auf die betriebliche Arbeitszeit angerechnet werden.

Dabei soll ein Berufsschultag, unabhängig von seinem Umfang, grundsätzlich als voller Arbeitstag be-

rücksichtigtwerden, umeine Benachteiligung der Auszubildenden zu verhindern, deren Berufsschulzeit

sich nicht mit der Ausbildungszeit überschneidet bzw. um einen Missbrauch vor gezielter Vermeidung

der Überschneidungszeiten durch Schichtdienste abzuwenden. Es kann nicht sein, dass Auszubildende

durch Berufsschulzeit plus Ausbildungszeit über die Begrenzung im Arbeitszeitgesetz hinaus beschäf-

tigt werden dürfen. Berufsschulwochen sollen wie die vertraglich vereinbarte Wochenarbeitszeit be-

rücksichtigt werden. Vor den Zwischen- und Abschlussprüfungen wollen wir den Auszubildenden ge-

setzlich drei freie Arbeitstage zur Vorbereitung ermöglichen.
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Überweisen an

BayernSPD-Landesgruppe der BTF, Bundesvorstand
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Beschluss Y5

Y5

Beschluss
Überweisung

Millionen in den Naturschutz und nicht in ein Prestigegebäude investieren!

Der Spessart ist das größte Laubwaldgebiet Bayerns und ob seiner alten Buchen- und Eichenbe-

stände von großer naturschutzfachlicher Bedeutung. Deshalb wurde im Jahr 2017 der Spessart auch

für einen 3. Bayer Nationalpark vorgeschlagen. Das anschließende Dialogverfahren der Bayerischen

Staatsregierung wurde jedoch derart dilettantisch geführt, dass eine zutiefst gespaltene Region

zurückgeblieben ist.

Als „Trostpflaster“ für die Region soll es nun ein „Eichenzentrum“ im Hafenlohrtal geben, in dem ein

altes über Jahrzehnte vernachlässigtes Hofgut für 26,5Millionen Euro saniertwerden soll. Stattweiterer

Ausweisungen von gesetzlich geschütztenWaldgebieten und Investitionen in mehrWaldschutz, soll es

eine reine Investition in ein Gebäude geben.

Das Hafenlohrtal wurde über eine 40 Jahre aktive Bürgerinitiative vor den Plänen für einenWasserspei-

cher geschützt und gehört heute zu den wertvollsten und geschütztesten Tälern in Bayern. Hier nun

für eine horrende Millionensumme ein „Eichenzentrum“ zu errichten, dem jede regional verbundene

Akzeptanz und darüber hinaus jede vernünftige Infrastruktur und Verkehrsanbindung fehlt, wird von

Naturschutzverbänden und einer breiten Bevölkerung abgelehnt. Inzwischen gibt es mehr als 5 000

Unterschriften für den weiteren Erhalt des Schutzstatus des Hafenlohrtals.

Wir fordern, dass sich die BayernSPD und die SPD Landtagsfraktion für eine Überprüfung der Investiti-

onspläne um das „Eichenzentrum“ im Hafenlohrtal einsetzt.

Die veranschlagte Investitionssumme von 26,5 Millionen Euro ist im Vorfeld über den Rechnungshof zu

prüfen.

Überweisen an

Landtagsfraktion
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Y6

Beschluss
Annahme

Ambitionierter Klimaschutz jetzt!

Wir müssen das fossile Zeitalter hinter uns lassen. Die Zukunft besteht zu 100 Prozent aus erneu-

erbaren Energien.

Wir wollen bis 2030 in Deutschland treibhausgasneutral produzieren und leben. Das heißt ganz kon-

kret: Wir müssen uns von den Energieträgern Kohle, Erdöl und Erdgas verabschieden. Es gilt jetzt in der

verbleibenden Zeit den Ausstieg wirtschaftlich erfolgreich und ohne Strukturbrüche zu gestalten.

2019 muss das Jahr sein, in dem wir die Wege festlegen, auf denen wir die Klimaziele sicher erreichen

werden. Der Staat muss einen klaren Rahmen setzen, um Planungssicherheit zu geben. Das im Koaliti-

onsvertrag verabredete Klimaschutzgesetz bietet dazu jetzt die Gelegenheit, diewirmit einem kraftvol-

len Antritt nutzen müssen.

Die SPDmuss die politische Kraft sein, die einen wirksamen Klimaschutz erfolgreich insWerk setzt und

dabeiwirtschaftlicheVernunft und soziale Belange vonMenschenundRegionengleichwertig verbindet.

Diese große Transformation in Richtung einer nachhaltigen Entwicklung bietet auch große Chancen für

unsere Volkswirtschaft.
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Y7

Beschluss
Annahme

Solidarität mit den streikenden Schüler*innen!

„We can no longer save the world by playing by the rules. It’s time to rebel to save the future.”

– Greta Thunberg, 15-jährige schwedische Klimaaktivistin im Streik

Während die Kohlekommission ihre Ergebnisse vorstellt und sich ein Klimagipfel an den anderen reiht,

entstand eine Bewegung „Friday for Future“, die vor allemvonSchüler*innen vorangetriebenwird. Junge

Menschen gehen auf die Straße und fordern ein, was ihnen zusteht: Eine Zukunft, in der der menschge-

machte Klimawandel nicht die Grundlagen ihres Lebens zerstört hat!

Die SPD erklärt sich solidarisch mit den streikenden Schüler*innen und begrüßt ausdrücklich, dass sich

junge Menschen engagieren und mit uns das Ziel teilen, einen ökologischen Wandel in Politik und Ge-

sellschaft zu erreichen.Wir wollen gemeinsammit den Streikenden die Folgen des Klimawandels so gut

wir können begrenzen und die Politik des Stillstands und des Aussitzens durchbrechen!

Wir fordern daher die Kultusminister*innender Länder dazu auf, jedeArt der Sanktion für die Schüler*in-

nen zu verhindern und es zu ermöglichen, gegebenenfalls verpasste Prüfungen unter üblichen Kondi-

tionen nachholen zu können.

Überweisen an

Landtagsfraktion
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